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A. Die Entwicklung der Versorgung der Beamten, Richter und 
Soldaten 

I . Entstehungsgeschichte 

Die Entwicklung der Versorgung verlief getrennt für die Beamten und Richter 
einerseits und die Soldaten andererseits. Die Richter wiederum zäh l ten bis in die 
Nachkriegszeit hinein zu den Beamten. Erst unter dem Grundgesetz kam es zur 
grundlegenden Trennung des Status des Richters vom Status des Beamten. Daraus 
ergaben sich auch regelungstechnische, kaum aber sachliche Unterschiede zwischen 
der Versorgung der Beamten und der Versorgung der Richter. Zwischen der Versor­
gung der Beamten und Richter einerseits und der Versorgung der Soldaten anderer­
seits aber bestehen bis heute erhebliche Unterschiede. 

1. Die Versorgung der Beamten und Richter 

/. / Die Versorgung der Bediensteten 

Die früheste Entwicklung der Beamtenversorgung ist eingespannt zwischen der 
bayerischen „ H a u p t l a n d e s p r a g m a t i k übe r die Diens tverhä l tn i sse der Staatsdiener 
vorzügl ich in Beziehung auf ihren Stand und Gehalt" vom 1. Januar 1805 und dem 
p r e u ß i s c h e n Gesetz über die Pensionierung der unmittelbaren Staatsbeamten vom 
27. M ä r z 1872. M i t der bayerischen Hauptlandespragmatik waren zum ersten M a l 
Konzeptionen eines modernen Beamtentums Gesetz geworden, die zwei zentrale 
Postulate umschlossen: die U n k ü n d b a r k e i t der Beamten und die Garantie einer 
Versorgung für sie. Die Ausgestaltung von beidem, vor allem auch der Versor­
gungsleistungen, war auch weiteren Entwicklungen ausgesetzt — i n Bayern ebenso 
wie in den anderen L ä n d e r n , die sich ebenfalls darum b e m ü h t e n , ein modernes 
Beamtentum auf der Grundlage von U n k ü n d b a r k e i t und Versorgung zu etablie­
ren. 

D a ß die g roße p reuß i sche Reform von 1872 diese Entwicklung a b s c h l o ß , resultiert 
daraus, d a ß seine Konzeption alsbald von dem — freil ich nur für die Beamten des 
Reiches geltenden — Reichsbeamtengesetz vom 31. M ä r z 1873 ü b e r n o m m e n wurde 
und damit weitreichenden Modellcharakter bekam. 

Reichsbeamte, die wegen Diens tunfäh igke i t i n den Ruhestand versetzt wurden, hat­
ten dann Anspruch auf eine lebens läng l iche Pension, wenn sie eine Dienstzeit von 
wenigstens zehn Jahren zurückgelegt hatten. Die Pension betrug nach Vollendung 
des zehnten Dienstjahres 20/80 und stieg von da ab mi t jedem weiterem zurückge­
legten Dienstjahr um 1/80 des zuletzt bezogenen Diensteinkommens. Der Höchs t ­
betrag von 60/80 wurde mi th in nach 50 Dienstjahren erreicht. Beamte, die vor 
Vollendung des zehnten Dienstjahres d iens tunfäh ig geworden und deshalb i n den 
Ruhestand versetzt worden sind, konnten bei vorhandener Bedürft igkei t eine Pen : 

sion in H ö h e von 20/80 des Diensteinkommens auf Dauer oder auf Zeit bewil l igt 
bekommen. j 
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I m Jahre 1886 kam es zu einer Reform des Reichsbeamtenrechtes. Der Beamte 
konnte nun schon mi t Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand treten 
oder auch versetzt werden, ohne d iens tunfäh ig zu sein. Die Pension betrug nach 
Vollendung des zehnten Dienstjahres 15/60 und stieg von da ab mit jedem weiteren 
zurückge leg ten Dienstjahr um 1/60 des zuletzt bezogenen gesamten Diensteinkom­
mens. Der Höchs tbe t r ag von 45/60 wurde nach 40 Dienstjahren erreicht. 

F ü r die L ä n d e r freilich blieb es bei unterschiedlichen Regelungen. 

Diese Entwicklung, die sich somit seit Anfang des 19. Jahrhunderts in den L ä n d e r n 
und i m Reich vollzogen hatte, fand ihren Niederschlag i n A r t . 129 Abs. 1 der Wei ­
marer Reichsverfassung: 

„Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, soweit nicht durch Gesetz 
etwas anderes bestimmt ist. Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung werden 
gesetzlich geregelt. Die wohlerworbenen Rechte der Beamten sind unverletzlich. 
Für die ve rmögens rech t l i chen A n s p r ü c h e der Beamten steht der Rechtsweg of­
fen." 

1920 führte P r e u ß e n — zum ersten M a l in der Geschichte des deutschen Beamten­
tums — eine gesetzliche Altersgrenze ein. Sie lag grundsä tz l ich bei 65 Jahren. Für 
Richter lag sie bei 68 Jahren. Das Reich und andere L ä n d e r schlössen sich an. 1923 
gr i f f das Reich — für seine Beamten — die Regelung des bayerischen Beamtenge­
setzes von 1908 auf, wonach die Pension bei vollendeter zehnjähr iger oder kürze re r 
Dienstzeit 35 v. H . beträgt , danach mit jedem vollendeten Dienstjahr bis zum vol l ­
endeten 25. Dienstjahr um 2 v. H . und danach u m 1 v. H . steigt. Den H ö c h s t b e t r a g 
setzte das Reich auf 80 v. H . fest. 

I n der NS-Zeit , durch das Deutsche Beamtengesetz von 1937, kam es zum ersten 
M a l zu einem reichseinheitlichen Beamtenrecht. Die Tradi t ionen des Versorgungs­
rechts wurden i m wesentlichen beibehalten. F ü r die Wirkungen des Versorgungs­
rechts war jedoch nicht unbedeutend, d a ß der Beginn der ruhegeha l t fäh igen 
Dienstzeit, der vordem immer wesentlich f rüher lag, auf das 27. Lebensjahr hinaus­
geschoben, die Wartezeit abgeschafft und der Steigerungssatz neuartig konzipiert 
wurde. Er stieg nicht mehr für alle Laufbahnengruppen gleich. Gemeinsam blieb, 
d a ß mi t der Vol lendung des 30. Dienstjahres der Höchs t sa t z von 80 v. H . erreicht 
wurde. 

I n der Nachkriegszeit ergaben sich v o r ü b e r g e h e n d divergierende Entwicklungen. 
W ä h r e n d die meisten L ä n d e r am tradit ionellen Beamtenversorgungsrecht festhiel­
ten, ebnete Hessen die Unterschiede zwischen Beamten und anderen Arbeitneh­
mern des öffent l ichen Dienstes ein. Auch die amerikanische Besatzungsmacht ten­
dierte i n diese Richtung. Daraus resultierte schl ießl ich die K o m p r o m i ß f o r m e l des 
A r t . 33 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes: 

„(4) Die A u s ü b u n g hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als s tändige Aufgabe in der 
Regel A n g e h ö r i g e n des öffent l ichen Dienstes zu ü b e r t r a g e n , die in einem öffent­
lich-rechtlichen Dienst- und Treueverhä l tn i s stehen. 

(5) Das Recht des öffent l ichen Dienstes ist unter Berücks ich t igung der hergebrach­
ten G r u n d s ä t z e des Berufsbeamtentums zu regeln." 

Die Gesetzgebung des Bundes stellte sich von vornherein aber auf den Boden der 
versorgungsrechtlichen Tradit ionen, die durch das deutsche Beamtengesetz von 
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1937 festgeschrieben waren. Das gilt sowohl für das Gesetz zur vor läuf igen Rege­
lung der Rechtsverhä l tn i sse der i m Dienst des Bundes stehenden Personen vom 
17. M a i 1950 als auch für das Bundesbeamtengesetz vom 14, Juli 1953. 1957 ver­
suchte das Beamtenrechtsrahmengesetz, das Beamtenrecht der L ä n d e r und des 
Bundes n ä h e r aneinander he ranzu füh ren . Die Vereinheitlichung genüg te jedoch 
nicht den Bedürfnissen. Der Bund konnte dem zunächs t nicht vo l l Rechnung tra­
gen. Das Grundgesetz hatte i hm die ausschl ieß l iche Bundesgesetzgebung für „d ie 
Rech t sverhä l tn i s se der im Dienst des Bundes und der bundesunmittelbaren Kör ­
perschaften des öffentl ichen Rechts stehenden Personen" zugewiesen (Ar t . 73 Nr . 8 
G G ) . F ü r „d ie Rechtsverhäl tn isse der i m öffent l ichen Dienst der L ä n d e r , Gemein­
den und anderen Körperschaf ten des öffent l ichen Rechts stehenden Personen" 
hatte er nur die Rahmengesetzgebung (Ar t . 75 Nr . 1 GG) . Durch das 28. Gesetz zur 
Ä n d e r u n g des Grundgesetzes vom 18. M ä r z 1971 wurde deshalb dem Grundgesetz 
der Ar t . 74 a eingefügt. Dadurch erhielt der Bund die Kompetenz zur konkurrieren­
den Gesetzgebung „für die Besoldung und Versorgung der Angehör igen des öffent­
lichen Dienstes, die in einem öffent l ichen-recht l ichen Dienst- und Treueverhä l tn i s 
stehen, soweit dem Bund nicht nach A r t . 73 Nr . 8 die ausschl ießl iche Gesetzgebung 
zusteht" (Abs. 1) sowie „für die Besoldung und Versorgung der Landesrichter" 
(Abs. 4). Kompetenzrechtlich neu war an dieser Vorschrift, d a ß sie dem Bundesrat 
eine Koordinat ionsfunkt ion zur Vereinheitlichung des Besoldungs- und Versor­
gungsrechts verschaffte. Nicht nur Bundesgesetze nach Abs. 1 und Abs. 4 des 
Ar t . 74 a G G bedürfen der Zust immung des Bundesrates (Abs. 2), sondern auch 
„Bundesgese tze nach Art . 73 Nr . 8, soweit sie andere M a ß s t ä b e für den Aufbau 
oder die Bemessung der Besoldung und Versorgung einschl ießl ich der Bewertung 
der Ä m t e r u n d andere Mindest- oder H ö c h s t b e t r ä g e vorsehen als Bundesgesetze 
nach A r t . 74 a G G (Abs. 3)". Durch diese Ausweitung der Kompetenzen des Bun­
desgesetzgebers (und des Bundesrates) war die T ü r e für ein einheitliches Beamten­
versorgungsrecht aufges toßen. Der Bundesgesetzgeber durchschritt sie durch E r l a ß 
des Beamten Versorgungsgesetzes vom 24. August 1976. 

Inzwischen hatte freilich das Grundgesetz auch den Status der Richter von dem 
Status der Beamten gelöst. Ar t . 98 bestimmte, d a ß die Rechtsstellung der Bundes­
richter durch besonderes Bundesgesetz zu regeln ist (Abs. 1), die Rechtsstellung der 
Richter i n den L ä n d e r n durch besondere Landesgesetze (Abs. 3 Satz 1), für die der 
Bund Rahmenvorschriften erlassen k ö n n e (Abs. 3 Satz 2). A u f dieser Grundlage 
erging das Deutsche Richtergesetz vom 8. September 1961 (neu bekanntgemacht am 
19. A p r i l 1972). Es schuf — zusammen mi t den Richtergesetzen der L ä n d e r — einen 
spezifischen Status für die Richter. Hinsicht l ich des Versorgungsrechts blieb es 
jedoch bei einer allgemeinen Verweisung auf das Beamtenrecht (§§ 46, 71). Die Ver­
weisung wurde nach Er l aß des Beamtenversorgungsgesetzes auch auf dieses aus­
d rück l i ch bezogen (§ 71 a i . d. F. des Beamtenversorgungsgesetzes). 

1.2 Die Versorgung der Hinterbliebenen 

Die Versorgung der Hinterbliebenen entwickelte sich z ö g e r n d e r als die der Beam­
ten selbst. Neben Übergangshi l fen (Gnadenvierteljahr) experimentierte man weit­
gehend mi t Versicherungs- und ä h n l i c h e n L ö s u n g e n (Kassen, Beitragszahlungen 
der Bediensteten usw.). M i t dem Reichsh in te rb l iebenenfürsorgegese tz vom 
20. A p r i l 1881 ü b e r n a h m das Reich für seine Beamten jedoch die Versorgung der 
W i t w e n u n d Waisen. Die Witwen erhielten danach ein Dr i t te l der vom Beamten am 
Todestag erdienten Pension als Witwengeld. Das Waisengeld betrug bei Halbwai-
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sen ein Fünftel und bei Vollwaisen ein Dr i t t e l des Witwengeldes. Das Witwengeld 
wurde i m weiteren Verlauf e rhöh t , bis es i m Jahre 1922 60 v. H . der erdienten Pen­
sion des verstorbenen Beamten betrug. Eine K ü r z u n g des Witwengeldes war vorge­
sehen, wenn die Witwe 15 Jahre j ü n g e r als der Beamte war. 1907 kamen Vorschrif­
ten für den Fall der Kumula t ion von aktiven Bezügen und Versorgungsbezügen 
hinzu. 

Das Deutsche Beamtengesetz von 1937 faßte die Regelungen über die Versorgung 
der Ruhestandsbeamten und die Versorgung seiner Hinterbliebenen zu einer ge­
meinsamen gesetzlichen Regelung zusammen, ohne d a ß sich für die Hinterbliebe­
nen g rundsä tz l i che Ä n d e r u n g e n ergaben. 

Die Entwicklung nach dem zweiten Weltkrieg wahrte diese Kon t inu i t ä t . Das 
Grundgesetz erzwang jedoch, d a ß nunmehr auch die Hinterbliebenen weiblicher 
Beamter Versorgung bekamen. 

2. Die Versorgung der Soldaten 

Die Versorgung der Soldaten war immer durch zwei Zäsuren gekennzeichnet: die 
Z ä s u r zwischen den Offizieren, Unteroffizieren und Mannschaft und die Z ä s u r zwi­
schen der Versorgung der Berufssoldaten und der Versorgung des v o r ü b e r g e h e n d 
dienenden Mi l i t ä rpersona l s . Die Versorgung der Berufsoffiziere hatte sich im Laufe 
des 19. Jahrhunderts parallel zu der der Beamten entwickelt. Alle übr igen Bereiche 
blieben diffus, zum Tei l ungeregelt. Ar t . 61 der Verfassung des Deutschen Reiches 
von 1871 verlieh dem Reich die Kompetenz zur Mil i tärgesetzgebung. A u f dieser 
Grundlage er l ieß das Deutsche Reich am 27. Juni 1871 ein Mil i tä rpens ionsgese tz . 
Danach erhielten die Offiziere bei einer Dienstzeit von mehr als zehn Jahren eine 
den Beamten entsprechende Versorgung. War diese Wartezeit nicht erfüllt, so kam 
eine Versorgung wegen D i e n s t b e s c h ä d i g u n g i n Betracht. Unteroffiziere und M a n n ­
schaften erhielten nach acht jähr iger Dienstzeit bei Vorliegen einer Diens tbeschäd i ­
gung eine Versorgung und erst nach ach tzehn jähr ige r Dienstzeit allgemeine Versor­
g u n g s a n s p r ü c h e i m Sinne gesetzlich bestimmter Fes tbe t räge (die nach Dienstgrad 
und Dienstzeit differenziert waren). D a r ü b e r hinaus kamen für Unteroffiziere und 
Mannschaften vor allem Eingliederungshilfen (insbesondere bevorzugte Einstel­
lung i n den öffent l ichen Dienst) in Betracht. 1906 ergingen sowohl ein Offizierspen­
sionsgesetz als auch ein Mannschaftsversorgungsgesetz. Für die Versorgung der 
Offiziere brachte dies keine grundlegenden Ä n d e r u n g e n , den Mannschaften aller­
dings wurde jetzt i m Falle der D i e n s t b e s c h ä d i g u n g eine Versorgung ohne Wartezeit 
gewähr t . Eine Versorgung bei Minderung der Erwerbs tä t igkei t wurde nach zwölf 
Jahren gewähr t , schl ießl ich eine j äh r l i che Rente nach achtzehn Dienstjahren. A m 
Ende des ersten Weltkrieges wurde i m F rüh j ah r 1919 Heer und Kriegsmarine auf­
gelöst und durch die Reichswehr ersetzt. Die f rüheren Berufssoldaten konnten 
schon wegen der erheblichen V e r ä n d e r u n g der T r u p p e n s t ä r k e nicht alle i n die 
Reichswehr ü b e r n o m m e n werden. Die nicht ü b e r n o m m e n e n Berufssoldaten mit 
einer bestimmten Mindestdienstzeit erhielten Übe rgangsgebüh rn i s s e ; den Berufsof­
fizieren mi t einer aktiven Dienstzeit von mindestens zehn Jahren wurde eine Pen­
sion gewähr t (Off iz iersentschädigungsgesetz vom 13. September 1919 and Kap i tu ­
l an tenen t schäd igungsgese tz vom 13. September 1919). 

Fü r die Zukunft enthielt die Weimarer Reichsverfassung (Art . 129 Abs. 4) sodann 
folgende Garantie: 
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„ D i e Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte und die Offenhaltung des 
Rechtswegs für die ve rmögens rech t l i chen A n s p r ü c h e werden besonders auch den 
Berufssoldaten gewährle is te t . I m übr igen w i r d die Bestellung durch Reichsgesetz 
geregelt." 

1920 wurde die erste umfassende Kriegsopferversorgung geschaffen (Reichsversor­
gungsgesetz vom 12. M a i 1920). 1921 wurde die Versorgung der Soldaten der 
Reichswehr geregelt (Wehrmachtsversorgungsgesetz vom 5. August 1921). Die Ver­
sorgung der Offiziere der Reichswehr wurde ähn l i ch geregelt wie i m Reichsbeam­
tenrecht. Für die Unteroffiziere und Soldaten waren i m Falle der Diens tbeschäd i ­
gung die Leistungen des Reichsversorgungsgesetzes vorgesehen. 

Das Wehrmach t s fü r sorge- und -Versorgungsgesetz vom 26. August 1938 regelte die 
Versorgung der Soldaten der Wehrmacht umfassend neu. Dem Inhalt nach hielt es 
sich jedoch an die ü b e r k o m m e n e n Tradit ionen. Die Versorgung der Unteroffiziere 
wurde jedoch der der Offiziere angeglichen. M i t der bedingungslosen Kapi tu la t ion 
von 1945 hat die deutsche Wehrmacht zu bestehen aufgehör t . Damit waren auch 
alle öffent l ich-rechtl ichen Diens tverhä l tn i sse der aktiven Berufssoldaten erloschen 
(BVerfGE 3, 288). Das Grundgesetz g r i f f diese Problematik in Ar t . 131 auf. Das 
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhä l tn isse der unter Ar t . 131 G G fallenden Perso­
nen vom 11. M a i 1951 gewähr te den Betroffenen Ver so rgungsansp rüche eigener 
Ar t . 

Nachdem 1955 die Einrichtung der Bundeswehr beschlossen wurde, wurde durch 
das Soldatengesetz vom 19. M ä r z 1956 (jetzt in der Fassung vom 19. August 1975) 
und durch das Wehrpflichtgesetz vom 21. Jul i 1956 (jetzt i n der Fassung v o m 8. De­
zember 1972) der dienstrechtliche Rahmen für die Bundeswehr geschaffen. Er 
wurde durch das Gesetz übe r die Versorgung für die ehemaligen Soldaten der Bun­
deswehr und ihre Hinterbliebenen (Soldatenversorgungsgesetz) vom 26. Juli 1957 
versorgungsrechtlich ergänzt . 

I L Gegenwärtiger Stand 

1. Rechtslage 

/,/ Beamtenrecht 

Das Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) l ) erfaßt die Beamten der Gemeinden 
u n d G e m e i n d e v e r b ä n d e , sowie die Beamten der sonstigen, der Aufsicht eines Lan­
des unterstehenden Körpe r scha f t en , Anstalten und Stiftungen des öffent l ichen 
Rechts (§ 1 BeamtVG). Die Anwendung des Beamtenversorgungsgesetzes setzt 
jeweils einen versorgungsfäh igen Status und einen Versorgungsaus lösenden Tatbe­
stand voraus. Diese sind in erster Linie i n den Beamtengesetzen des Bundes 2 ) und , 
i m Rahmen des Beamtenrechtsrahmengesetzes des Bundes 3 ) , i n den Beamtengeset-

{ ) Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richter in Bund und Ländern vom 24. Au­
gust 1976 (BGBl. I S. 2485, 3839), zuletzt geändert durch Art. 2 § 1, Art. 3 § 2 des 2. Haus-
haltsstruktirgesetzes v. 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523). 

2 ) Bundesbeamtengesetz (BBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Januar 1977 
(BGBl. I S 1, ber. S. 785, 842). 

3 ) Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts (Beamtenrechtsrahmengesetz, 
(BRRG) i.d. F. der Bekanntmachung vom 3. Januar 1977 (BGBl. I S. 21). 
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zen der L ä n d e r geregelt 4). Der Status der Beamten w i r d e rgänzend durch das Dis­
ziplinarrecht des Bundes 5 ) und der L ä n d e r 6 ) gestaltet. 

1.2. Richterrecht 

Für die Versorgung der Richter des Bundes und der L ä n d e r gilt das Beamtenversor­
gungsgesetz entsprechend (§ 1 Abs. 2 BeamtVG, §§ 46, 71 a des Deutschen Richter­
gesetzes)7). F ü r die Richter am Bundesverfassungsgericht finden die versorgungs­
rechtlichen Vorschriften, die für Bundesrichter gelten, Anwendung, soweit i m 

4) Baden-Württemberg: Landesbeamtengesetz v. 8. August 1979 (GBl. S. 397), zuletzt geändert 
durch das 6. Gesetz zur Änderung des Landesbeamtengesetzes v. 9. Dezember 1980 (GBl. 
S. 595) 
Bayern: Bayerisches Beamtengesetz v. 17. November 1978 (GVB1. S. 831), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über das bayerische Landesamt für Kurz­
schrift und zur Änderung des bayerischen Beamtengesetzes (GVB1. S. 815), Gesetz über 
kommunale Wahlbeamte v. 19. November 1970 (GVB1. S. 615), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte vom 27. Mai 1982 (GVB1. 
S. 261) 
Berlin: Landesbeamtengesetz Berlin v. 20. Februar 1979 (GVB1. S. 368), zuletzt geändert 
durch das 14. Gesetz zur Änderung des Landesbeamtenrechts v. 21. Dezember 1981 (GVB1. 
S.1566) 
Bremen: Bremisches Beamtengesetz v. 3. März 1978 (GVB1. S. 107), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Bremischen Hochschulgesetzes v. 22. März 1982 (GVB1. 
S. 77) 
Hamburg: Hamburgisches Beamtengesetz v. 29. November 1977 (GVB1. S. 367), zuletzt 
geändert durch das 2. Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und richterrechtlicher Vor­
schriften (GVB1. S. 276) 
Hessen: Hessisches Beamtengesetz v. 14. Dezember 1976 (GVB1. 2 S. 41), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften v. 3. Februar 1981 (GVB1. 
S. 30) 
Niedersachsen: Niedersächsisches Beamtengesetz v. 28. September 1978 (GVB1. S. 677), 
zuletzt geändert durch das Niedersächsische Haushaltsanpassungsgesetz vom 20. Dezember 
1982 (GVB1. S. 526) 
Nordrhein-Westfalen: Beamtengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen v. 1. Mai 1981 
(GVB1. S. 234), zuletzt geändert durch das 5. Gesetz zur Änderung des Landesbeamtenge-
stezes v. 14. September 1982 (GVB1. S. 596) 
Rheinland-Pfalz: Landesbeamtengesetz Rheinland-Pfalz v. 14. Juli 1970 (GVB1. S. 241), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung der Landkreisordnung und des Landesbe­
amtengesetzes v. 20. Juli 1982 (GVB1. S. 255) 
Saarland: Saarländisches Beamtengesetz v. 25. Juni 1979 (Amtsblatt S. 570), zuletzt geän­
dert durch Gesetz Nr. 1127, 10. Gesetz zur Änderung des Saarländischen Beamtengesetzes 
v. 10. Dezember 1980 (Amtsblatt S. 1081) 
Schleswig-Holstein: Landesbeamtengesetz Schleswig-Holstein v. 10. Mai 1979 (GVB1. 
S. 299), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
v. 10. Juli 1980 (GVB1. S. 236). 

5 ) Bundesdisziplinarordnung (BDO) i . d. F. der Bekanntmachung vom 20. Juli 1967 (BGBl. I 
S. 751), zuletzt geändert durch Art. V § 5 des Achten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht­
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften v. 26. Juni 1978 (BGBl. I S. 869). 

6 ) Ζ. B. Bayer. Disziplinarordnung (BayDO) i . d. F. der Bekanntmachung vom 17. November 
1978 (GVB1. S. 860), geändert durch § 2 des Siebten Gesetzes zur Änderung beamtenrecht­
licher Vorschriften vom 6. Juni 1981 (GVB1. S. 128). 

7 ) Deutsches Richtergesetz (DRiG) i . d. F. der Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBl. I 
S. 713), zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Deutschen Richterge­
setzes vom 16. August 1980 (BGBl. I S. 1451). 
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Gesetz übe r cas Bundesverfassungsgericht ( B V e r f G G ) 8 ) nichts anderes bestimmt ist 
(§ 69 DRiG)-) . Hinsicht l ich des ve rsorgungsfäh igen Status und der versorgungsaus-
lö senden Tatbes tände verweist das Deutsche Richtergesetz für Bundesrichter weit­
gehend auf de Vorschriften des Bundesbeamtenrechts (§ 46 D R i G ) . Die nach M a ß ­
gabe der §§Mff. D R i G erlassenen Landesrichtergesetze 1 0) verweisen ebenfalls 
weitgehend aaf die Vorschriften des Beamtenrechts der L ä n d e r 1 1 ) . 

1.3 Soldaten echt 

Die Versorgmg der Soldaten ist i m Soldatenversorgungsgesetz ( S V G ) 1 2 ) geregelt. 
Das Soldateigesetz ( S G ) 1 3 ) regelt p r i m ä r die Voraussetzungen des Zugangs zur 
Versorgung. Eine der Beamtenversorgung analoge Versorgung erhalten nur die auf 
Lebenszeit ernannten Berufssoldaten (§ 1 Abs. 2 Nr . 1, §§ 37 ff. SG, §§ 14 ff. SVG). 
Die folgenden Ausführungen beziehen sich deshalb durchwegs nur auf die Berufs­
soldaten. 

Der Status de: Soldaten w i r d e r g ä n z e n d durch das Wehrdisziplinarrecht gestal­
t e t 1 4 ) . 

8 ) I . d. F. der Bekanntmachung vom 3. Februar 1971 (BGBl. I S. 105), zuletzt geändert durch 
Art. 5 § 4 des 7. Bundesbesoldungserhöhungsgesetzes v. 20. März 1979 (BGBl. I S. 357). 

9 ) S. insbes. {91 BVerfGG. 
10) Baden-Wirtvmberg: Landesrichtergesetz (LRiG) i . d. F. vom 19. Juli 1972 (GBl. S. 432), 

zuletzt geincert durch Gesetz vom 11. Dezember 1979 (GBl. S. 529) 
Bayern: Bayerisches Richtergesetz i . d. F. der Bek. vom 11. Januar 1977 (GVBJ. S. 27), 
zuletzt geaKert durch Gesetz vom 21. Dezember 1979 (GVB1. S. 436) 
Berlin: Berlher Richtergesetz i . d. F. vom 27. April 1970 (GVB1. S. 642, ber. S. 1638), 
zuletzt gealtert durch Gesetz vom 23. Oktober 1979 (GVB1. S. 1852) 
Bremen: Brenisches Richtergesetz vom 15. Dezember 1964 (GBl. S. 187), zuletzt geändert 
durch Geset vom 22. Dezember 1978 (GBl. S. 325) 
Hamburg: Famburgisches Richtergesetz vom 15. Juni 1964 (GVB1. S. 109), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 18. September 1979 (GVB1. S. 271) 
Hessen: Hesisches Richtergesetz vom 19. Oktober 1962 (GVB1. S. 455), zuletzt geändert 
durch Geset vom 30. November 1979 (GVB1. I S. 243) 
Niedersachsm: Niedersächsisches Richtergesetz vom 14. Dezember 1962 (GVB1. S. 265), 
zuletzt geänlert durch Gesetz vom 15. Dezember 1979 (GVB1. S. 324) 
Nordrhein-Vestfalen: Richtergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesrichterge­
setz) vom 2>. März 1966 (GV NW S. 217), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Januar 
1980 (GV >W S. 2) 
Rheinland-Falz: Landesrichtergesetz für Rheinland-Pfalz i . d. F. vom 16. März 1975 
(GVB1. S. 1 7), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 1979 (GVB1. S. 347) 
Saarland: Siarländisches Richtergesetz i . d. F. vom 1. April 1975 (Amtsbl. S. 566), zuletzt 
geändert dirch Gesetz vom 11. Dezember 1979 (Amtsbl. S. 1041) 
Schleswig-hlstein: Schleswig-Holsteinisches Richtergesetz (Landesrichtergesetz) i . d. F. 
der Bek. von 21. Mai 1971 (GVOB1. S. 300 ber. S. 354), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
11. April 198 (GVOB1. S. 128). 

n ) Z .B . Art.2Abs. 1 BayRiG. 
1 2 ) Gesetz übe die Versorgung für die ehemaligen Soldaten der Bundeswehr und ihrer Hin­

terbliebene i . d. F. der Bekanntmachung vom 9. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1957), zuletzt 
geändert dreh Art. 3 § 1 des 2. HStruktG v. 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523). 

1 3 ) Gesetz übe die Rechtsstellung der Soldaten i . d. F. der Bekanntmachung vom 19. August 
1975 (BGB. I S. 2273), zuletzt geändert durch Art. 4 des 7. Gesetzes zur Änderung des 
SVG v. 7. Jili 1980 (BGBl. I S. 851). 

1 4 ) Wehrdiszifinarordnung (WDO) i . d. F. der Bekanntmachung vom 4. Dezember 1972 
(BGBl. I S.l 165), zuletzt geändert durch Art. 3 des Änderungsgesetzes vom 6. August 1975 
(BGBl. I S2113). 
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1.4 Besoldungsrecht 

Al le diese Regelungen werden ergänzt durch das Besoldungsrecht, das mi t den 
Diens tbezügen der aktiven Beamten, Richter und Berufssoldaten auch den „En t ­
geltfaktor" für die Versorgung dieser Bediensteten und ihrer Hinterbliebenen kon­
kretisiert. Das Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) 1 5 ) regelt auch die Bezüge der 
Beamten und Richter der Länder . Der Landesgesetzgeber kann nur noch i n Aus­
nahmefä l l en Besonderheiten regeln (§ 1 Abs. 4 BBesG). 

2. Quantitative Analysen 

Das Zahlenmaterial zur Versorgung der öffentl ich Bediensteten (Beamten, Richter 
und Soldaten) ist unvo l l s t änd ig und inkongruent. Zahlen, die sich hinsichtl ich des 
Zeitraumes, des Personenkreises (Beamte, Richter und Soldaten), hinsichtl ich der 
Dienstherrn (Bund, Lände r , Gemeinden usw.), hinsichtlich der Kategorien ge­
schützter Bediensteter (Beamter auf Lebenszeit, Beamte auf Zeit usw.) und ähnl i ­
cher relevanter Kategorien decken, sind nicht umfassend vorhanden. Es gibt auch 
kein Werk von Einzelstatistiken, die zu diesen kongruenten G r ö ß e n zusammenge­
rechnet werden k ö n n t e n . Gleichwohl sei, um ein M i n d e s t m a ß an realer Vorstellung 
zu e rmög l i chen , i m folgenden eine Auswahl der ver fügbaren Zahlen mitgeteilt. 

a) Der geschützte Personenkreis 

Hinsicht l ich des geschütz ten Personenkreises liegen die nachfolgenden Zahlen 
vor : 

Vollbeschäftigte im unmittelbaren öffentlichen Dienst am 30. Juni 1980 
— ohne Berufs- und Zeitsoldaten — 

Beamte und Richter 

Beschäftigungsbereich 
zusammen 

Höherer Gehobener Mittlerer Einfacher 
zusammen 

Dienst 

Insgesamt 1 683 455 355 761 553 787 610 979 162 973 

Gebietskörperschaften 1 197 986 350 994 495 932 337 794 13 266 

darunter: Bund 
Länder 
Gemeinden/Gv. 

111 087 
947 397 
139 502 

15 360 
314 048 

21 586 

33 791 
388 518 

73 623 

58 409 
236 054 

43 331 

3 527 
8 777 

962 

Kommunale Zweckverbände 
Deutsche Bundesbahn 
Deutsche Bundespost 

1 924 
188 210 
295 335 

445 
1 939 
2 338 

1 103 
22 751 
34 001 

369 
134 293 
138 523 

7 
29 227 

120 473 

5 ) I . d. F. der Bekanntmachung vom 13. November 1980 (BGBl. I S, 2081), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 20. Dezember 
1982 (BGBl. I S. 1857). 
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Teilzeitbeschäftigte l) im unmittelbaren öffentlichen Dienst am 30. Juni 1980 
— ohne Berufs- und Zeitsoldaten — 

Beschäftigungsbereich 

Beamte und Richter 

Beschäftigungsbereich 
zusammen 

Höherer Gehobener Mittlerer Einfacher Beschäftigungsbereich 
zusammen 

Dienst 

Insgesamt 55 276 8 512 37 728 8 590 446 

Gebietskörperschaften 

darunter: Bund 
Länder 
Gemeinden/Gv. 

49 518 8 499 37 522 3 148 349 Gebietskörperschaften 

darunter: Bund 
Länder 
Gemeinden/Gv. 

340 
47 381 

1 797 

51 
8 102 

346 

233 
36 294 

995 

56 
2 701 

391 
284 

65 

Kommunale Zweckverbände 45 7 15 21 2 
Deutsche Bundesbahn 189 1 31 153 4 
Deutsche Bundespost 5 524 5 160 5 268 91 

') mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Wochenarbeitszeit. 

Fü r den mittelbaren öffentl ichen Dienst (Sozia lvers icherungst räger , Bundesanstalt 
für Arbeit , Träger der Zusatzversorgung) liegen zum 30. Juni 1980 folgende Zahlen 
vor: 

Vollbeschäft igte Beamte 21 956 
tei lzei tbeschäft igte Beamte 215 

F ü r die Berufssoldaten werden zum 30. Juni 1980 folgende Zahlen mitgeteilt : 
Unteroffiziere 32 013 
Offiziere 29 772 

b) Der Kreis der Versorgungsempfänger 

Für den Kreis der Ver so rgungsempfänge r liegen folgende Zahlen vor: 

Versorgungstmpfänger im öffentlichen Dienst 
Stand: 1. Februar 1982 

Ruhe­
gehalts­

empfänger 

Witwen­
geld­

empfänger 

Waisengeldempfänger zu­
sammen 

Ruhe­
gehalts­

empfänger 

Witwen­
geld­

empfänger ν 
Waisen 

zu­
sammen 

Bund 1 ) 
Bundesbahn ) 
Bundespost 2) 

116 930 
145 621 
90 543 

149 048 
124 176 
72 506 

8 406 
9 281 
6 853 

274 384 
279 078 
169 902 

Zwischensumme 353 094 345 730 24 540 723 364 

Länder 
Gemeinden! 
mittelbaren-2 

öffentlichen" Dienst 

230 880 
62 000 

15 599 

167 416 
53 000 

15 849 

21 435 
5 000 

1 313 

419 731 
120 000 

32 761 

Insgesamt 661 573 581 995 52 288 1 295 856 

*) Einschliejßich Versorgungsempfänger der Bundeswehr und des G 131. 
2 ) Einschließich Versorgungsempfänger nach dem G 131. 
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Von Interesse dür f ten auch die Informationen sein, die das Bundesministerium des 
Innern hinsichtl ich der Gliederung der Ve r so rgungsempfänge r nach den Alters­
gruppen zur Verfügung gestellt hat: 

Gliederung der Versorgungsempfänger nach dem Alter 
(Altersgruppen) 

Bereich 

Ruhegehalt 
einschließlich Unfallruhegehalt und Unterhaltsbeitrag 

Bereich 
65 

und älter bis 45 45—55 55—60 60—63 63—65 65 
und älter Gesamt 

Bund (BMF) 313 470 1 019 509 2 364 18 066 22 741 
B u n d ( B M V g ) 362 1 865 7 680 6 765 4 157 14 692 35 521 
Bundesbahn 1 014 8 470 16 619 12 173 9 639 101481 149 396 
Bundespost 860 3 467 7 704 8 534 4 461 65 200 90 22d 
Baden-Würt t . — — — — — — — 
Bayern — — — — — — — 
Berlin — — — — — — — 
Bremen 49 66 237 509 241 2 837 3 939 
Hamburg 84 210 456 608 652 10 025 12 035 

Hessen — — — — — — — 
Niedersachsen 214 452 1 05 1 1 715 2 574 20 580 26 586 
Nordrhein-Westf. — — — keine Angaben — 
Rheinland-Pfalz 104 287 725 743 1 068 10 238 13 165 
Saarland 38 131 255 396 263 2 587 3 670 
Schleswig-Holst. — — — keine Angaben — 
Kommunale 
Versorgungs­
kosten _ keine Angaben _ 

3 038 15 418 35 746 31 952 25 419 245 706 357 279 

c) Zum Versorgungsniveau 

Hinsicht l ich des Versorgungsniveaus liegt zunächs t eine Übers i ch t des Bundesmini­
steriums des Innern ü b e r den durchschnittlichen Ruhegehaltssatz vor. Sie w i r d 
nachfolgend mitgeteilt : 
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Durchschnittllicher Ruhegehaltssatz 

Bereich Zahl der 
Ruhestandsbeamten 

Durchsch. Ruhegehaltssatz 
v.H. 

Bund (BMF) 22 741 73 
Bund ( B M V g ) 36 089 73 
Bundesbahn 149 396 70 

Bundespost 90 226 72 

Baden-Wür t temberg 11 584 74 

Bayern — — 
Berlin — — 
Bremen 4 351 73 
Hamburg 1 1 967 74 

Hessen — — 
Niedersachsen 26 99 1 74 

Nordrhein-Westfalen 48 408 70 

Rheinland-Pfalz 12 902 73 
Saarland 3 717 74 

Schleswig-Holstein — — 

418 372 

Durchschnittlicher Ruhegehaltssatz insgesamt: rund 72 v . H . 

Die durchschnittlichen Verso rgungsbezüge sind in den nachfolgenden Über s i ch ten 
dargestellt, die von einer Arbeitsgruppe der zus t änd igen Ministerien erarbeitet wur­
den (die Gesamt-Durchschnitte sind unter Zugrundelegung der Anzahlen der Ver­
s o r g u n g s e m p f ä n g e r i m Jahre 1980 als gewichtetes Mi t t e l errechnet worden) : 

Brutto-Versorgungsbezüge im Jahre 1980 in DM/Monat 1 ) 
— Durchschnittsruhegehalt — 

Laufbahngruppen 
Bund2) 

(ohne Bun­
deswehr) 

Bundeswehr Bundes­ Bundes­ Länder 3) 
Beamte 

Laufbahngruppen 
Bund2) 

(ohne Bun­
deswehr) Beamte Soldaten bahn post Länder 3) insge­

samt 4 ) 

einfacher Dienst 1 587 1 455 — 1 548 — 1 625 1 552 
mittlerer Dienst 2 209 2 040 2 265 5 ) 1 999 — 2 286 2 105 
gehobener Dienst 3 162 3 032 — 3 108 — 3 245 3 216 
höherer Dienst 4 800 5 762 5 128 6 ) 4 636 — 4 334 4 383 

alle 3 016 3 317 3 698 1 994 2 051 3 430 2 614 

1 ) einschließlich anteiliger Jahressonderzuwendung; vor Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs­
und Kürzungsvorschriften. 

2 ) ohne mittelbaren Bundesdienst. 
3 ) Länder: Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 
4 ) ohne mittelbaren Bundesdienst, ohne Soldaten, ohne Gemeinden und ohne sonstige juristische 

Personen. 
5 ) Unteroffiziere. 6 ) Offiziere. 
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— Durchschnittswitwengeld1) — 

Laufbahngruppen 
Bund2) 

(ohne Bun­
deswehr) 

Bundeswehr Bundes­ Bundes­ Länder 3) 
Beamte 

Laufbahngruppen 
Bund2) 

(ohne Bun­
deswehr) Beamte Soldaten bahn post Länder 3) insge­

samt4) 

einfacher Dienst 941 924 — 887 — 948 891 
mittlerer Dienst 1 236 1 196 1 205 5 ) 1 121 — 1 259 1 182 
gehobener Dienst 1 738 1 889 — 1 700 — 1 832 1 798 
höherer Dienst 2 784 3 255 3 117 6) 2 616 — 2 506 2 528 

alle 1 576 1 916 2 154 1 102 1 192 1 891 1 439 

') einschließlich anteiliger Jahressonderzuwendung; vor Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs­
und Kürzungsvorschriften. 

2 ) ohne mittelbaren Bundesdienst. 
3 ) Länder: Baden-Württemberg, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland. 
4 ) ohne mittelbaren Bundesdienst, ohne Soldaten, ohne Gemeinden und ohne sonstige juristische 

Personen. 
') Unteroffiziere. 

6 ) Offiziere. 

— Durchschnittswaisengeld1) — 

Halbwaisengeld Vollwaisengeld Unfallwaisengeld 

Bund 2 ) 316 488 550 
Bundeswehr 
— Beamte 334 576 750 
— Soldaten 352 611 790 
Bundesbahn 187 421 415 
Bundespost 253 393 545 
Länder 341 569 728 

alle 3 ) 286 485 606 

1 ) einschließlich anteiliger Jahressonderzuwendung; vor Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs­
und Kürzungsvorschriften. 

2 ) ohne mittelbaren Bundesdienst. 
3 ) ohne mittelbaren Bundesdienst und ohne Gemeinden. 

d) Der Versorgungsaufwand 

Für den Versorgungsaufwand liegen folgende Zahlen vor: 

Der Sozialbericht der Bundesregierung 1980 (Deutscher Bundestag Drucksache 
8/4327) gibt auf S. 114 für die „ P e n s i o n e n " an: 

1974 1978 1979 1980 1984 

Leistungen in Millionen DM 

Pensionen 23 323 29 371 31 015 32 888 41 195 
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Diese Zahlenangaben beziehen sich auf die Versorgungsbezüge ohne Verwaltungs­
aufwand, w ä h r e n d die etwas höhe ren Angaben auf S. 93 des Sozialberichts 1980 
einen — geschätz ten — Zuschlag für Verwaltungskosten beinhalten. Da der Ver­
waltungskostenzuschlag bei der Neuberechnung des Sozialbudgets aufgrund neue­
rer Untersuchungen deutlich herabgesetzt werden w i r d , sind die Angaben auf S. 94 
des Sozialbudgets 1980 teilweise übe rho l t und werden hier nicht dargestellt. 

W ä h r e n d das Sozialbudget 1980 teilweise noch auf Schätzwer ten beruht, sind für 
das Jahr 1980 inzwischen die IST-Ausgaben für Versorgungsbezüge bekannt: 

Versorgungsbezüge 1980 (Milliarden DM) 
Bund 7,26 
Bundesbahn 5,38 
Bundespost 3,09 
L ä n d e r 12,69 
Gemeinden/G.verb. 3,76 
Sozialvers./Zweckverb. 0,50 
Zusammen 32,68 

Die Fortschreibung der Angaben zur Entwicklung der Besoldungs-, Vergü tungs­
und Versorgungsausgaben im öffent l ichen Dienst vom 20. M ä r z 1981 (Deutscher 
Bundestag Drucksache 9/263) beschreibt den Versorgungsaufwand für alle Berei­
che (Bund, Deutsche Bundesbahn, Deutsche Bundespost, mittelbare Bundesverwal­
tung, L ä n d e r , Gemeinden) wie folgt (aaO., S. 15), wobei die Ausgaben für die So\-
daienvef§Gfging nicht enthalten sind: 

Entwicklung des(r) 

Jahr 
Entwicklung 
der Gesamt­

ausgaben Versorgungsaufwandes ') Versorgungs­
empfänger ') 

Durchschnitts­
aufwandes je 
Versorgungs­

empfänger 

1 2 3 4 5 6 

Millionen DM Millionen DM v.H. von 
Spalte 2 Anzahl DM/Jahr 

1974 466 373,2 21 865, l 2 ) 4,7 1 257 057 17 394 

1975 529 722,9 23 532,7 2 ) 4,4 1 259 757 18 680 

1976 555 397,1 24 896,9 2 ) 4,5 1 264 650 19 687 

1977 582 191,4 26 431,4 2 ) 4,5 1 258 517 21 002 

1978 631 093,9') 27 491,4 4,4 1 258 478 21 845 

1979 675 938,2 ! ) 28 806,9 4,3 1 257 418 22 910 

Index (1961 = 100) 
1974 360,8 309,6 109,3 283,3 

1975 409,9 333,2 109,5 304,3 

1976 429,7 352,5 109,9 320,7 

1977 450,5 374,2 109,4 342,1 

1978 488,3 389,2 109,4 355,8 

1979 523,0 407,9 109,3 373,2 

*) ohneSokUatnversorgung. 
2 ) Zum Teil wcläufige oder geschätzte Zahlen. 
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Hinsicht l ich der voraussichtlichen Ausgaben legt das Bundesministerium des I n ­
nern aber auch noch die folgende Schä tzung vor: 

Voraussichtliche Ausgaben in der Beamtenversorgung von 1982 bis 1996 

(Basis 1981: 35,58 Milliarden D M ) 
— Stand: Apr i l 1982 — 

Vorbemerkungen: 
— Zahl der Versorgungsempfänger hat in den letzten Jahren insgesamt geringfügig abge­

nommen: 1978 = 1 316 425; 1981 = 1 304 536. Grund: Verstärkter Abgang der 
G 13 Ter. In Vorausberechnung dadurch berücksichtigt, daß für jedes Jahr eine um 
5 000 Versorgungsempfänger geringere Zahl zugrunde gelegt wurde; verstärkte 
Einstellung in den öffentlichen Dienst in den 60'er und 70'er Jahren wirkt sich bei der 
Zahl der Versorgungsempfänger bis 1996 noch nicht wesentlich aus. 

— Jährliche Zuwachsraten, alternativ: 4 v. H . . 5 v. H. , 6 v. H. , 7 v . H . 
(siehe auch Rentenanpassungsbericht 1982). 

— Wirkliche Anpassungssätze z.B. 1982 = 3.5 v . H . ab 1.7. 1982. 
Aufstellung geht wie G R V von Jahreserhöhung aus. 

Jahr 4 v.H. 5 v. H. 6 v.H. 7 v. H. 

1982 36,86 37,21 37,57 37.92 

1983 38,19 38,93 39,67 40,42 
1984 39,56 40,71 41,89 43,08 
1985 40,98 42,58 44,23 45,92 
1986 42,46 44,54 46,70 48,95 
1987 43,98 46,58 49,3 1 52,17 

1988 45,56 48,72 52,06 55,60 

1989 47,20 50,95 54,97 59,26 
1990 48,89 53,29 58,04 63,16 
1991 50,64 55,73 61,28 67,32 
1992 52,46 58,28 64,69 71,75 
1993 54,34 60,95 68,3 1 76,46 
1994 56,29 63,74 72,12 81,48 
1995 58,30 66,66 76,14 86,84 

1996 60,39 69,71 80,38 92,54 

I I I . Künftige Tendenzen 

I m Laufe der letzten Jahrzehnte wurden immer wieder An läu fe zu Dienstrechtsre­
formen gemacht, die sich mehr oder weniger auch auf das Beamten-, Richter- und 
Soldatenversorgungsrecht erstrecken sollten. Eine eindeutige Tendenz, in welcher 
Richtung sich das Versorgungsrecht weiterentwickeln w i r d , kann aus diesen Bemü­
hungen nicht entnommen werden. 
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Β. Systematische Darstellung der Versorgung der Beamten, 
Richter und Soldaten 

I . Allgemeines 

1. Zur Terminologie: Beamte, Richter und Berufssoldaten — zusammengefaßt als 
„Bedienstete" 

Die Versorgung für Beamte, Richter und Berufssoldaten ist weitgehend nach den 
gleichen G r u n d s ä t z e n ausgestaltet. I m einzelnen ergibt sich eine fast vol lkommene 
Ü b e r e i n s t i m m u n g zwischen der Versorgung der Beamten und Richter, w ä h r e n d die 
Versorgung der Berufssoldaten vielfach Besonderheiten aufweist. Gleichwohl w i r d 
im folgenden die Versorgung aller drei Gruppen von Bediensteten einheitlich dar­
gestellt. A u f Abweichungen und Besonderheiten der einzelnen Gruppen w i r d an 
den entsprechenden Stellen hingewiesen. W o eine gemeinsame Behandlung auf 
Grund wort- oder bedeutungsgleicher Regelungen mögl ich ist, werden die Beamten, 
Richter und Berufssoldaten unter dem Oberbegriff der „Bediensteten" zusammenge­
faßt und ihre Stellung als Dienstverhältnis bezeichnet. 

2. Gemeinsame Grundlagen des Versorgungsanspruchs 

2.1 Der Rahmen des öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnisses 

Die Bediensteten erbringen keine besonderen, ausrechenbaren Vorsorgeleistungen 
wie ζ. B. die Versicherten i n der gesetzlichen Rentenversicherung. Der Anspruch 
auf Versorgung beruht vielmehr auf der Eigenart ihrer Diens tverhä l tn i sse . Die 
Bediensteten stehen in öffent l ich-recht l ichen Diens tverhä l tn i s sen besonderer A r t , 
die gepräg t s ind von einem gegenseitigen Dienst- und Treueve rhä l tn i s (vgl. § 2 
B B G , § 2 Abs. 1 B R R G ; § 1 Abs. 1 Satz 2 SG). Dieses verpflichtet den Staat auch 
nach Beendigung des aktiven Diens tverhä l tn i s ses für das Wohl des Bediensteten 
und seiner Famil ie zu sorgen (§ 79 B B G , § 48 B R R G ; § 31 SG). 

Diese Rechtsposition steht unter dem Schutz der Verfassung. Der Anspruch der 
Beamten und Rich te r 1 ) auf Ver so rgungsbezüge ist in seinem Kernbestand durch 
A r t . 33 Abs. 5 G G g e s c h ü t z t 2 ) . 

1. „ D a s E i g e n t ü m l i c h e des Beamtenverhä l tn i s ses liegt darin, d a ß es die Beteiligten 
je in umfassender Weise rechtlich i n Anspruch n i m m t ; es b e g r ü n d e t für den 
Beamten vor allem eine besondere politische Treuepflicht gegenübe r dem Staat 
und seiner Verfassung sowie die Pflicht, seine volle Arbeitskraft lebenslang dem 
Dienstherrn zur Verfügung zu stellen, und für den Dienstherrn vor allem die 
Pflicht, den Beamten und seine Familie lebenslang amtsangemessen zu alimen-
tieren u n d ihnen Für so rge und Schutz zu gewähren . Die wechselseitigen A n ­
sprüche unterscheiden sich ihrer A r t nach vom Anspruch auf Leistung und 
Gegenleistung innerhalb des entgeltlichen Arbeits- und Angestelltenvertrags 
und stehen sich vor allem in anderer Weise gegenüber , als sich Leistung und 
Gegenleistung i m entgeltlichen Arbeits- und Angestelltenvertrag gegenübers te ­
hen. 

') Zur Anwendung des Art. 33 Abs. 5 auf Richter: BVerfGE 12, 81 (88 ff.). 
2 ) BVerfGE 44, 249 (264 ff.) mit älteren Nachw. s. später noch BVerfGE 58, 68 (77). 
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2. Die vom Dienstherrn nach M a ß g a b e der Verfassung geschuldete Al iment ie rung 
ist nicht eine dem Umfang nach beliebig variable G r ö ß e , die sich einfach nach 
den „wir tschaf t l ichen Mög l i chke i t en" der öffent l ichen Hand oder nach den 
politischen Dringlichkeitsbewertungen hinsichtlich der verschiedenen vom 
Staat zu e r fü l lenden Aufgaben oder nach dem Umfang der B e m ü h u n g e n um 
Verwirkl ichung des allgemeinen Sozialstaatsprinzips bemessen läß t . Al imenta­
t ion des Beamten und seiner Familie ist etwas anderes und Eindeutigeres als 
staatliche Hi l fe zur Erhaltung eines M i n d e s t m a ß e s sozialer Sicherung und eines 
sozialen Standards für alle. Deshalb ist für die Entscheidung im vorliegenden 
Fall aus einem Vergleich mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 23. November 1976 (BVerfGE 43, 108 ff . ) , die sich mi t einer ä h n l i c h e n 
Frage aus dem Sozialrecht beschäft igt , nichts zu gewinnen. 

3. Der hergebrachte und zu beachtende Grundsatz des Berufsbeamtentums und 
des Berufsrichterrechts fordert eine amtsangemessene Al iment ie rung; d. h. die 
Diens tbezüge sowie die Alters- und Hinterbliebenenversorgung sind so zu 
bemessen, d a ß sie einen je nach Dienstrang, Bedeutung und Verantwortung des 
Amtes und entsprechender Entwicklung der allgemeinen Verhä l tn i sse angemes­
senen Lebensunterhalt gewähren und als Voraussetzung dafür g e n ü g e n , d a ß 
sich der Beamte ganz dem öffentl ichen Dienst als Lebensberuf widmen und in 
wirtschaftlicher U n a b h ä n g i g k e i t zur Erfü l lung der dem Berufsbeamtentum vom 
Grundgesetz zugewiesenen Aufgabe, i m politischen Kräftespiel eine stabile, 
gesetzestreue Verwaltung zu sichern, beitragen kann (BVerfGE 39, 196 [201]). 
Dem Gefüge der Ä m t e r innerhalb der Staatsorganisation entspricht deshalb 
eine Stufung der Bezüge innerhalb der Besoldungsordnung. 

Der Gesetzgeber, der die Angemessenheit der D iens tbezüge e inschl ieß l ich A l ­
ters- und Hinterbliebenenversorgung zu konkretisieren hat, m u ß dabei a u ß e r 
den schon genannten Gesichtspunkten — Bedeutung der Inst i tut ion des Berufs­
beamtentums, Rücks ich t darauf, d a ß das Beamtenve rhä l tn i s für qualifizierte 
Kräf te anziehend sein m u ß , Ansehen des Amtes in den Augen der Gesellschaft, 
vom Amtsinhaber geforderte Ausbi ldung, Verantwortung des Amtes, Beanspru­
chung des Amtsinhabers (häufig als „Le i s tung" bezeichnet) — auch be rücks i ch ­
tigen, d a ß heute nach allgemeiner Anschauung zu den Bedürfn issen , die der 
arbeitende Mensch soll befriedigen k ö n n e n , nicht nur die G r u n d b e d ü r f n i s s e des 
Menschen nach Nahrung, Kle idung und Unterkunft , sondern i m H i n b l i c k auf 
den allgemeinen Lebensstandard und die allgemeinen Verbrauchs- u n d Lebens­
gewohnheiten auch ein M i n i m u m an „ L e b e n s k o m f o r t " g e h ö r t : ζ. B. Ausstattung 
des Haushalts mi t dem üb l i chen elektrischen G e r ä t e inschl ieß l ich seiner Unter­
haltung, Radio- und Fernsehgerä t samt laufenden Kosten, Zeitungs- u n d Zeit­
schriftenbezug, Theaterbesuch und Besuch ähnl icher Veranstaltungen, Kraf twa­
gen, Urlaubsreise, Bausparvertrag, Lebensversicherung und Krankenversiche­
rung, Ausgaben für Fortbi ldung, soziale und politische Akt iv i tä ten und ver­
nünf t ige Fre ize i tbeschäf t igung. Al imenta t ion in der Wohlstandsgesellschaft be­
deutet mehr als U n t e r h a l t s g e w ä h r u n g i n Zeiten, die für weite Kreise der Bürger­
schaft durch Entbehrung und Knapphei t gekennzeichnet waren. Das Al imenta­
t ionsprinzip liefert einen Maßs tabsbegr i f f der jeweils den Ze i tverhä l tn i s sen 
g e m ä ß zu konkretisieren ist." 

Der Sache nach gi l t Gleiches für die Berufssoldaten, obwohl das Bundesverfas­
sungsgericht für die Gewähr l e i s t ung ihrer R e c h t s a n s p r ü c h e in erster Lin ie an 
Ar t . 14 G G a n k n ü p f t 3 ) . 

3 ) BVerfGE 16, 94 (110 ff.); 44, 249 (281); 53, 257 (306f.). 
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2.2 Die „Eineit der Versorgung66 

Diesem einlhetlichen Ursprung der Versorgung sowohl des Bediensteten selbst als 
auch seiner Unterbliebenen in dem öffent l ich-recht l ichen Dienst- und Treuever­
häl tn is entspicht ein mehrfaches Prinzip der „E inhe i t der Versorgung". Dieses 
Prinzip me in : 

— Den umfssenden Ordnungszusammenhang zwischen dem aktiven Dienstrecht 
und der ledienstetenversorgung. Die Bedienstetenversorgung „ in te rna l i s ie r t " 
die Problenatik sozialer Sicherung i m Dienstrecht, w ä h r e n d sie für privatrecht­
lich Beschäftigte auf die Sozialversicherung hin „externa l i s ie r t" w i rd . 

— Die Berücksicht igung von Ehe und Familie sowohl bei der Gestaltung der akti­
ven D i e n s b e z ü g e als auch bei der Gestaltung der Versorgung. 

— Den mateiel len wie förml ichen Regelungszusammenhang des aktiven Dienst­
rechts mi lder Sicherung des Bediensteten nicht nur für den Fall des Alters, der 
Dienstunhhigkeit und des Todes unter Z u r ü c k l a s s u n g Hinterbliebener, sondern 
auch für ten Fal l der Krankhei t , der Mutterschaft usw. des Bediensteten selbst 
oder eine; F a m i l i e n a n g e h ö r i g e n des Bediensteten. 

— Die Zusanmenfassung auch der Sicherung für denFall der Diens tunfäh igke i t 
und des lodes mi t der spezifisch gestalteten Versorgung bei Diens tunfä l len (die 
ja doch gegenüber der „e in f achen" Versorgung bei Diens tunfäh igke i t einen grö­
ßeren Kni s von Bediensteten und einen g röße ren Kreis von Hinterbliebenen 
einschlieft und weitergehende Leistungen vorsieht). 

— Die Statu.gebundenheit der Sicherung, die sich zunächs t i m Zugang zur Versor­
gung äußert, der al lein den Bediensteten mögl ich ist. Sie äuße r t sich aber auch 
darin, da i der Ruhestands-Bedienstete „Res tp f l i ch ten" aus seinem Dienstver­
häl tn is ha:, deren Verletzung zur Aberkennung des Ruhegehalts führen kann. 
Ebenso we seine versorgungsberechtigten Hinterbliebenen tr i f f t ihn zudem eine 
weitergehmde b ü r g e r l i c h e Wohlverhaltenspflicht, die darin zum Ausdruck 
kommt, d iß Freiheitsstrafen i n gewisser H ö h e und von gewisser Bedeutung für 
das Gemdnwesen sowie die Verwirkung von Grundrechten (Ar t . 18 G G ) zum 
Er lösche r der V e r s o r g u n g s a n s p r ü c h e führen k ö n n e n . 

3. Die themaische Eingrenzung der Darstellung 

I n dem hier gegebenen Zusammenhang liegt der Schwerpunkt zunächs t auf der 
Alterssicherurg durch das Ruhegehalt. Da das allgemeine Renten Versicherungssy­
stem die Sicherung für den Fall der Inva l id i tä t (Erwerbs- und Berufsunfähigkei t ) 
und des Tocfes unter Z u r ü c k l a s s u n g U n t e r h a l t s a b h ä n g i g e r (Witwen, Witwer und 
Waisen) regeungstechnisch eng verbindet, sind neben der eigentlichen Alterssiche­
rung auch die Sicherung für den Fal l der Dienstunfähigkeit und den Fall des Todes 
eines Bediensteten unter Zurücklassung Hinterbliebener i n Betracht zu ziehen. Die 
soziale Sicherung für den Fal l der Krankhei t (Beihilfe) und die soziale Sicherung 
für denFall der D i e n s t u n f ä h i g k e i t und des Todes infolge eines Dienstunfalles ( U n ­
fallfürsorge) werden e r g ä n z e n d e rwähn t , sie k ö n n e n jedoch nicht differenziert dar­
gestellt werden. 
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4. Bedienstetenversorgung (Ruhestandsversorgung) versus Hinterbliebenen­
versorgung 

Eine grundlegene Z ä s u r verläuft zwischen der Versorgung der d i ens tunfäh igen oder 
„a l t en" Bediensteten selbst und der Versorgung ihrer Hinterbliebenen. Sie kann 
durch folgende Stichworte verdeutlicht werden: 
Sicherung i m Erlebensfall 
Sicherung aus eigenem Dienstrechtsver­
häl tn is 

Sicherungsvoraussetzungen in der eige­
nen Person 
Sicherung unmittelbar für einen Bedien­
steten 
Maximale, weil selbsterdiente Siche­
rung — Sicherung des Lebensstandards 

Bezugsg rößen : Diensteinkommen und 
Dienstzeit 

Sicherung i m Über lebensfa l l 
Sicherung aus fremdem Dienstrechts­
verhä l tn is und eigenem Hinterbliebe­
nenstatus 
Sicherungsvoraussetzungen in der ver­
mittelnden und in der eigenen Person 
Sicherung für mögl icherweise mehrere 
Angehör ige 
Reduzierte, weil vom Bediensteten er­
diente und davon abgeleitete Sicherung 
— begrenzte Sicherung des Lebensstan­
dards (Unterhaltsersatz) 
Bezugsgrößen : Diensteinkommen und 
Dienstzeit des E rnäh re r s und famil iäre 
Stellung 

Trotz dieser Eigenart der Hinterbliebenenversorgung darf nicht übersehen werden, 
d a ß nach den hergebrachten G r u n d s ä t z e n des Berufsbeamtentums auch die Versor­
gung der Hinterbliebenen an der Einheit des Versorgungsrechts teilhat. Das Bun­
desverfassungsgericht führt dazu folgendes aus (BVerfGE 21, 329 [346 f . ] ) : 

„Beso ldung und Versorgung sind demnach in ihrer Ausgestaltung als e igens tän­
dige, unverzichtbare Unterhaltsrechte — die Ver so rgungsansp rüche z u n ä c h s t in 
der Form unverzichtbarer Anwartschaft (§ 50 Abs. 3 B R R G ; §§ 86 Abs. 2, 158 
Abs. 3 Satz 2 H m b B G ) — die einheitliche, schon bei B e g r ü n d u n g des lebenslan­
gen Beamtenverhä l tn i s ses i m Interesse des Dienstherrn selbst garantierte Gegen­
leistung, um den Beamten von der der Ehe- und Familiengemeinschaft entsprin­
genden na tü r l i chen Sorge um das wirtschaftliche W o h l seiner A n g e h ö r i g e n , auch 
für die Zeit nach seinem Tode, freizustellen und so die von ihm geforderte gewis­
senhafte Hingabe im Dienst und eine loyale Pflichterfüllung zu sichern (vgl. 
hierzu Gerber, A ö R N F 18, S. 68 f f . ) . N u r so läß t sich auch rechtfertigen, d a ß 
sich der Dienstherr zu Lebzeiten des Beamten auf die Alimentation der Beamten­
familie be sch ränk t , also lediglich die für eine s t a n d e s g e m ä ß e Lebenshaltung hin­
reichenden Mi t t e l zur Verfügung stellt und damit dem Beamten keine Mögl i chke i t 
bietet, selbst seine und seiner Hinterbliebenen Altersversorgung zu veranlassen 
(vgl. hierzu die Aus füh rungen des Bundesministers des Innern zur B e g r ü n d u n g 
der versorgungsrechtlichen Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes i n der 
185. Sitzung des BT am 16. Januar 1952 [Sten.Prot. S. 7843] und die entsprechen­
den Aus führungen i m Reg.Entwurf [BR-Drucks. 562/51 S. 60]). Diese öffentlich­
rechtliche Unterhaltspflicht des Dienstherrn erstreckt sich über den T o d des 
Beamten hinaus auf die versorgungsberechtigten Hinterbliebenen, denen inso­
weit aus dem gleichen Rechtsgrund, nicht etwa kraft eines Erb- oder privaten 
Unterhaltsrechts, ein eigener, se lbs tändiger Anspruch erwächs t ( R G i n JW 1937, 
2531 Nr . 27; R G Z 171, 193). Der Dienstherr t r i t t also nicht i n die unterhaltsrecht­
liche Position des verstorbenen Beamten ein. Er hat vielmehr die schon zu dessen 
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Lebzeiten gewährte öffent l ich-recht l iche Al imenta t ion der Beamtenfamilie ge­
g e n ü b e r cen hinterbliebenen Familienangehörigen — nur diese sind Hinterblie­
bene i m Sinne des Beamtenrechts — fortzusetzen (vgl. § 48 B R R G , § 82 
H m b B G ) . F ü r die Versorgungsbezüge der Wi twen und Waisen sind deshalb auch 
seit jeher die gleichen Gesichtspunkte bestimmend, die auch bei der Besoldung 
und Verscrgung des Beamten selbst zu beachten sind (BVerfGE 3, 58 [160]; 8, 1 
[14 f . ] ; 11 2)3 [209, 214 f.]). Eine V e r k n ü p f u n g dieser , a m t s g e m ä ß e n 4 Versorgung 
mit dem bürgerl ichen Unterhaltsrecht war in der Vergangenheit ebensowenig 
vorgesehen wie eine Bemessung der Besoldung und des Ruhegehalts nach den 
Bedürfnissen und Vermögensverhä l tn i s sen des Beamten und seiner Familie, die 
die privaire:htliche Unterhaltsverpflichtung beeinflussen ( B G H i n N D B Z 1956, 
153; BGHZ 21, 248 [250]). Zutreffend charakterisiert die als Beilage Β dem Etat 
des Reichsfnanzministers für 1897/98 beigefügte Denkschrift (auszugsweise wie­
dergegeben bei Lötz : ,Geschichte des deutschen Beamtentums*, S. 608/609) diese 
Rechtslage dahin, d a ß der Staat bei der Bemessung der Gehä l t e r weder ,genau 
den Bedarf des Beamten für Weib und K i n d abzuwägen noch etwaige Einnah­
men aus eigenem Vermögen und dgl. i n Rechnung zu ziehen' habe; es gehe viel­
mehr n u r d i r u m , die in der Natur des Staa tsd iens tverhä l tn isses und in der Person 
des Beantm selbst liegenden Momente zu berücksicht igen und auf dieser 
Grundlage nach bil l igem Ermessen die Frage zu beantworten, was für das stan­
desgemäße Leben nötig ist." 

A u f die Eniwcklung, welche die Ruhestandsversorgung und die Wi twen /Wi twer ­
versorgung dirch die E in führung des Versorgungsausgleichs genommen haben, 
kann an dieser Stelle nicht n ä h e r eingegangen werden. 

5. Personelle Bereich und personelle Grenzen der Sicherung — Komplemente der 
Sicherung 

5.1 Bereich md Grenzen der Sicherung 

Die Versorgmg für den Fall des Alters, der Inva l id i tä t und des Todes unter 
Zurücklassurg Hinterbliebener konzentriert sich auf einen Kernbereich öffentli­
cher Bedienseter. Ihn bilden 

— für die ledienstetenversorgung die Bediensteten auf Lebenszeit, die eine 
Dienstzeil von mindestens fünf Jahren abgeleistet haben, 

— für die Hnterbliebenenversorgung die Bediensteten auf Lebenszeit sowie die 
Bediensteen im Ruhestand. 

Jenseits d ies« Kernbereichs finden sich vielfältige Differenzierungen. Sieht man 
von den Fä len ab, i n denen Dienstunfallversorgung (Beschäd ig tenversorgung) 
gewähr t w i rd ergibt sich folgendes: 

— Bediensteen auf Lebenszeit, die weniger als fünf Jahre Dienst geleistet haben, 
ist i m Fal der Diens tunfähigkei t Ruhegehalt zu gewähren , wenn sie infolge 
Krankhe i , Verwundung oder sonstiger Beschäd igung , die sie sich ohne grobes 
Verschuken bei der A u s ü b u n g oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen 
haben, dienstunfähig geworden sind. Ihren Hinterbliebenen vermitteln sie H i n -
terbliebeienversorgung ohne Differenzierung. 

— Ä u ß e r s t mterschiedlich ist die Situation hinsichtlich der Beamten und Richter 
auf Zei t . Sie k ö n n e n nach M a ß g b e besonderer gesetzlicher Vorschriften (ζ. B. 
für Richfcr des Bundesverfassungsgerichts) mi t Ab lau f der Amtszeit, bei Errei-
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chung der Altersgrenze oder bei Diens tunfäh igke i t (generell nach fünf Jahren 
Dienst: Richter auf Zeit) i n den Ruhestand treten und Ruhegehalt erhalten. I n 
jedem Fall hinterlassen sie ihren Hinterbliebenen Hinterbliebenenversorgung. 
Dies alles gil t nicht für Soldaten auf Zeit. Ihre Sicherung ist ganz auf die Über ­
leitung abgestellt, also zeitlich begrenzt. 

— Beamten und Richtern auf Probe ist i m Falle der Diens tunfäh igke i t , wenn diese 
dienstlich verursacht ist, Ruhegehalt zu gewähren . Sonst kann ihnen Ruhegehalt 
gewähr t werden. 

— Beamte auf Wider ru f erhalten — unbeschadet der A n s p r ü c h e aus Dienstunfall 
— Versorgung weder i m Alter noch i m Fall der D iens tun fäh igke i t ; sie hinterlas­
sen auch keine Hinterbliebenenversorgung. 

5.2 Komplemente der Sicherung 

5.2.1 N a c h v e r s i c h e r u n g 

Der dienstrechtliche Status schließt alle Bediensteten von der Rentenversicherung 
aus. M i t anderen Wor ten : die Mögl ichke i t dienstrechtlicher Versorgung verschl ießt 
zunächs t den Zugang zur Rentenversicherung. Realisiert sich die Mögl ichkei t 
dienstrechtlicher Versorgung aber nicht, so w i r d der Zugang zur Rentenversiche­
rung dennoch eröffnet. 

Bedienstete, die nach ihrer Ausbildung einem freien Beruf zuzuordnen sind (Ärzte , 
Z a h n ä r z t e , Apotheker, Tierärz te , Architekten u. w.), sind wegen ihres dienstrechtli­
chen Status entweder von der Teilnahmepflicht in den berufss tänd ischen Versor­
gungseinrichtungen der verkammerten freien Berufe ausgeschlossen oder werden 
dort auf Antrag — ohne weiteres — von der Pflichtteilnahme befreit. 

— Bedienstete, die die Altersgrenze erreichen oder d iens tunfäh ig werden, ohne 
durch die Versorgung geschützt zu sein, und Hinterbliebene, deren bediensteter 
E r n ä h r e r verstorben ist, ohne ihnen Versorgung vermittelt zu haben, sowie 

— Bedienstete, die aus dem öffent l ich-recht l ichen Dienst- und Treueverhä l tn i s 
ausscheiden, ohne unmittelbar i n den Status der Versorgung übe rzuwechse ln , 

werden durch Nachversicherung bei der Rentenversicherung gesichert (§ 1232 
R V O , § 9 A V G ) . 

Bedienstete, die nach ihrer Ausbildung zu den freien Berufen zu zäh l en sind und 
die aus dem öffent l ich-recht l ichen Dienst- und Treueverhä l tn i s ausscheiden, ohne 
unmittelbar i n den Status der Versorgung überzuwechse ln , werden auf Antrag 
anstelle bei der Rentenversicherung durch Nachversicherung i n der e inschlägigen 
berufss tänd i schen Versorgungseinrichtung ihres Berufsstandes gesichert (§ 124 
Abs. 6 a und 6 b A V G ) . 

5.2.2 U n t e r h a l t s b e i t r ä g e 

I n einer Reihe von Fäl len sieht das Versorgungsrecht selbst jedoch ein spezifisches 
Instrument vor, um Sicherungs lücken zu sch l i eßen : den Unterhaltsbeitrag. Solche 
Unte rha l t sbe i t r äge k ö n n e n bekommen: 

— Bedienstete auf Lebenszeit, die weniger als fünf Jahre Dienst geleistet haben, 

— Beamte und Richter auf Zeit, die wegen Erreichens der Altersgrenze oder 
Diens tunfäh igke i t aus dem Dienst scheiden, ohne in den Ruhestand versetzt zu 
werden, 
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— Beamte und Richter auf Probe, die die Altersgrenze überschre i t en oder dienst­
unfähig werden, ohne d a ß diese Diens tunfäh igke i t dienstlich verursacht ist, 

— Hinterbliebene der Bezieher von Unte rha l t sbe i t r ägen , 

— „nachgehe i r a t e t e " ü b e r l e b e n d e Ehegatten oder „ n a c h a d o p t i e r t e " Kinder . 

Dieses Instrument des Unterhaltsbeitrags kann an die Stelle der Nachversicherung 
treten. Es kann aber auch die Nachversicherung e r g ä n z e n ; wenn die Nachversiche­
rung dem Grunde (Nich te r fü l lung der Wartezeit) oder der H ö h e nach (Sicherungs­
bedarf übe r die Beitragsbemessungsgrenze hinaus) die S icherungsbedürfn isse nicht 
deckt. 

Schließl ich ist das Instrument des Unterhaltsbeitrags auch deshalb bemerkenswert, 
weil Un te rha l t sbe i t r äge i m Regelfall Ermessensleistungen sind. W ä h r e n d Versor­
gungsbezüge i m allgemeinen feste Anspruchsleistungen sind, stehen Unterhaltsbei­
t räge i m Regelfall i m Ermessen der zus tänd igen Behörde . Das Ermessen bezieht 
sich auf Grund und H ö h e . Für die H ö h e bildet die Versorgungsleistung, die durch 
den Unterhaltsbeitrag substituiert w i r d , die Obergrenze. 

I I . Die Bedienstetenversorgung (Ruhestandsversorgung) 

1. Die Multifunktionalität des „Ruhestandes" 

Ehe in die Einzelheiten eingetreten w i r d , ist klarzustellen, d a ß das „ R u h e g e h a l t " 
nicht nur i m Falle des Alters und der Inval id i tä t (Diens tunfähigke i t ) gezahlt w i r d , 
sondern auch in Fäl len , i n denen der Verlust eines Amtes aus anderen G r ü n d e n 
kompensiert werden soll. 

(1) Der Alterssicherung zuzuordnen ist das Ruhegehalt bei Eintr i t t in den Ruhe­
stand wegen Erreichens der Altersgrenze. 

(2) Der Inva l id i t ä t s s i che rung zuzuordnen ist das Ruhegehalt nach Versetzung in 
den Ruhestand wegen Diens tunfähigkei t . 

(3) Dagegen hat die Versetzung i n den einstweiligen Ruhestand weder den Zweck 
der Sicherung für den Fall des Alters noch den Zweck der Sicherung für den 
Fall der Inva l id i tä t . F ü r den Fall des Alters ist die Umwandlung des einstweili­
gen Ruhestandes in den „ A l t e r s r u h e s t a n d " ausdrück l ich vorgesehen. 

(4) Ähn l i ches gilt für den Ruhestand von Richtern i m Interesse der Rechtspflege. 

(5) Auch die Versetzung von Beamten oder Richtern auf Zeit in den Ruhestand 
wegen Ablaufs der Amtszeit ist keine Sicherung für den Fall der Inva l id i tä t und 
nicht a p r i o r i und notwendig eine Sicherung für den Fall des Alters. Freil ich 
w i r d sie die Rolle der Alterssicherung mit einnehmen. Jedoch fehlt ihr dahin 
eine spezifische Gestaltung. 

I m folgenden sollen nur die spezifischen Fäl le der Sicherung für den Fall des 
Alters (1) u n d der Inva l id i t ä t (2) berücks icht ig t werden. Der einstweilige Ruhe­
stand (3), die besonderen Ruhes tands fä l l e von Richtern aus dienstlichem A n l a ß (4) 
und der Ruhestand wegen des Zeitablaufs eines Beamten- oder Richterverhä l tn i sses 
auf Zeit (5) müssen dagegen a u ß e r Betracht bleiben. 

2. Berechtigter Personenkreis 

Z u m versorgungsberechtigten Personenkreis zäh len die Bediensteten, die in den 
Ruhestand treten und Versorgung erhalten k ö n n e n . Dies sind zunächs t die Beamten 
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und Richter auf Lebenszeit (Ernennung frühestens mit Vollendung des 27. Lebens­
jahres) und die Berufssoldaten. Beamte oder Richter auf Zeit k ö n n e n nach M a ß ­
gabe besonderer gesetzlicher Vorschrift in den Ruhestand treten. Beamte und Rich­
ter auf Probe sind bei dienstbedingter Diens tunfäh igke i t in den Ruhestand zu ver­
setzen; sonst k ö n n e n sie bei Diens tunfäh igke i t in den Ruhestand versetzt werden. 

3. Die Alterssicherung 

3.1 Voraussetzungen des Eintritts in den Ruhestand 

3.1.1 E r r e i c h e n der m a ß g e b e n d e n A l t e r s g r e n z e 

Die Sicherung der Bediensteten für den Fall des Alters knüpf t an das Erreichen 
eines bestimmten Alters an. Die Altersgrenze ist so ausgestaltet, d a ß Regelgrenzen 
Ausnahmen im Sinne sowohl vorgezogener als auch hinausgeschobener Grenzen 
oder als Sp ie l r äume individueller Entscheidung (Antrag und/oder Ermessen) ge­
staltet sein k ö n n e n . 

3.1.1.1 Gesetzliche Altersgrenzen 

Die allgemeine Altengrenze ist für Beamte und Richter die Vollendung des 65. Le­
bensjahres. 

Die allgemeine Altersgrenze für Soldaten ist die Vollendung des 60. Lebensjahres. 

Als besondere gesetzlichen Altersgrenzen für Beamte und Richter sind ζ. B. vorgese­
hen: 

Vollendung des 53. Lebensjahres: Beamte des gehobenen Flugverkehrskontroll­
dienstes. 

Vollendung des 60. Lebensjahres: Polizeivollzugsbeamte. Fü r bestimmte Strafvoll­
zugsbeamte und Beamte des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr gelten nach den 
landesrechtlichen Regelungen die Altersgrenze für Polizeivollzugsbeamte entspre­
chend. 

Vollendung des 68. Lebensjahres: Richter am Bundesverfassungsgericht und an den 
obersten Ger ich t shöfen des Bundes, Mitgl ieder des Bundesrechnungshofes, Hoch­
schullehrer ζ. B. in Bayern. 

Die besonderen Altersgrenzen für Berufssoldaten sind: 

Vollendung des 41 . Lebensjahres: Strahlf lugzeugführer , Kampfbeobachter. 

Vollendung des 53. Lebensjahres: Berufsunteroffiziere, Leutnante, Oberleutnante 
und Hauptleute i m Truppendienst, Offiziere des mil i tärfachl ichen Dienstes. 

Vollendung des 55. Lebensjahres: Majore i m Truppendienst. 

Vollendung des 57. Lebensjahres: Oberleutnante im Truppendienst. 

Vollendung des 59. Lebensjahres: Oberste i m Truppendienst. 

Berufssoldaten, die wegen Erreichens dieser Altersgrenze in den Ruhestand versetzt 
wurden, unterliegen jedoch bis zur Vol lendung des 65. Lebensjahres einer besonde­
ren Wiederverwendungspflicht. 
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3.1.1.2 Antrags- und Ermessensgrenzen 

3.1.1.2.1 Vorgezogene Altersgrenze 

Nach Erreichen bestimmter Altersgrenzen k ö n n e n Beamte auf Antrag ohne Nach­
weis der Diens tunfäh igke i t in den Ruhestand versetzt werden. Richter sind auf 
ihren Antrag in den Ruhestand zu versetzen. Diese Altersgrenze ist für Beamte des 
Bundes die Vollendung des 63. Lebensjahres, die entsprechenden landesrechtlichen 
Regelungen sehen die Vollendung des 62. Lebensjahres vor. Für Richter der Ober­
sten Ger ich t shöfe des Bundes ist die Vollendung des 66. Lebensjahres m a ß g e b e n d , 
für Richter i m Landesdienst die Vollendung des 62. Lebensjahres. 

Ohne Nachweis der Diens tunfäh igke i t k ö n n e n Beamte auf Antrag in den Ruhe­
stand versetzt werden und sind Richter auf Antrag in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn sie schwerbehindert i m Sinne des § 1 des Schwerbehindertengesetzes sind und 
das 60. Lebensjahr vollendet haben. Zusä tz l iche Voraussetzung ist, d a ß sich der 
Antragsteller unwiderruf l ich verpflichtet, nicht mehr als durchschnittlich 425 D M 
monatl ich aus Beschäf t igungen und Erwerbs tä t igke i ten hinzuzuverdienen. 

3.1.1.2.2 Hinausschieben der Altersgrenze 

Die Altersgrenze der Beamten kann jeweils bis zu einem Jahr, längs tens bis zum 
70. Lebensjahr hinausgeschoben werden, wenn dringende dienstliche Rücks ich ten 
der Verwaltung im Einzelfall die Fo r t füh rung der Dienstgeschäf te durch einen 
bestimmten Beamten erfordern. Die Landesgesetze sehen teilweise als Grenze das 
68. Lebensjahr vor. Eine vorverlegte gesetzliche Altersgrenze kann bis zum 65. Le­
bensjahr hinausgeschoben werden. 

3.1.2 W e i t e r e V o r a u s s e t z u n g e n 

I m Zei tpunkt des Erreichens der m a ß g e b e n d e n Altersgrenze m u ß — abgesehen von 
den Richtern des Bundesverfassungsgerichts oder, kraft besonderer gesetzlicher 
Vorschrift , anderer Richter oder Beamter auf Zeit — ein Diens tverhä l tn i s auf 
Lebenszeit bestehen. 

A u ß e r d e m ist für den Eintr i t t i n den Ruhestand und damit für die G e w ä h r u n g von 
Ruhegehalt g rundsä tz l i ch eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren erforderlich. 

3.1.3 Z e i t p u n k t des E i n t r i t t s i n d e n R u h e s t a n d 

Beamte und Richter treten grundsä tz l i ch mi t dem Ablau f des Monats i n den Ruhe­
stand, i n dem sie die Altersgrenze erreichen. Bei bestimmten Beamtengruppen gil t 
jedoch als Altersgrenze ein anderer Zeitpunkt. Ζ . B. ist für Lehrer nach Landesrecht 
die Altersgrenze an das Ende des Schuljahres oder Schulhalbjahres geknüpf t . 

Berufssoldaten treten mi t Ab lau f des 31. M ä r z oder des 30. September in den Ruhe­
stand, der dem Erreichen der m a ß g e b l i c h e n Altersgrenze folgt. 

3.2 Leistungen 

Erfüll t der Bedienstete die genannten Voraussetzungen, so erhäl t er 

— das Ruhegehalt, den kinderbezogenen Ante i l i m Ortszuschlag und die j äh r l i che 
Sonderzuwendung sowie 

— Beihilfe i m Krankheitsfall . 
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3.2.1 Das R u h e g e h a l t 

Das Ruhegehalt w i r d auf der Grundlage der ruhegehal t fäh igen Dienstzeit (Zeitfak­
tor) und der ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge (Entgeltfaktor) berechnet. 

3.2.1.1 Zeitfaktor 

3.2.1.1.1 Die ruhegeha l t fäh ige Dienstzeit 

F ü r die Errechnung des Zeitfaktors ist die ruhegehal t fäh ige Dienstzeit m a ß g e b e n d . 
Diese beginnt f rühestens mi t Vollendung des 17. Lebensjahres. 

Bei der Errechnung der ruhegehal t fäh igen Dienstzeit der Beamten und Richter sind 
zu berücksichtigen: 

— Dienstzeiten im Beamtenverhä l tn i s , soweit nicht eine der Ausnahmeregelungen 
des § 6 Abs. 1 Nr . 2—7, Abs. 2 BeamtVG eingreift. Bei A u s ü b u n g einer Teilzeit­
beschäf t igung bzw. E r m ä ß i g u n g der Arbeitszeit sind Dienstzeiten nur zu dem 
Teil ruhegehal t fäh ig , der dem Verhä l tn i s der e rmäß ig ten zur rege lmäßigen 
Arbeitszeit entspricht. 

— Zeiten im Rich te rverhä l tn i s , als Minister , als parlamentarischer Staa tssekre tär , 
bei zwischenstaatlichen oder übers taa t l i chen Einrichtungen. 

— Zeiten, die als ruhegehal t fähig gelten, wie Zeiten eines berufsmäßigen oder 
n i ch tbe ru f smäß igen Wehrdienstes, Reichsarbeitsdienstes oder Polizeivollzugs­
dienstes sowie Zivildienstzeiten. Ebenso erfaßt werden Zeiten einer Kriegsge­
fangenschaft oder einer Internierung bzw. eines Gewahrsams. Schl ießen sich an 
gewisse dieser Zeiten Heilbehandlung bei gleichzeitiger Arbei tsunfähigkei t an, 
so gelten diese ebenfalls als ruhegehal t fähig . 

Zeiten in einem privatrechtlichen Arbe i t sverhä l tn i s als Arbeiter oder Angestellter 
i m öffent l ichen Dienst sollen — unter bestimmten Voraussetzungen — berücksichtigt 
werden, sofern diese Tät igkei t zur Ernennung geführt hat. Die Berücks ich t igung 
dieser Zeiten ist e ingeschränkt , wenn aus dieser Tät igkei t ein eigener Leistungsan­
spruch aus einer Lebensversicherung oder einer öffent l ich-recht l ichen Versiche-
rungs- oder Versorgungseinrichtung besteht, für dessen B e g r ü n d u n g der Dienstherr 
Leistungen erbracht hat. 

A u ß e r d e m können bei der Errechnung der ruhegeha l t fäh igen Dienstzeit berücksich­
tigt werden: 

— Zeiten einer hauptberuflichen Tät igkei t i m Dienst öffent l ich-rechtl icher Rel i ­
gionsgesellschaften oder ihrer V e r b ä n d e oder i m öffentl ichen oder nicht-öffent­
lichen Schuldienst, i m Dienst der Fraktionen des Bundestages, der Landtage 
oder kommunaler Ver t re tungskörperschaf ten oder im Dienst von kommunalen 
Sp i t zenve rbänden und ihrer L a n d e s v e r b ä n d e sowie i m aus länd i schen öffentli­
chen Dienst. 

— Rechtsanwaltszeiten und Zeiten, i n denen besondere Fachkenntnisse erworben 
wurden — soweit sie die notwendige Voraussetzung für die Wahrnehmung des 
Amtes bi lden — sowie Entwicklungshelferzeiten bis zur Hälfte und r ege lmäß ig 
nicht übe r zehn Jahre hinaus. 

— Die Mindest- bzw. Regelstudienzeit einer a u ß e r der allgemeinen Schulbildung 
vorgeschriebenen Ausbildungszeit oder einer praktischen Tät igkei t , sofern sie 
für die Ü b e r n a h m e in das Beamtenverhä l tn i s vorgeschrieben ist. 
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Die ruhegehal t fäh ige Dienstzeit e rhöh t sich um Zeiten der Verwendung eines Ruhe­
standsbeamten i n einem Diens tverhä l tn i s ohne Erlangung eines neuen Versor­
gungsanspruchs sowie um Zeiten i m einstweiligen Ruhestand bis zu fünf Jahren. 

Zeiten einer Verwendung in L ä n d e r n mi t ge sundhe i t sge fäh rdendem K l i m a k ö n n e n 
bis zum Doppelten berücksicht ig t werden. 

Grundsä tz l i ch gil t für Berufssoldaten ebenfalls Entsprechendes. Es ergeben sich 
allerdings dort Abweichungen, wo die Eigenart des Wehrdienstes gegenübe r dem 
Beamten- bzw. Richterverhä l tn is dies bedingt. Ζ . B. erfolgt keine Anrechnung von 
Rechtsanwaltszeiten; jedoch sollen Zeiten der kasernierten Beschäf t igung bei Sta­
t ion ie rungskräf ten angerechnet werden. 

3.2.1.1.2 Berücks ich t igung des Zeitfaktors 

Die Berücks ich t igung des Zeitfaktors bei der Errechnung des Ruhegehalts ist i n 
drei Abschnitten ausgestaltet. Bis zur Vollendung einer zehnjähr igen ruhegehalt­
fähigen Dienstzeit bet rägt das Ruhegehalt 35 v. H . der ruhegeha l t fäh igen Dienst­
bezüge und steigt mit jedem weiteren Dienstjahr bis zum vollendeten 25. Dienstjahr 
um 2 v. H . , von da ab um 1 v. H . bis zum Höchs t sa tz vom 75 v. H . der ruhegehal t fä ­
higen Diens tbezüge . Diese Summe ist nach 35 Dienstjahren erreicht. 

Bei gewissen Tei lzei tbeschäf t igungen kann sich der Vomhundertsatz vermindern. 

Besonderheiten gelten in der Soldatenversorgung. Tr i t t ein Soldat wegen einer 
besonderen gesetzlichen Altersgrenze mit dem vollendeten 53. Lebensjahr in den 
Ruhestand, so e rhöh t sich das Ruhegehalt um 5 v. H . Der E r h ö h u n g s b e t r a g schwin­
det mit jedem Jahr um 1 v. H . Der H ö c h s t b e t r a g von 75 v. H . der ruhegeha l t fäh igen 
Diens tbezüge darf nicht überschr i t t en werden. 

3.2.1.2 Entgeltfaktor 

Den Entgeltfaktor bi lden die ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge . Ruhegeha l t f äh ige 
Diens tbezüge s ind: 

— Das Grundgehalt, das dem Bediensteten nach dem Besoldungsrecht zuletzt zuge­
standen hat, oder die diesem entsprechende Diens tbezüge . Als Bestandteil des 
Grundgehalts gelten auch Amtszulagen. 

— Der Ortszuschlag bis zur Stufe 2 (d. h. für Verheiratete). 

— Sonstige Dienstbezüge, die i m Besoldungsrecht als ruhegeha l t fäh ig bezeichnet 
sind und dem Bediensteten bei Ein t r i t t des Versorgungsfalles zustanden: 
— Stellenzulagen, deren Ruhegeha l t fäh igke i t sich aus den jeweiligen gesetzli­

chen Regelungen ergibt, 
— Zuschüsse zum Grundgehalt für Professoren, die für ruhegehal t fäh ig erklär t 

sind, 
unter gewissen Voraussetzungen — Zulagen für die Wahrnehmung eines 

höhe rwer t igen Amtes und 
— Ausgleichszulagen bei Über t r i t t i n ein A m t mi t niedrigerem Grundgehalt. 

Die Diens tbezüge aus einem Befö rde rungsamt sind grundsä tz l ich nur ruhegehal t fä ­
hig, wenn der Bedienstete sie mindestens zwei Jahre bezogen hat*). 

*) Zur Verfassungswidrigkeit der Regelung in der gegenwärtigen Fassung des § 5 BeamtVG s. 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 1982 — 2 BvL 18/78 u. a. —. 
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Bei Tei lzei tbeschäf t igung oder E r m ä ß i g u n g der Arbeitszeit von Beamten und Rich­
tern sind die vollen ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge zugrunde zu legen (die Tei l ­
ze i tbeschäf t igung wi rd bereits bei der Ermi t t lung der ruhegeha l t fäh igen Dienstzeit, 
ausnahmsweise noch zusätzl ich beim Steigerungssatz, berücks icht ig t ) . 

3.2.1.3 Mindestversorgung 

Erreicht die nach den dargestellten G r u n d s ä t z e n errechnete Versorgung nicht die 
H ö h e der Mindestversorgung, so w i r d diese gewähr t . Sie be t r äg t 65 v. H . der ruhe­
gehal t fähigen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 3 zuzüglich 
eines E rhöhungsbe t r ags von 45 D M . 

3.2.2 L e i s t u n g s e l e m e n t e a u f g r u n d F a m i l i e n s t a n d u n d F a m i l i e n g r ö ß e 

Der Familienstand (ob ledig oder verheiratet) w i r d i m Ortszuschlag berücksicht ig t , 
der der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu legen ist. Bei Verheirateten t r i t t 
zum Ruhegehalt ein fixer E r h ö h u n g s b e t r a g von derzeit 17,30 D M hinzu. Der Ver-
heiratetenbestandteil im Ortszuschlag und der E r h ö h u n g s b e t r a g halbieren sich, 
wenn der Ehegatte Dienst- oder Versorgungsbezüge aus dem öffentl ichen Dienst 
erhäl t . 

Der kinderbezogene Antei l im Ortszuschlag wird neben dem Ruhegehalt vol l 
gewähr t , solange Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht. 

3.2.3 J ä h r l i c h e S o n d e r z u w e n d u n g 

Die w ä h r e n d der aktiven Dienstzeit gewähr t e j ähr l i che Sonderzuwendung („Weih­
nachtsgeld") w i rk t sich auf die Bemessungsgrundlage der Versorgung und damit 
auf die H ö h e des Ruhegehalts nicht aus. Ver so rgungsempfänge r erhalten deshalb 
im Dezember eines jeden Jahres eine Sonderzuwendung in H ö h e des monatlichen 
Versorgungsbezuges. 

3.2.4 A u s g l e i c h be i v o r g e z o g e n e r A l t e r s g r e n z e n 

Bei gesetzlich vorgezogenen Altersgrenzen erhäl t der Bedienstete eine einmalige 
Leistung in H ö h e des Fünf fachen der Diens tbezüge des letzten Monats, höchs tens 
jedoch 8 000 D M . 

3.2.5 Z u s a m m e n t r e f f e n v o n V e r s o r g u n g s b e z ü g e n m i t E i n k o m m e n u n d 
a n d e r e n V e r s i c h e r u n g s - o d e r V e r s o r g u n g s l e i s t u n g e n 

3.2.5.1 Zusammentreffen mit Erwerbseinkommen 

a) Bezieht ein Versorgungsberechtigter aus einer Verwendung im öffent l ichen 
Dienst ein Einkommen, erhäl t er daneben seine Versorgungsbezüge nur bis zum 
Erreichen folgender H ö c h s t g r e n z e n : 

— Bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres werden neben einem Verwendungs­
einkommen die Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der ruhegehal t fä­
higen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe gewähr t , aus 
der sich das Ruhegehalt berechnet. I m übr igen ruhen sie. 

— A b Vollendung des 65. Lebensjahres e rhöht sich diese Höchs tg renze um 
40 v. H . des Betrages des Gesamteinkommens aus der Versorgung und der 
Verwendung i m öffent l ichen Dienst, der diese H ö c h s t g r e n z e übersteigt . 
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b) Beim Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit der E n t s c h ä d i g u n g als 
Mitgl ied des Deutschen Bundestages ruht das Ruhegehalt neben der Abgeord­
n e t e n e n t s c h ä d i g u n g zu 50 v. H . , höchs tens jedoch zu 50 v. H . der Abgeordneten­
e n t s c h ä d i g u n g (§ 29 des Abgeordnetengesetzes). 

c) E inkommen aus einer Tät igkei t a u ß e r h a l b des öffentl ichen Dienstes und aus 
V e r m ö g e n bleiben unberücks ich t ig t . Eine Ausnahme besteht nur für schwerbe­
hinderte Beamte oder Richter, die sich schon mit 60 Jahren in den Ruhestand 
versetzen lassen. Sie müssen sich verpflichten, nicht mehr als 425 D M monat l ich 
durch Beschä f t igungen oder Erwerbs tä t igke i ten hinzuzuverdienen. 

3.2.5.2 Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge 

a) Treffen mehrere Ver so rgungsbezüge zusammen, so werden sie nur bis zu einer 
gewissen H ö c h s t g r e n z e gewähr t . Das Gesetz unterscheidet folgende Fä l l e : 
— Ein Ruhestandsbeamter erwirbt einen weiteren Anspruch auf Ruhegehalt 

oder eine ä h n l i c h e Versorgung. I n diesem Fall sind neben den neuen Versor­
gungsbezügen die früheren Versorgungsbezüge nur bis zu einer Höchs t ­
grenze zu zahlen, die das Ruhegehalt bildet, das sich unter Zugrundelegung 
der gesamten ruhegeha l t fäh igen Dienstzeit und der ruhegeha l t fäh igen 
D iens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das frü­
here Ruhegehalt berechnet, ergibt. 

— Ein ü b e r l e b e n d e r Ehegatte ( W i t w e / W i t w e r ) erwirbt einen Anspruch auf 
Ruhegehalt oder eine ähn l i che Versorgung. In diesem Falle werden die frü­
heren Ver so rgungsbezüge neben den neuen Versorgungsbezügen nur bis zum 
Erreichen der H ö c h s t g r e n z e bezahlt, die sich aus 75 v. H . der ruhegehal t fäh i ­
gen D i e n s t b e z ü g e aus der Endstufe der Besoldungsgruppe ergibt, aus der 
sich das dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhegehalt bemiß t . Jedenfalls 
w i r d ein Betrag i n H ö h e von 20 v. H . des f rüheren Versorgungsbezuges 
belassen. 

— Erwi rb t ein Ruhestandsbeamter einen Anspruch auf Witwengeld /Witwer­
geld oder eine ä h n l i c h e Versorgung, so erhä l t er daneben sein Ruhegehalt 
bis zum Erreichen der Höchs tg renze , die sich aus 75 v. H . der ruhegehal t fä ­
higen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe ergibt, aus der 
sich das dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhegehalt b e m i ß t . Die Ge­
s a m t b e z ü g e d ü r f e n nicht hinter dem eigenen Ruhegehalt zu rückb le iben . Zu ­
mindest w i r d ein Betrag i n H ö h e von 20 v. H . des neuen Versorgungsbezuges 
belassen. 

Die jeweil ige H ö c h s t g r e n z e e rhöh t sich um den Unterschiedsbetrag zwischen 
der Stufe 2 und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht kommenden Stufe 
des Ortszuschlages. 

b) E rhä l t e in Ruhestandsbeamter eine Versorgung aus einer Verwendung i m öf­
fentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder übers taa t l i chen Einrichtung, so 
ruht sein deutsches Ruhegehalt i n H ö h e des Betrages, der einer Minderung des 
Vomhundertsatzes von 2,14 für jedes i m zwischenstaatlichen oder übers taa t l i ­
chen Dienst vollendete Jahr entspricht. Die Versorgungsbezüge ruhen i n voller 
H ö h e , wenn der Ruhestandsbeamte als Inva l id i t ä t spens ion die Höchs tve r so r ­
gung aus seinem A m t bei der zwischenstaatlichen oder übers taa t l i chen Einr ich­
tung erlhält. Der Ruhensbetrag dar f die von der zwischenstaatlichen oder über ­
staatlichen Einr ichtung gewähr t e Versorgung nicht übers te igen. 
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Die Minderung des Vomhundertsatzes um 2,14 gil t , auch wenn der Beamte oder 
Ruhestandsbeamte bei seinem Ausscheiden aus dem öffent l ichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder übers taa t l i chen Einrichtung anstelle einer Versorgung 
einen Kapitalbetrag als Abf indung oder als Zahlung aus einem Versorgungs­
fonds erhä l t , es sei denn, d a ß der Beamte oder Ruhestandsbeamte den Teil des 
Kapitalbetrages an seinen Dienstherrn abführt , der die R ü c k z a h l u n g der von 
ihm geleisteten eigenen Beiträge zuzügl ich der hierauf g e w ä h r t e n Zinsen über­
steigt. 

3.2.5.3 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 

Treffen Versorgungsbezüge mit Versichertenrenten aus der gesetzlichen Rentenver­
sicherung oder Versichertenrenten aus einer Zusatzversorgung des öffent l ichen 
Dienstes zusammen, w i r d die Versorgung daneben nur bis zu dem Betrag des Ruhe­
gehaltes gewähr t , das sich unter Berücks ich t igung der Zeit vom vollendeten 17. Le­
bensjahr bis zum Eintr i t t des Versorgungsfalles aus der Endstufe der m a ß g e b l i c h e n 
Besoldungsgruppe ergibt. 

Diese Regelung gilt nicht für Hinterbliebenenrenten aus einer Beschäf t igung oder 
Tät igkei t des Ehegatten. 

Teile der Rente, die auf freiwilliger Weiterversicherung oder H ö h e r v e r s i c h e r u n g 
beruhen, bleiben auße r Ansatz, es sei denn der Arbeitgeber hat zu den Bei t rägen 
Zuschüsse in einer H ö h e von mindestens der Hälfte gegeben. 

3.2.6 A b f i n d u n g 

Das Ruhegehalt kann nicht abgelös t oder abgefunden werden. Eine Ausnahme 
besteht für Berufssoldaten, bei denen unter bestimmten Voraussetzungen ein Teil 
des Ruhegehalts kapitalisiert werden kann. 

3.2.7 A b e r k e n n u n g u n d E r l ö s c h e n 

Das Ruhegehalt kann durch disziplinargerichtliche Entscheidung gekürzt oder 
aberkannt werden oder infolge strafgerichtlichen Urteils sowie der verfassungsge­
richtlichen Feststellung der Verwirkung von Grundrechten e r löschen . Soldaten, bei 
denen ein Disziplinarverfahren nicht mögl i ch ist, kann der Bundesminister der Ver­
teidigung die Versorgung entziehen. 

Hier w i r d der Zusammenhang des Ruhegehalts mit dem komplexen Status, der in 
den Ruhestand hinein for twirk t , besonders deutlich. Diese Sanktionen dienen j a 
nicht nur dazu, d a ß Vers töße w ä h r e n d der Zeit des aktiven Dienstes auch noch i m 
Ruhestand geahndet werden k ö n n e n , sondern auch dazu, die „Res tp f l i ch t en" des 
Ruhestands-Bediensteten (wie Verfassungstreue, Amtsverschwiegenheit, Nichtan­
nahme von Belohnungen und Geschenken in bezug auf das f rühere A m t ) zu garan­
tieren. 

3.2.8 U n t e r h a l t s b e i t r a g 

Bediensteten auf Lebenszeit, die bei Erreichen der Altersgrenzen die Wartezeit 
nicht erfüllt haben und deshalb entlassen werden, kann ein Unterhaltsbeitrag 
gewähr t werden. Seine G e w ä h r u n g ist i n der Praxis nach Grund und H ö h e a b h ä n ­
gig von der wirtschaftlichen Lage, d. h. insbesondere der Bedürf t igkei t , des Antrag-
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stellers. Der Unterhaltsbeitrag kann unter gleichen Voraussetzungen auch Beamten 
und Richtern auf Probe gewähr t werden, die die Altersgrenze erreicht haben. 

3.2.9 N a c h v e r s i c h e r u n g 

Scheidet der Bedienstete aus dem Beamtenve rhä l tn i s aus, ohne d a ß ihm eine 
lebens längl iche Versorgung (Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag) gewähr t w i r d , ist er bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversi-
chern. Dabei t r äg t der Dienstherr sowohl den Arbeitgeber- als auch den Arbeitneh­
meranteil. Eine Nachversicherung in einer Zusatzversorgungseinrichtung findet 
nicht statt. 

Einem Ausscheiden steht der Verlust der Versorgungsbezüge (Aberkennung, Er­
löschen usw.) gleich. 

Ist der Bedienstete nach seiner Ausbi ldung den freien Berufen zuzurechnen, erfolgt 
auf Ant rag die Nachversicherung anstelle in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
aber nach denselben G r u n d s ä t z e n , in der e inschlägigen berufss tänd ischen Versor­
gungseinrichtung. 

4. Die Sicherung für den Fall der Dienstunfähigkeit 

4.1 Dienstunfähigkeit und Dienstunfall 

Ein Eintreten i n den Ruhestand ist nicht nur dann vorgesehen, wenn der Bedien­
stete die Altersgrenze erreicht hat, sondern auch, wenn er d iens tunfäh ig geworden 
ist. I n beiden Fäl len bekommt er Ruhegehalt. 

Ist der Bedienstete infolge eines Dienstunfalles d iens tunfäh ig geworden, so erhä l t 
er das Unfallruhegehalt. Erleidet der Beamte einen Dienstunfall i n gewissen Situa­
tionen gesteigerter amtlicher G e f ä h r d u n g , so erhäl t er ein übe rhöh te s Unfallruhege­
halt. D a r ü b e r hinaus k ö n n e n einmalige E n t s c h ä d i g u n g e n und für Soldaten auch die 
Beschäd ig tenve r so rgung i n Betracht kommen. 

4.2.1 D e r T a t b e s t a n d der D i e n s t u n f ä h i g k e i t 

Der Begriff der Diens tunfäh igke i t ist legal definiert i n § 42 BBG, § 26 B R R G , § 44 
Abs. 3 SG. Danach ist ein Bediensteter auf Lebenszeit i n den Ruhestand zu verset­
zen, wenn er „infolge körpe r l i chen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner kör­
perlichen oder geistigen Kräf te zur Erfü l lung seiner Dienstpflichten dauernd unfä­
hig (d iens tunfähig) ist". Als d iens tunfäh ig k ö n n e n Beamte und Richter auch dann 
angesehen werden, wenn sie infolge Erkrankung innerhalb eines Zeitraumes von 
sechs Monaten mehr als drei Monate keinen Dienst getan haben und keine Aus­
sicht besteht, d a ß sie innerhalb weiterer sechs Monate wieder vo l l d iens t fähig wer­
den (§ 42 Abs. 1 Satz 2 BBG). E in Berufssoldat kann als dauernd d iens tunfäh ig 
angesehen werden, wenn die Wiederherstellung seiner Diens t fähigkei t innerhalb 
eines Jahres seit Beginn der Diens tunfäh igke i t nicht zu erwarten ist (§ 44 Abs. 3 
Satz 2 SG). 

Der Begriff der Diens tunfäh igke i t orientiert sich an der Fähigkei t „zur Erfül lung 
seiner Dienstpfl ichten" (§ 42 Abs. 1 Satz 1 B B G , § 26 Abs. 1 Satz 1 B R R G ) . Die 
Unfäh igke i t , den konkreten Dienst zu verrichten, schafft eine Vermutung für die 
Diens tunfäh igke i t (§ 42 Abs. 1 Satz 2 B B G , § 26 Abs. 1 Satz 1 BRRG) . Gleichwohl 
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kommt es nicht nur darauf an, ob der Beamte die zuletzt ausgeübte Tät igkei t wieder 
a u s ü b e n kann. Vielmehr ist der Beamte solange nicht d iens tunfähig , solange ihm 
eine Tät igkei t zugewiesen werden kann, die seinen „körper l i chen und geistigen 
K r ä f t e n " entspricht. Das kann, wenn der Beamte der Ve rände rung zustimmt, jedes 
A m t bei dem gleichen oder einem anderen Dienstherrn sein, für das der Beamte die 
Befähigung besitzt (Nr . 4 der Verwaltungsvorschriften zu § 4 2 B B G ; § 2 6 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 3 BBG, § 18 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 BRRG) . Ohne die Zustim­
mung des Beamten ist die Zuweisung eines anderen Amtes „ n u r zulässig, wenn das 
neue A m t derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehör t wie das bisherige 
A m t und mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden ist" (§ 26 Abs. 1 
Satz 2 BBG, § 18 Abs. 1 Satz 2 BRRG) . Dabei m u ß es sich um ein A m t im Dienst­
bereich des bisherigen Dienstherrn handeln (§ 26 Abs. 3 BBG, § 18 Abs. 2 BRRG) . 
Bei Richtern ist die Ü b e r t r a g u n g eines anderen Amtes ohne die Zust immung des 
betroffenen Richters weitergehend e ingeschränk t (§§ 30 ff. D R i G ) . F ü r Berufssolda­
ten ist das Verhäl tn is zwischen Dienstgrad und Funkt ion das entscheidende Kri te­
r ium für den Kreis der „Verweisungs tä t igke i ten" (§§ 26, 44 Abs. 3 und 4, 51 Abs. 4 
SG). 

Dami t unterscheidet sich der Begriff der Diens tunfäh igke i t wesentlich von den 
Begriffen der Berufsunfähigkei t und der Erwerbsunfäh igke i t im Sinne des Renten­
versicherungsrechts (§§ 1246, 1247 RVO, §§ 23, 24 A V G ) . W ä h r e n d in der Renten­
versicherung der M a ß s t a b für den Grad der Erwerbsminderung die Fähigkei t für 
A u s ü b u n g einer Erwerbs tä t igkei t auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ist, steht im 
Beamten-, Richter- und Soldatenrecht die Fähigkei t zur Wahrnehmung des wahrge­
nommenen oder eines anderen zumutbaren Amtes in Frage. Auch kennt das Ver­
sorgungsrecht keine Abstufungen im Sinne des Unterschiedes zwischen Erwerbs­
und Berufsunfähigkei t . Auch die „ M i n d e r u n g der Erwerbsfähigkei t" , wie sie aus 
der Unfallversicherung und dem sozialen En t schäd igungs rech t vertraut ist, spielt 
als solche für das „ O b " der Diens tunfäh igke i t keine Rolle. U n d selbst für die Lei­
stungen kommt sie nur als Grundlage der besonderen Leistungen bei Diens tunfä l ­
len in Betracht. 

Einen besonderen Begriff der Diens tunfäh igke i t kennt das Dienstrecht der Polizei­
beamten (§ 4 BPolBG, § 101 BRRG) . Danach ist der Polizeivollzugsbeamte dienst­
unfäh ig , wenn er den besonderen gesundheitlichen Anforderungen für den Polizei­
vollzugsdienst nicht mehr genügt und nicht zu erwarten ist, d a ß er seine volle Ver­
wendungs fäh igke i t innerhalb von zwei Jahren wieder erlangt. Die bundes- und lan­
desrechtlichen Regelungen sehen bei Pol ize id iens tunfähigkei t eine Versetzung in 
das A m t einer anderen Laufbahn vor (ζ. B. Ar t . 134 BayBG). 

Die Feststellung der Diens tunfäh igke i t ist durch die Pflicht des Bediensteten, sich 
untersuchen zu lassen, durch die Beteiligung des Amtsarztes und durch besondere 
Zus t änd igke i t en zur Entscheidung formalisiert. 

4.2.2 W e i t e r e V o r a u s s e t z u n g e n 

Bedienstete auf Lebenszeit sowie Beamte und Richter auf Zeit, die d iens tunfäh ig 
geworden sind, werden i n den Ruhestand versetzt, wenn sie 

— eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet (oder bei Beamten auf 
Zeit kraft Landesrecht eine längere Zeit) haben oder 

— infolge Krankhei t , Verwundung oder sonstiger Beschäd igung , die sie sich ohne 
grobes Verschulden bei A u s ü b u n g oder aus Veranlassung des Dienstes zugezo­
gen haben, d iens tunfäh ig geworden sind. 
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Beamte und Richter auf Probe, die d iens tunfäh ig geworden sind, 

— k ö n n e n i n den Ruhestand versetzt werden, wenn sie eine Dienstzeit von minde­
stens fünf Jahren abgeleistet haben, 

— sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge Krankhei t , Verwundung 
oder sonstiger Beschäd igung , die sie sich ohne grobes Verschulden bei Aus­
ü b u n g oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen haben, d iens tunfäh ig 
geworden sind. 

4.2.3 B e g i n n des Ruhes tandes 

Der Ruhestand beginnt mi t dem Ende der drei Monate, die auf den Monat folgen, 
in dem dem Bediensteten die Versetzung in den Ruhestand mitgeteilt worden ist. 
A u f Antrag oder mit Zustimmung des Beamten oder Richters kann ein f rüherer 
Zei tpunkt festgesetzt werden. 

4.2.4 E r n e u t e B e r u f u n g , W i e d e r v e r w e n d u n g 

Ein Bediensteter, der wegen Diens tunfäh igke i t in den Ruhestand versetzt ist, kann 
bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Eintr i t t in den Ruhestand erneut in das 
Diens tverhä l tn i s berufen werden, wenn er wieder dienstfähig geworden ist. Nach 
dieser Frist ist seine Zustimmung erforderlich. Stellt der Bedienstete einen Antrag 
auf erneute Berufung, so ist diesem, die Wiedererlangung der Dienst fähigkei t vor­
ausgesetzt, falls nicht zwingende dienstliche G r ü n d e entgegenstehen, zu entspre­
chen, wenn er bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Eintr i t t i n den Ruhestand 
gestellt wurde. 

4.3 Leistungen 

4.3.1 D e r G r u n d s a t z der G l e i c h a r t i g k e i t des Ruhegeha l t e s 

Der Bedienstete erhä l t i m Fall der Versetzung in den Ruhestand wegen Diens tunfä ­
higkeit ein Ruhegehalt. Das Ruhegehalt i m Falle der Diens tunfäh igke i t unterschei­
det sich grundsä tz l i ch nicht von dem Ruhegehalt wegen Alters. Das gi l t auch für 

— die E r g ä n z u n g des Ruhegehalts durch den kinderbezogenen Ante i l am Orts­
zuschlag und durch die j äh r l i che Sonderzuwendung sowie 

— für die Beihilfe i m Krankheitsfall . 

I m folgenden werden daher nur Besonderheiten hervorgehoben, in denen i m Falle 
der Diens tunfäh igke i t Abweichendes gilt . 

4.3.2 B e s o n d e r h e i t e n der L e i s t u n g e n i m F a l l e der D i e n s t u n f ä h i g k e i t 

-4.3.2.1 Diens tunfäh igke i t infolge eines Dienstunfalls 

Bei Diens tunfäh igke i t infolge eines Dienstunfalls w i r d 

— das Ruhegehalt nach den besonderen Vorschriften übe r das Unfallruhegehalt 
berechnet. 

— I n Fäl len besonderer G e f ä h r d u n g oder besonderen Einsatzes w i r d das e rhöh t e 
Unfallruhegehalt gewähr t . 
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Ferner k ö n n e n auch ein Unfallausgleich oder eine einmalige U n fa l l en t s ch äd i g u n g 
zu zahlen sein. 

Ist der Beamte oder Richter infolge des Dienstunfalls so hilflos, d a ß er nicht ohne 
fremde Wartung und Pflege auskommen kann, ist auf Antrag ein Zuschlag zum 
Unfallruhegehalt bis zum Erreichen der ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge zu zahlen. 
Besonders bedeutsam ist ferner das Heilverfahren, das die notwendige ärz t l iche 
Behandlung, die notwendige Versorgung mi t Arznei und anderen Hei lmi t te ln usw. 
sowie die notwendige Pflege umschl ieß t . 

Fü r Berufssoldaten ergeben sich entsprechende Leistungen aus der E r g ä n z u n g des 
Soldatenversorgungsrechts auch durch das Recht der Beschäd ig tenverso rgung . 

4.3.2.2 Die Bemessungsgrundlagen 

Auch abgesehen von den Sonderregelungen für Diens tunfä l le finden sich für die 
Bemessung des Ruhegehalts folgende Besonderheiten. 

4.3.2.2.1 Der Zeitfaktor 

Ist der Bedienstete vor Vollendung des 55. Lebensjahres wegen Diens tunfäh igke i t 
in den Ruhestand getreten, w i r d die Zeit vom Eintr i t t in den Ruhestand bis zum 
Ende des Monats der Vollendung des 55. Lebensjahres für die Berechnung des 
Ruhegehalts der ruhegehal t fähigen Dienstzeit zu einem Drit tel hinzugerechnet, 
soweit diese nicht nach anderen Vorschriften als ruhegehal t fähig berücks icht ig t 
w i rd (Zurechnungszeit). Bei einer Verwendung in L ä n d e r n mi t gesundhe i t s schäd i ­
gendem K l i m a kann diese Zeit bis zum Doppelten berücksicht ig t werden, wenn sie 
ununterbrochen länger als ein Jahr gedauert hat. Jedoch wi rd nur die für den 
Bediensteten jeweils günst igere Vorschrift angewandt. 

Fü r die Berechnung des Unfallruhegehalts eines vor Vollendung des 55. Lebensjah­
res in den Ruhestand getretenen Bediensteten w i r d der ruhegehal t fäh igen Dienst­
zeit nur die Hälf te der Zurechnungszeit hinzugerechnet. 

Beim Unfallruhegehalt e rhöht sich der Ruhegehaltssatz um 20 v. H . bis zum 
Höchs t sa tz von 75 v. H . Er be t rägt mindestens 66 V3 v. H . Beruht das Unfallruhege­
halt auf einem qualifizierten Dienstunfall und ist der Bedienstete in seiner Erwerbs­
fähigkeit um mindestens 50 v. H . gemindert, w i r d stets der Höchs t ruhegeha l t s sa t z 
von 75 v. H . zugrunde gelegt. 

4.3.2.2.2 Der Entgeltfaktor 

Bei der Berücks ich t igung des Entgeltfaktors*) ergibt sich gegenüber dem Erreichen 
einer Altersgrenze die Besonderheit, d a ß das Grundgehalt der m a ß g e b e n d e n Besol­
dungsgruppe nach der Dienstaltersstufe zugrunde zu legen ist, die der Beamte bis 
zur Altersgrenze hä t te erreichen k ö n n e n . 

Die Diens tbezüge aus einem Befö rde rungsamt sind bei Diens tunfäh igke i t grund­
sätzlich schon dann ruhegehal t fäh ig , wenn der Beamte sie mindestens ein Jahr 
bezogen hat. 

*) Zur Verfassungswidrigkeit der Regelung in der gegenwärtigen Fassung des § 5 BeamtVG 
s. Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 1982 — 2 BvL 17/78 u. a. —. 
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Ist die Diens tunfäh igke i t eine Folge einer D iens tbeschäd igung , gilt diese Frist 
nicht. 

Ist der Beamte infolge eines qualifizierten Dienstunfalls in den Ruhestand getreten 
und ist er zu diesem Zeitpunkt durch diesen Dienstunfall in seiner Erwerbsfähigkei t 
um mindestens 50 v. H . besch ränk t , sind Bemessungsgrundlage 75 v. H . der ruhege­
hal t fähigen Diens tbezüge aus der Endstufe der n ä c h s t h ö h e r e n Besoldungsgruppe. 

4.3.2.2.3 Die Mindestversorgung 

Die Mindestversorgung richtet sich nach den gleichen G r u n d s ä t z e n wie bei Errei­
chen einer Altersgrenze. 

Bei Eintr i t t in den Ruhestand wegen eines Dienstunfalls t r i t t an die Stelle des Vom­
hundertsatzes der Mindestversorgung von 65 v. K . der Vomhundersatz von 
75 v. H . 

4.3.2.3 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Einkommen und anderen 
Versicherungs- oder Versorgungsleistungen 

Die Anwendung der auch für das Ruhegehalt wegen Diens tunfäh igke i t geltenden 
Vorschriften steht unter dem Vorbehalt, d a ß ein Unfallausgleich bei der Berech­
nung eventueller Ruhensbe t r äge unberücks ich t ig t bleibt und dementsprechend dem 
durch einen Dienstunfall verletzten erwerbsgeminderten früheren Bediensteten 
mindestens ein Betrag als Versorgung zu belassen ist, der unter Berücks ich t igung 
der Minderung der Erwerbsfähigkei t dem Unfallausgleich entspricht. Bei den Be­
rufssoldaten ist die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz nicht von den 
Anrechnungsvorschriften erfaßt. Sie bleibt also bei der Kumula t ion a u ß e r Be­
tracht. 

4.3.2.4 Un te rha l t sbe i t r äge 

Einen Unterhaltsbeitrag k ö n n e n Bedienstete auf Lebenszeit erhalten, die bei E in­
t r i t t der Diens tunfäh igke i t weder die Wartezeit erfüllt haben noch infolge einer 
Krankhei t , Verwundung oder sonstigen Beschäd igung d iens tunfäh ig geworden 
sind, die sie sich ohne grobes Verschulden bei A u s ü b u n g oder aus Veranlassung des 
Dienstes zugezogen haben. Er kann auch Beamten auf Zeit sowie Beamten und 
Richtern auf Probe gewähr t werden, die wegen Diens tunfäh igke i t entlassen wer­
den. 

Beamte u n d Richter, deren Diens tve rhä l tn i s nach einem Dienstunfall durch Entlas­
sung endet, erhalten einen Unterhaltsbeitrag für die Dauer einer durch den Dienst­
unfal l verursachten Erwer t>sbeschränkung. 

I I I . Hinterbliebenensicherung 

1. Vorbemerkung: Strukturelle Unterschiede zwischen Ruhestands- und 
Hinterbliebenenversorgung 

Die Hinterbliebenensicherung weicht von der Sicherung des Bediensteten selbst 
grundlegend und vielfältig ab. Die Sicherung w i r d durch den verstorbenen Bedien­
steten vermittelt . Die gesicherten Personen haben ein abgeleitetes Recht. W ä h r e n d 
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beim „ a l t e n " oder d iens tunfäh igen Bediensteten dienstrechtlicher Status und so­
ziale Sicherung in einem Rechtsverhä l tn i s zusammenfallen, brechen diese beiden 
Elemente bei der Hinterbliebenensicherung auseinander. Die Unterschiede kom­
men vor allem i n folgendem zum Ausdruck: 

— Die Eigengesetzlichkeit der Hinterbliebenensicherung ist s tä rker als die Vielfal t 
der Diens t rech tsverhä l tn i sse , aus denen sie hervorgehen kann. Darum verwei­
sen auch das Richterrecht (§§ 46, 71 a D R i G ) und das Soldatenrecht (§ 43 SVG) 
allgemeiner und e r schöpfender als hinsichtlich der Alters- und Diens tun fäh ig ­
keitsversorgung auf das Beamtenversorgungsrecht. 

— W ä h r e n d die Ve r so rgungsansp rüche des Bediensteten selbst dadurch verloren­
gehen k ö n n e n , d a ß er (durch disziplinargerichtliche Entscheidung) seinen 
dienstrechtlichen Status verliert, kommt die Beendigung der Hinterbliebenen­
versorgung aus diesem Grunde nicht in Betracht. Sie kann hingegen enden, 
wenn der spezifische Status der Hinterbliebenen verlorengeht (Wiederverheira­
tung des übe r l ebenden Ehegatten). Ruhestands- und Hinterbliebenensicherung 
stimmen prinzipiel l jedoch darin übe re in , d a ß gewisse Freiheitsstrafen und die 
Verwirkung von Grundrechten (Ar t . 18 GG) zum Verlust der Versorgung 
führen. 

— K o m m t für die Alters- und Diens tunfäh igke i t sversorgung nur der Bedienstete 
selbst als Berechtigter in Betracht, so weitet sich für die Hinterbliebenenversor­
gung der Kreis der Berechtigten pr inzipiel l in dem M a ß e aus, in dem Hinter­
bliebene denkbar sind. Dabei unterscheidet das Hinterbliebenenversorgungs­
recht zwischen einem engeren Kreis von Berechtigten — dem ü b e r l e b e n d e n 
Ehegatten und den Waisen und einem weiteren Kreis — den ü b e r l e b e n d e n frü­
heren Ehegatten aus einer geschiedenen, aufgehobenen oder für nichtig erk lär ­
ten Ehe, der eine Stellung besonderen Rechts einnimmt, und den Verwandten 
aufsteigender Linie (Eltern usw.), die i m Rahmen der Dienstunfallversorgung 
bzw. der Versorgung bei W e h r d i e n s t b e s c h ä d i g u n g in Betracht kommen. A u f 
Übergangs le i s tungen an läß l i ch des Todesfalles (Sterbemonat, Sterbegeld) k ö n ­
nen d a r ü b e r hinaus auch weitere Angehö r ige berechtigt sein. 

— Die derivative Natur der Hinterbliebenenversorgung bedingt auch, d a ß die 
Unte r s tü tzungsbe i t r äge eine besondere Rolle spielen. Dienen Unte rha l t sbe i t r äge 
i m Recht der Alters- und Diens tunfäh igke i t sversorgung dazu, unbil l ige Versor­
gungs lücken aus M ä n g e l n des Anwartschaftsrechts des Bediensteten selbst zu 
kompensieren, so haben die Unte rha l t sbe i t r äge in der Hinterbliebenensicherung 
verschiedene Funkt ionen: 
— W o der verstorbene Bedienstete selbst einen Unterhaltsbeitrag bezogen hat, 

kann auch die Hinterbliebenenversorgung als Unterhaltsbeitrag gewähr t 
werden. 

— Analog kann aus dem Diens tve rhä l tn i s ein Unterhaltsbeitrag hervorgehen, 
wenn das Diens tverhä l tn i s bis zum T o d des Bediensteten angedauert hat, 
ohne jedoch Witwen- oder Waisengeld vermittelt zu haben. 

— Einen anderen Grund dafür , an die Stelle der regu lä ren Hinterbliebenenver­
sorgung (Witwengeld, Witwergeld, Waisengeld) einen Unterhaltsbeitrag tre­
ten zu lassen, bilden die Fäl le , i n denen der Status des „ H i n t e r b l i e b e n e n " i n 
irgend einer Weise „ i r regu lä r" ist, der Wegfall der Versorgung jedoch unb i l ­
l ig w ä r e : der f rühere Ehegatte aus einer geschiedenen, aufgehobenen oder 
nichtigen Ehe, dem ein schuldrechtlicher Versorgungsausgleich zusteht, der 
„nachgehe i r a t e t e Ehegatte" (§ 19 Abs. 1 Nr . 2 BeamtVG) und das „ n a c h ­
adoptierte K i n d " (§ 23 Abs. 2 BeamtVG). 
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— Eine letzte hier zu e r w ä h n e n d e Besonderheit der Hinterbliebenenversorgung 
sind die Übergangs le i s tungen i m Sterbefall. Weitere einmalige E n t s c h ä d i g u n g e n 
werden bei bestimmten Diens tunfä l l en und qualifizierten Diens tunfä l l en ge­
zahlt. 

2. Voraussetzungen 

Leistungsvoraussetzungen sind der T o d eines anspruchsvermittelnden Bediensteten 
und die Hinterbliebenen-Position der Berechtigten. 

2.1 Der Tod 

Dem Tod steht die Todese rk l ä rung sowie die Feststellung gleich, d a ß das Ableben 
eines Verschollenen mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. 

2.2 Der anspruchsvermittelnde Bedienstete 

Den Anspruch auf die Bezüge für den Sterbemonat vermittelt jder Bedienstete, den 
Anspruch auf Sterbegeld aber auch der übe r l ebende Ehegatte, dem Witwengeld / 
Witwergeld oder ein Unterhaltsbeitrag zustand. 

Den Anspruch auf Witwengeld und Waisengeld oder auf Unterhaltsbeitrag an frü­
here Ehegatten, „nachgehe i ra t e t e Ehegatten" oder „ n a c h a d o p t i e r t e " K inde r vermit­
teln 

— der Bedienstete auf Lebenszeit, 

— der Beamte auf Zeit, 

— der Beamte oder Richter auf Probe, der an den Folgen einer Diens tbeschäd i ­
gung verstorben ist, 

— der Ruhestandsbedienstete. 

Unte rha l t sbe i t r äge , die ganz oder teilweise an die Stelle des Witwengeldes oder des 
Waisengeldes treten, vermitteln Bedienstete, denen ein Unterhaltsbeitrag bewil l igt 
worden ist oder hä t t e bewill igt werden k ö n n e n . Entsprechend vermitteln diese 
Bediensteten auch den Zugang zu Unte rha l t sbe i t r ägen an frühere Ehegatten, „ n a c h ­
geheiratete" Ehegatten und „ n a c h a d o p t i e r t e " Kinder . 

Al le Bediensteten vermitteln den Hinterbliebenen A n s p r ü c h e auf Unfal l -Hinter­
bliebenenversorgung. Soldaten vermitteln d a r ü b e r hinaus die Beschädig tenversor ­
gung an Hinterbliebene, die bei Berufssoldaten neben deren allgemeine Hinterblie­
benenversorgung tr i t t . 

2.3 Die Hinterbliebenen 

Als Hinterbliebene kommen i n Betracht: 

2.3.1 D e r ü b e r l e b e n d e Ehega t t e 

Wi twe und Witwer sind völlig gleichgestellt. 

Der ü b e r l e b e n d e Ehegatte hat keinen Anspruch auf Wi twen/Wi twerge ld , wenn 
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— die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als drei Monate gedauert hat, es sei 
denn, d a ß nach den besonderen U m s t ä n d e n des Falles die Annahme nicht 
gerechtfertigt ist, d a ß es der alleinige oder ü b e r w i e g e n d e Zweck der Heirat war, 
dem anderen Ehegatten eine Versorgung zu verschaffen ( „ V e r s o r g u n g s e h e " ) 
oder 

— die Ehe erst nach dem Eintr i t t des Beamten i n den Ruhestand geschlossen wor­
den ist und der Ruhestandsbeamte zur Zeit der Ehesch l i eßung das 65. Lebens­
jahr bereits vollendet hat ( „nachgehe i r a t e t e r " Ehegatte). 

I m zweiten Fall kann dem ü b e r l e b e n d e n Ehegatten ein Unterhaltsbeitrag bewill igt 
werden, auf den seine Einkünf te in angemessenem Umfang anzurechnen sind. 

2.3.2 D e r f r ü h e r e Ehega t t e 

Unter den besonderen e i n s c h r ä n k e n d e n Voraussetzungen des § 22 Abs. 3 BeamtVG 
erhä l t der frühere Ehegatte (die frühere Ehefrau, der frühere Ehemann) aus einer 
durch Scheidung, Nich t ige rk lä rung oder Aufhebung aufgelösten Ehe einen Unter­
haltsbeitrag. 

2.3.3 D i e W a i s e n 

Als Waisen sind die leiblichen und die adoptierten Kinder des Bediensteten berech­
tigt. 

Ke in Waisengeld erhalten jedoch die Kinder eines verstorbenen Ruhestandsbeam­
ten, wenn das Kindschaf t sverhä l tn i s durch Adop t ion beg ründe t wurde und der 
Ruhestandsbeamte in diesem Zeitpunkt bereits i m Ruhestand war und das 65. Le­
bensjahr vollendet hatte ( „ n a c h a d o p t i e r t e " Kinder ) . Solchen Waisen kann jedoch 
ein Unterhaltsbeitrag bewill igt werden. 

2.3.4 W e i t e r e A n g e h ö r i g e 

Weitere A n g e h ö r i g e k ö n n e n auf das Sterbegeld berechtigt sein. 

Als weitere Berechtigte kommen i m Rahmen der Unfall-Hinterbliebenenversor­
gung und der Beschäd ig tenverso rgung vor allem die A n g e h ö r i g e n i n aufsteigender 
Lin ie (Eltern usw.) in Betracht. 

3. Leistungen an Hinterbliebene 

3.1 Überblick 

Beim Tod eines — aktiven oder im Ruhestand befindlichen — Bediensteten kom­
men folgende Leistungen in Betracht: 

— Die Bezüge für den Sterbemonat und das Sterbegeld, 

— das Witwengeld oder ein Unterhaltsbeitrag in gleicher oder geringerer H ö h e , 

— der Unterhaltsbeitrag an den aus schuldrechtlichem Versorgungsausgleich be­
rechtigten früheren Ehegatten aus einer geschiedenen, aufgehobenen oder für 
nichtig e rk lär ten Ehe, 

— das Waisengeld oder ein Unterhaltsbeitrag in gleicher oder geringerer H ö h e . 

168 



Bei einem Dienstunfall (einer Wehrd i ens tbe schäd igung ) ist ferner zu berücks icht i ­
gen: 

— H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e k ö n n e n auch Hinterbliebene eines f rüheren Bedienste­
ten erhalten. 

— Die H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e berechnen sich nach den besonderen Vorschriften 
über die Unfall-Hinterbliebenenversorgung. 

— Unter besonderen Voraussetzungen kann auch ein Unterhaltsbeitrag an Ver­
wandte der aufsteigenden Linie, bei Soldaten a u ß e r d e m eine Beschädig tenver ­
sorgung an Verwandte der aufsteigenden Linie in Betracht kommen. 

— Ist der Bedienstete an den Folgen eines qualifizierten Dienstunfalles oder als 
Soldat bei der A u s ü b u n g eines besonders g e f ä h r d e n d e n Dienstes verstorben, so 
kann eine einmalige Unfa l l en t schäd igung zu leisten sein. 

Die folgenden Darlegungen konzentrieren sich ganz auf das Witwengeld und das 
Waisengeld. 

3.2 Die Bemessung 

3.2.1 D i e B e m e s s u n g s g r u n d l a g e 

Bemessungsgrundlage für das Witwengeld und das Waisengeld ist das Ruhegehalt, 
das der Verstorbene erhalten hat oder hät te erhalten k ö n n e n , wenn er am Todestag 
in den Ruhestand getreten wäre*) . 

3.2.1.1 Die Bemessung des Witwengeldes 

Das Witwengeld bet rägt 60 v. H . des Ruhegehaltes. 

Eine K ü r z u n g des Witwengeldes kann sich ergeben, wenn die Witwe mehr als 
20 Jahre j ü n g e r als der Verstorbene ist. 

3.2.1.2 Die Bemessung des Waisengeldes 

Das Halbwaisengeld be t rägt 12 v. H . , das Vollwaisengeld 20 v. H . des Ruhegehal­
tes. Das Waisengeld w i r d nicht nur dann nach dem Satz für Vollwaisen gezahlt, 
wenn beide Elternteile verstorben sind, sondern auch, wenn der ü b e r l e b e n d e 
Elternteil n icht zum Bezug von Witwengeld berechtigt ist (ζ. B. bei Wiederheirat, i m 
Falle einer „ V e r s o r g u n g s e h e " oder bei „ N a c h h e i r a t " ) und keinen vollen Unterhalts­
beitrag i n H ö h e des Witwengeldes erhäl t . Das Vollwaisengeld darf zuzügl ich eines 
etwaigen Unterhaltsbeitrages der Mut ter den Betrag des Witwengeldes und des 
Waisengeldes nach den Satz für Halbwaisen nicht übers te igen . 

Ergeben sich für eine Waise W a i s e n g e l d a n s p r ü c h e aus Beamtenverhä l tn i s sen meh­
rerer Personen, w i r d nur das höchs te Waisengeld gezahlt. 

3.2.2 Z u s a m m e n t r e f f e n v o n W i t w e n - u n d W a i s e n g e l d 

H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e dürfen insgesamt das ihnen zugrunde liegende Ruhegehalt 
nicht übe r s t e igen , gegebenenfalls sind sie i m gleichen Verhäl tn is zu kürzen . 

*) Zur Verfassungswidrigkeit der Regelung in der gegenwärtigen Fassung des § 5 BeamtVG s. 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 1982 — 2 BvL 14/78 u. a. —. 
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3.2.3 D i e M i n d e s t v e r s o r g u n g 

Da die Bemessungsgrundlage der Hinterbliebenenversorgung das Ruhegehalt des 
Verstorbenen ist, für dessen Berechnung auch die Vorschriften über die Mindest­
versorgung maßgeb l i ch sind, ergibt sich die Mindestversorgung der Wi twen und 
Waisen als eine Funkt ion hieraus. 

3.3 Leistungselemente aufgrund Familiengröße 

3.3.1 D e r ü b e r l e b e n d e Ehega t t e 

Der ü b e r l e b e n d e Ehegatte erhäl t vorrangig vor der Waise den kinderbezogenen 
Ante i l des Ortszuschlags neben dem Witwengeld, wenn für den verstorbenen 
Bediensteten, wenn er noch lebte, eine Berücks ich t igung des Kindes i m Ortszu­
schlag in Betracht k ä m e , und wenn der ü b e r l e b e n d e Ehegatte selbst einen A n ­
spruch auf Kindergeld hat oder unter Berücks ich t igung der §§ 3, 8 B K G G haben 
w ü r d e . 

3.3.2 D i e Waise 

Die Waise erhäl t den kinderbezogenen Ante i l im Ortszuschlag, wenn kein über le ­
bender Ehegatte vorhanden ist, der ihn erhäl t . 

A u ß e r d e m erhäl t die Waise in den Fäl len einen Ausgleichsbetrag in H ö h e des K i n ­
dergeldes für das erste K i n d nach dem Bundeskindergeldgesetz, in denen ein an 
sich zum Bezug von Kindergeld Berechtigter nicht mehr lebt, keine A u s s c h l u ß ­
g r ü n d e des § 8 B K G G vorliegen und in der Person der Waise § 2 B K G G erfüllt 
ist. 

3.4 Jährliche Sonderzuwendung 

Die G e w ä h r u n g der j äh r l i chen Sonderzuwendung ist entsprechend der Alterssiche­
rung geregelt. 

3.5 Zusammentreffen mit Einkommen und anderen Versicherungs- und Versor­
gungsleistungen 

3.5.1 Z u s a m m e n t r e f f e n m i t E r w e r b s e i n k o m m e n u n d E i n k o m m e n aus 
V e r m ö g e n 

a) E i n versorgungsberechtigter Hinterbliebener, der aus einer Verwendung i m 
öffent l ichen Dienst ein Einkommen bezieht, erhäl t daneben seine Hinterbliebe­
n e n b e z ü g e nur bis zum Erreichen bestimmter Höchs tg renzen . 
Diese Höchs tg renze bi lden für Wi twen die ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, 
zuzügl ich des kinderbezogenen Anteils i m Ortszuschlag, soweit er ihnen zusteht. 
Dieser Betrag e rhöh t sich u m 40 v. H . des diesen Betrag übe r s t e igenden Betrages 
des Gesamteinkommens aus dem Witwengeld und der Verwendung i m öffentli­
chen Dienst. 

F ü r Waisen be t räg t die Höchs tg renze 40 v. H . der ruhegeha l t fäh igen Dienstbe­
züge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt 
berechnet, zuzügl ich des kinderbezogenen Anteils i m Ortszuschlag, soweit er 
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ihnen zusteht. Dieser Betrag e rhöh t sich um 40 v. H . des diesen Betrag übers te i ­
genden Betrages des Gesamteinkommens aus dem Waisengeld und der Verwen­
dung i m öffentl ichen Dienst. 

b) Beim Zusammentreffen von Hin t e rb l i ebenenbezügen mit der E n t s c h ä d i g u n g als 
M i t g l i e d des Deutschen Bundestages ruhen die Hin te rb l i ebenenbezüge neben 
der A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g zu 50 v. H . , höchs tens jedoch zu 50 v. H . der 
A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g . 

c) F ü r behinderte Waisen findet sich eine weitere Grenze dann, wenn das Waisen­
geld ü b e r das 18. Lebensjahr hinaus gezahlt w i rd . Ein Einkommen der Waise 
w i r d mi t der Hälf te des Betrages angerechnet, der das doppelte Mindestvol lwai-
sengeld übersteigt . 

3.5.2 Z u s a m m e n t r e f f e n m e h r e r e r V e r s o r g u n g s b e z ü g e 

Die Regeln für das Zusammentreffen zwischen Ruhegehalt und Witwengeld wur­
den bereits i m Zusammenhang mi t dem Ruhegehalt dargestellt. Anzufügen sind die 
Regeln für das Zusammentreffen von Hin t e rb l i ebenenbezügen untereinander. Er­
langt eine Witwe oder Waise aus der Verwendung des verstorbenen Beamten oder 
Ruhestandsbeamten Witwengeld, Waisengeld oder eine ähn l i che Versorgung, so 
sind neben den neuen Versorgungsbezügen die f rüheren Versorgungsbezüge nur bis 
zum Erreichen einer bestimmten Höchs tg renze zu zahlen. Auszugehen ist hierbei 
von dem Ruhegehalt, das sich unter Zugrundelegung der gesamten ruhegehal t fäh i ­
gen Dienstzeit und der ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besol­
dungsgruppe errechnet, aus der sich das f rühere Ruhegehalt ergibt. Das danach 
errechnete Witwen- oder Waisengeld bildet die Höchs tg renze . Hinzu t r i t t der (k in ­
derbezogene) Unterschiedsbetrag zwischen dem Ortszuschlag der Stufe zwei und 
der nach Besoldungsrecht in Betracht kommenden Stufe des Ortszuschlages. 

3.5.3 Z u s a m m e n t r e f f e n v o n V e r s o r g u n g s b e z ü g e n m i t R e n t e n 

Bei Zusammentreffen von Hin t e rb l i ebenenbezügen und Hinterbliebenenrenten 
werden jene neben der Rente nur bis zum Erreichen einer Höchs tg r enze gewähr t . 
Diese ist bei Witwen der Betrag, der sich als Witwengeld aus der für Ruhestandsbe­
amte m a ß g e b l i c h e n Höchs tg renze ergeben w ü r d e , zuzügl ich des kinderbezogenen 
Teils i m Ortszuschlag, soweit er der Wi twe zusteht. Bei Waisen ist es der nach den 
gleichen G r u n d s ä t z e n wie bei den Wi twen errechnete Waisengeldbetrag. 

Renten aus einer eigenen Beschäf t igung oder Tät igkei t bleiben a u ß e r Betracht. 
Teile der Rente, die auf freiwilliger Weiterversicherung oder H ö h e r v e r s i c h e r u n g 
beruhen, bleiben ebenfalls a u ß e r Betracht, es sei denn, der Arbeitgeber hat zu den 
Bei t rägen Zuschüsse in einer H ö h e von mindestens der Hälf te gegeben. 

3.6 Die Dauer der Leistungen 

3.6.1 D i e D a u e r des W i t w e n g e l d e s 

Das Witwengeld w i r d g rundsä tz l ich auf Lebenszeit gewähr t . Bei einer erneuten 
Heirat endet die G e w ä h r u n g des Witwengeldes. Die Witwe erhäl t dann eine A b f i n ­
dung. 

W i r d die neue Ehe aufgelöst, lebt das Witwengeld wieder auf. E in infolge der Auf­
l ö s u n g der neuen Ehe erworbener neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder Rentenan-
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Spruch ist jedoch anzurechnen. Die Witwenabfindung ist in angemessenen Teilbe­
t rägen zu tilgen. 

3.6.2 D i e D a u e r des Wa i senge ldes 

Waisengeld w i r d grundsä tz l ich bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres gewähr t . 

Nach Vollendung des 18. Lebensjahres w i r d es gewähr t , solange die Waise 

(1) sich in Schul- oder Berufsausbildung befindet, 

(2) ein freiwilliges soziales Jahr leistet, 

(3) wegen körper l i cher , geistiger oder seelischer Behinderung a u ß e r s t a n d e ist, sich 
selbst zu unterhalten, 

(4) als einzige Hil fe des H a u s h a l t f ü h r e n d e n ausschl ießl ich in dem Haushalt des 
Kindergeldberechtigten tät ig ist, dem mindestens vier weitere Kinder a n g e h ö ­
ren, die bei dem Kindergeldberechtigten berücksicht igt werden, 

(5) an Stelle des länger als 90 Tage arbe i t sunfäh ig erkrankten Hausha l t f üh renden 
den Haushalt des Kindergeldberechtigten führt, dem mindestens ein weiteres 
K i n d angehör t . 

Die Altersgrenze liegt in diesen Fäl len bei der Vollendung des 27. Lebensjahres. Im 
Falle (1) kann die Altersgrenze hinausgeschoben werden, wenn bestimmte enge 
Voraussetzungen erfüllt sind, allerdings nur für einen begrenzten Zeitraum. Im 
Falle (3) kann das Behinderten-Waisengeld über das 27. Lebensjahr hinaus unter 
bestimmten Voraussetzungen gewähr t werden. 

3.7 Abfindung 

Die Hinterbliebenenversorgung kann grundsä tz l ich nicht abgefunden werden. 

Lediglich im Falle einer Wiederverheiratung erhäl t die Witwe eine Witwenabfin­
dung, die das Vierundzwanzigfache des Betrages des Witwengeldes beträgt . Bei 
einer Auf lösung der neuen Ehe lebt allerdings der Versorgungsanspruch wieder auf. 
Die Abf indung ist in diesem Fall in angemessenen Mona t sbe i t r ägen zu tilgen. 
Etwaige neue Ver so rgungsansp rüche sind auf den Witwengeldanspruch anzurech­
nen. 

3.8 Erlöschen der Leistungen 

Alle Hinterbliebenenleistungen er löschen mi t Rechtskraft einer strafrechtlichen 
Verurteilung von gewisser H ö h e . Ebenso er löschen sie, wenn der Berechtigte auf­
grund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gem. Ar t . 18 G G ein 
Grundrecht verwirkt hat. Bei Betä t igung gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung ist auch die administrative Entziehung auf Zeit mögl ich . 

3.9 Nachversicherung 

Der Bedienstete ist auch dann nachzuversichern, wenn er durch T o d ausscheidet. 
Eine Nachversicherung entfäll t allerdings, wenn bei dem Ausscheiden des Beschäf­
tigten durch T o d keine Hinterbliebenen vorhanden sind, die ein Recht auf eine 
Rente haben k ö n n t e n , oder wenn auch bei D u r c h f ü h r u n g der Nachversicherung 
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keine Hinterbliebenenrente zu zahlen w ä r e (ζ. B. weil die Wartezeit nicht erfüllt 
ist). 

Festzuhalten ist auch, d a ß die Nachversicherung in bezug auf den Bediensteten 
erfolgt, niciit auf die Hinterbliebenen unmittelbar. Der Unterschied w i r d deutlich, 
wenn Hinterbliebene ihren Anspruch auf Versorgung (ζ. B. durch Strafurteil) verlie­
ren. I n diesem Fall findet keine Nachversicherung statt. 

IV . Gemeinsame Regelungen 

1. Anpassung der Versorgungsbezüge 

Entsprechend den Akt ivenbezügen und ähn l i ch auch den Renten werden auch die 
Versorgungsbezüge laufend an die Entwicklung der E i n k o m m e n s v e r h ä l t n i s s e ange­
paß t . Diese Anpassung ist Sache des Gesetzgebers. Er hat dieser Entscheidung 
selbst programmatisch zwei M a ß s t ä b e vorgegeben. Diese k ö n n e n alternativ, oder 
auch kumulat iv anzuwenden sein. 

— Werden die Diens tbezüge bei aktiven Bediensteten allgemein e rhöh t oder ver­
mindert, sind die Versorgungsbezüge vom gleichen Zeitpunkt an entsprechend 
zu regeln. Die Anpassung erfolgt durch Bundesgesetz. 

— E r h ö h t sich der durchschnittliche Besoldungsaufwand innerhalb des Feststel­
lungszeitraumes (1 . Juli des Vorjahres bis 1. Juli des Feststellungsjahres) durch 
V e r ä n d e r u n g e n , die nicht allgemeine E r h ö h u n g der Diens tbezüge sind, so erhal­
ten die Ver so rgungsempfänge r Anpassungszuschläge. Diese errechnen sich dem­
nach aus einem Vergleich der durchschnittlichen Beso ldungsau fwände gewisser 
Vergleichsmonate, wobei eine zwischenzeitliche allgemeine E r h ö h u n g der 
Diens tbezüge durch eine entsprechende Anhebung des Besoldungsaufwandes 
des Vergleichsmonats i m Vorjahr ausgeglichen wi rd . Die Anpassungszusch läge 
werden nach n ä h e r e r M a ß g a b e des Beamtenversorgungsgesetzes vom Bundes­
minister des Innern j äh r l i ch bis spä tes tens 1. November festgestellt. Sollen 
wegen eingetretener Verbesserungen für die Besoldungsberechtigten Anpas­
sungszusch läge gewähr t werden, obwohl sich die Diens tbezüge allgemein ver­
mindert haben, bedarf es der Entscheidung des Bundesgesetzgebers. 

2. Sicherung im Krankheitsfall 

Den Ver so rgungsempfänge rn werden bei Krankhei t Beihilfen gewähr t . Bei Ruhe­
standsbeamten und Richtern i m Ruhestand des Bundes ergibt sich dies aus der 
Fürsorgepf l ich t (§ 79 BBG) , die durch die Beihilfevorschriften konkretisiert w i r d . 
Die Beihilfevorschriften des Bundes gelten in den L ä n d e r n (zur Fürsorgepf l ich t s. 
§ 48 B R R G ) zum Tei l kraft Ü b e r n a h m e entsprechend. Einige L ä n d e r haben eigen­
s tänd ige Regelungen. F ü r Soldaten i m Ruhestand gelten die Beihilfevorschriften 
des Bundes g e m ä ß Allgemeinen Verwaltungsvorschriften des Bundesministers der 
Verteidigung. 

Die Beihilfe deckt nur einen Tei l der jeweiligen Aufwendungen. Sie ist nach sozia­
len Kri ter ien gestaffelt. Sie be t räg t mindestens 50 v. H . der beihi l fefähigen Aufwen­
dungen und kann sich bis zu 80 v. H . der beihi lfefähigen Aufwendungen e rhöhen . 
F ü r die nicht v o n der Beihilfe gedeckten Kosten m ü s s e n die Ver so rgungsempfänge r 
selbst aufkommen, i n der Regel durch Bei t räge zu einer Krankenversicherung. 
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Etwas anderes gi l t für V e r s o r g u n g s e m p f ä n g e r , die gleichzeitig eine Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung beziehen. Soweit diese nach § 165 Abs. 1 Nr . 3 
RVO versicherungspflichtig i n der Krankenversicherung der Rentner und nicht 
nach § 173 a R V O von der Versicherungspflicht befreit sind, m ü s s e n sie nach den 
Beihilfevorschriften des Bundes z u n ä c h s t auf die Leistungen aus der Krankenver­
sicherung der Rentner zu rückgre i f en . N u r soweit die Aufwendungen ü b e r die 
Leistungen der Krankenversicherung der Rentner hinausgehen, sind diese beihilfe­
fähig. 
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C. Funktionale Darstellung der Versorgung der Beamten, Rich­
ter und Soldaten 

I . Einzel- oder Verbundsystem 

Die Versorgung ist so angelegt, d a ß das Sicherungsziel durch ein einziges System 
erreicht w i r d . 

W o sich aber die Versorgung wegen des besonderen Status des Bediensteten, wegen 
des Problems gewisser Voraussetzungen (ζ. B. Zeiten) oder aus anderen G r ü n d e n 
ausnahmsweise nicht verwirkl icht , treten Dienstherr und allgemeine Rentenversi­
cherung ex post i m Wege der Nachversicherung ein. Werden die Leistungen der 
Rentenversicherung dann durch U n t e r h a l t s b e i t r ä g e e rgänz t , k o m m t es konkret zu 
einem Leistungsverbund. 

Dies bedeutet, d a ß es drei g rundsä t z l i che M ö g l i c h k e i t e n gibt : 

— Die Bediensteten und ihre Hinterbliebenen haben einen Anspruch auf Ruhege­
halt, Witwengeld , Waisengeld oder Unterhaltsbeitrag (zu denen Leistungen aus 
einem anderen System sozialer Sicherung hinzutreten k ö n n e n ) . 

— Sie haben keine Leistungen aus dem System der dienstrechtlichen Versorgung 
zu erwarten. Sie sind also auf die Leistungen aus einem anderen System sozialer 
Sicherheit angewiesen. Der zentrale Weg, diese zu vermit te ln , ist die Nachversi­
cherung. 

— Sie k ö n n e n ( i m Sinne von Ermessen) Leistungen aus der dienstrechtlichen Ver­
sorgung (insbesondere U n t e r h a l t s b e i t r ä g e ) erhalten. 

Zwischen den beiden zuletzt genannten M ö g l i c h k e i t e n k o m m t es zu Über schne i ­
dungen. Die Ermessensleistungen sind gerade dazu bestimmt, L ü c k e n der Nachver­
sicherung zu sch l i eßen . Insofern besteht ein V e r h ä l t n i s der Subs id ia r i t ä t . 

Das Regelziel der einheitlichen Versorgung entspricht dem unmittelbaren Ursprung 
sowohl des Bediensteten selbst als auch seiner Hinterbl iebenen i n dem öffentl ich­
rechtlichen Dienst- u n d T r e u e v e r h ä l t n i s , welches das D iens tve rhä l t n i s darstellt, 
und i n der Für so rgepf l i ch t , die diesem D i e n s t v e r h ä l t n i s entspricht. Daraus ergibt 
sich auch der umfassende Ordnungszusammenhang zwischen dem aktiven Dienst-
recht u n d der Bedienstetenversorgung. Die Bedienstetenversorgung „ in te rna l i s ie r t " 
die Problematik sozialer Sicherung i m Dienstrecht, w ä h r e n d sie für privatrechtlich 
Beschäft igte auf die Sozialversicherung h i n „ex t e rna l i s i e r t " u n d durch die betriebli­
che Alterssicherung e rgänz t w i r d . 

I I . Abgesicherte Risiken 

Die Versorgung u m f a ß t den Fal l des Alters u n d der D i en s t u n fäh i g k e i t des Bedien­
steten selbst (Ruhestandsversorgung) u n d die Sicherung seiner Hinterbliebenen i m 
Falle seines Todes. 

Die Sicherung für den Fal l der D i e n s t u n f ä h i g k e i t u n d des Todes ist ferner mi t der 
spezifisch gestalteten Versorgung bei D i e n s t u n f ä l l e n z u s a m m e n g e f a ß t , die jedoch 
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— gegenübe r der „e in fachen" Versorgung bei Diens tunfähigkei t und Tod — einen 
g röße ren Kreis von Bediensteten und einen g röße ren Kreis von Hinterbliebenen 
einschl ießt und weitergehende Leistungen vorsieht. Fü r Soldaten kommt die Be­
schäd ig tenver so rgung e rgänzend hinzu. 

Die Ruhestandsversorgung der Bediensteten geht über den allgemein in der sozia­
len Sicherung der Alters- und Inva l id i t ä t s s icherung definierten Bereich hinaus: 

— wo Beamte oder Richter auf Zeit nach Ab lau f der Amtszeit in den Ruhestand 
treten und entsprechende Versorgung erhalten, ohne d iens tunfäh ig oder „a l t " zu 
sein, 

— wo Bedienstete in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden und 

— wo Richter im Interesse der Rechtspflege in den Ruhestand versetzt werden. 

In allen diesen Fäl len dienen der Ruhestand und die ihm entsprechende Versor­
gung dazu, das öffentliche Interesse an der Verfügung übe r das A m t und die ind i ­
viduellen Rechte und Interessen der Bediensteten in Einklang zu bringen. I m gege­
benen Zusammenhang haben diese Fäl le grundsä tz l ich außer Betracht zu bleiben. 

I I I . Sicherungsziele 

Den Hintergrund des Wersorgungsrechts bildet der hergebrachte Grundsatz des 
Berufsbeamtentums (Art . 33 Abs. 5 G G ) der „amt s an g emes s en en Al iment ierung; 
d. h. die Diens tbezüge sowie die Alters- und Hinterbliebenenversorgung sind so zu 
bemessen, d a ß sie einen je nach Dienstrang, Bedeutung und Verantwortung des 
Amtes und entsprechender Entwicklung der allgemeinen Verhäl tn isse angemesse­
nen Lebensunterhalt g e w ä h r e n " (BVerfGE 44, 249 [265]). 

Konkret läßt das Gesetz derzeit folgende Sicherungsziele erkennen: 

— i m Falle des Alters 75 v. H . der letzten Amtsbezüge , 

— i m Falle der Diens tunfäh igke i t einen — je nach Dienstzeit und Alter zur Zeit 
des Eintrit ts in den Ruhestand unterschiedlichen — maximal 75 v. H . betragen­
den Ante i l der Bezüge, die der Bedienstete hät te erreichen k ö n n e n , wenn er bis 
zur Altersgrenze i m A m t geblieben w ä r e , 

— i m Falle des Todes unter Zu rück l a s sung eines Ehegatten 60 v. H . des wirk l ichen 
oder fiktiven Ruhegehalts des verstorbenen Bediensteten und 

— bei Zu rück l a s sung eines Kindes 12 v. H . (Halbwaise) oder 20 v. H . (Vollwaise) 
dieses Ruhegehalts. 

IV . Abgrenzung des erfaßten Personenkreises 

1. Offenes oder geschlossenes System 

Die Versorgung ist ein geschlossenes System. Sie ist nur Beamten, Richtern und 
Berufssoldaten zugängig . Auch eine freiwill ige Sicherung i n ihr ist nicht mögl ich . 
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2. Die Statusgebundenheit der Sicherung 

Dienstrechtlicher Status und soziale Sicherung bilden die für die Versorgung typ i ­
sche Einheit . N u r wer Beamter, Richter oder Berufssoldat ist, kann für den Fall des 
Alters, der Inva l id i t ä t oder des Todes unter Zu rück l a s sung Hinterbliebener gesi­
chert sein. Eine andere „S iche rungsbe rech t igung" gibt es nicht. Von der Sicherung 
kann nicht befreit werden. 

Das aktive Diens tve rhä l tn i s kann in Versorgung übe rgehen (Versetzung in den 
Ruhestand, T o d und Versorgung der Hinterbliebenen). Es kann aber auch auf 
andere Weise enden (Entlassung, richterliches Urte i l usw.), ohne d a ß ein Versor­
gungsanspruch entsteht. Auch das Versorgungsverhä l tn i s erweist sich noch als sta­
tusgebunden. Der Ruhestandsbedienstete hat „Res tpf l i ch ten" aus seinem Dienst­
verhä l tn i s , deren Verletzung zur Aberkennung des Ruhegehalts führen kann. 
Ebenso wie seine versorgungsberechtigten Hinterbliebenen tr iff t ihn zudem eine 
weitergehende bü rge r l i che Wohlverhaltenspflicht. Ihre gerichtlich geahndete Ver­
letzung kann zum Er löschen der V e r s o r g u n g s a n s p r ü c h e führen. 

3. Grenzen der Sicherung 

Nicht jeder Bedienstete ist in gleicher Weise gesichert. Vielmehr konzentriert sich 
die Versorgung auf einen Kernbereich öffent l icher Bediensteter. Ihn bilden 

— für die Bedienstetenversorgung die Bediensteten auf Lebenszeit (bei Beamten 
und Richtern f rühestens nach Vollendung des 27. Lebensjahres), die eine 
Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet haben, 

— für die Hinterbliebenenversorgung die Bediensteten auf Lebenszeit sowie die 
Bediensteten i m Ruhestand. 

Jenseits dieses Kernbereichs finden sich vielfältige Differenzierungen. Sieht man 
von den Fä l len ab, in denen Dienstunfallversorgung (Beschäd ig tenversorgung) 
gewähr t w i r d , ergibt sich folgendes: 

— Bedienstete auf Lebenszeit, die weniger als fünf Jahre Dienst geleistet haben, 
k ö n n e n bei Erreichen der Altersgrenze einen Unterhaltsbeitrag bekommen. I m 
Fal l der Diens tunfäh igke i t ist ihnen Ruhegehalt zu gewähren , wenn sie infolge 
Krankhei t , Verwundung oder sonstiger Beschäd igung , die sie sich ohne grobes 
Verschulden bei der A u s ü b u n g oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen 
haben, d i ens tun fäh ig geworden sind. I m übr igen kann ihnen ein Unterhaltsbei­
trag g e w ä h r t werden. Ihren Hinterbliebenen vermitteln sie Hinterbliebenenver­
sorgung ohne Differenzierung. 

— Ä u ß e r s t unterschiedlich ist die Situation hinsichtlich der Beamten und Richter 
auf Zeit . Sie k ö n n e n nach M a ß g a b e besonderer gesetzlicher Vorschriften (ζ. B. 
für Richter des Bundesverfassungsgerichts) mi t Ab lau f der Amtszeit, bei Errei­
chung der Altersgrenze oder bei Diens tunfäh igke i t (generell nach fünf Jahren 
Dienst: Richter auf Zeit) i n den Ruhestand treten und Ruhegehalt erhalten. I m 
ü b r i g e n kann ihnen für den Fall des Alters oder der Diens tunfäh igke i t ein 
Unterhaltsbeitrag gewähr t werden. I n jedem Fall vermitteln sie ihren Hinterblie­
benen Hinterbliebenenversorgung. Dies alles gilt nicht für Soldaten auf Zeit. 
Ihre Sicherung ist ganz auf die Über l e i tung abgestellt, also zeitlich begrenzt. 

— Beamten und Richtern auf Probe ist i m Falle der Diens tunfäh igke i t , wenn diese 
dienstlich verursacht ist, Ruhegehalt zu gewähren . Sonst kann ihnen Ruhegehalt 
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gewähr t werden. I m ü b r i g e n kann ihnen ein Unterhaltsbeitrag g e w ä h r t werden. 
Auch ihren Hinterbliebenen k ö n n e n U n t e r h a l t s b e i t r ä g e g e w ä h r t werden. 

— Beamte auf Wider ruf erhalten — unbeschadet der A n s p r ü c h e aus Dienstunfall 
— Versorgung weder i m Al te r noch i m Fall der D i e n s t u n f ä h i g k e i t ; sie vermit­
teln keine Hinterbliebenenversorgung. 

— Den Hinterbliebenen der Bezieher von U n t e r h a l t s b e i t r ä g e n k ö n n e n ebenfalls 
Unte rha l t sbe i t r äge bewil l ig t werden. 

— „ N a c h g e h e i r a t e t e " ü b e r l e b e n d e Ehegatten oder „ n a c h a d o p t i e r t e " K inde r k ö n ­
nen, wenn die entsprechenden gesetzlichen T a t b e s t ä n d e sie vom W i t w e n - oder 
Waisengeld aussch l i eßen , U n t e r h a l t s b e i t r ä g e bekommen. 

4. Versorgung und Rentenversicherung 

Der Aussch luß der Rentenversicherung wegen eines öf fen t l i ch- rech t l i chen Dienst­
verhäl tnisses reicht weiter als der Schutz des Versorgungsrechts. So erstreckt sich 
der Aussch luß auch auf Beamte, die lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden, 
auf Polizeivollzugsbeamte auf Wide r ru f und auf Soldaten auf Zeit (§ 1229 Abs. 1 
Nr . 2, 4 und 5 RVO, § 6 Abs. 1 Nr . 2, 5 und 6 A V G ) , w ä h r e n d gerade der Schutz 
dieser Beamtengruppen durch das Versorgungsrecht nicht gewähr le i s t e t ist. 

Andererseits geht das Rentenversicherungsrecht davon aus, d a ß auch die Dienst­
verhäl tn isse der Beamten, Richter oder Soldaten Beschäf t igungsverhä l tn i s se dar­
stellen, die „an sich" zur Rentenversicherungspflicht führen m ü ß t e n , wenn nicht 
Ausnahmevorschriften etwas anderes e r g ä b e n (§§ 1227, 1229, 1230 R V O , §§ 2, 6, 7 
A V G ; s. auch § 7 SGB I V ) . F ü h r t das Ende eines Diens tve rhä l tn i s se s nicht zur Ver­
sorgung, so lebt auf dem Wege ü b e r die Nachversicherung dieser u r s p r ü n g l i c h e 
Charakter des Beschäf t igungsverhä l tn isses wieder auf; auch das Beamten-, Richter­
oder So lda tenverhä l tn i s führ t auf diese Weise zur Rentenversicherung (§ 1232 
R V O , § 9 A V G ) . Letztlich l äß t sich sagen, d a ß jedes Beamten-, Richter- oder 
Berufsso lda tenverhä l tn i s auf zwei Ebenen sozialer Sicherung zielt : p r i m ä r und 
offen auf die Versorgung; s e k u n d ä r und verdeckt — für den Fal l , d a ß die Versor­
gung aus irgendeinem Grunde nicht Platz greift — auf die Rentenversicherung. 

V. Faktoren für die Leistungsbestimmung 

1. Generelle und individuelle Faktoren 

Für das Verhäl tn is individuel ler und genereller Faktoren bei der Feststellung von 
Versorgungsleistungen ist zwischen der Erstfeststellung u n d der Anpassung zu 
unterscheiden. 

Bei der Erstfeststellung spielen generelle Faktoren scheinbar keine Rolle . Expl iz i t 
entscheidend sind individuelle Faktoren: D ie D i e n s t b e z ü g e , die dem Bediensteten 
zuletzt zugestanden haben, und die Zeiten, die als Dienstzeit oder gleichwertige 
Zeit anzurechnen sind. H i n t e r g r ü n d i g vermittel t der Ansatz der D i e n s t b e z ü g e frei­
l ich auch den Einf luß genereller M a ß s t ä b e . „ D i e D i e n s t b e z ü g e . . . s ind so zu bemes­
sen, d a ß sie einen je nach Dienstrang, Bedeutung und Verantwor tung des Amtes 
und entsprechender Entwicklung der allgemeinen Verhä l tn i s se angemessenen Le-
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bensunterhalt g e w ä h r e n und als Voraussetzung da fü r g e n ü g e n , d a ß sich der Beamte 
ganz dem öffent l ichen Dienst als Lebensberuf w i d m e n und in wirtschaftlicher 
U n a b h ä n g i g k e i t zur Er fü l lung der dem Berufsbeamtentum vom Grundgesetz zuge­
wiesenen Aufgabe, i m polit ischen Kräf tesp ie l eine stabile, gesetzestreue Verwaltung 
zu sichern, beitragen kann" (BVer fGE 44, 249 [265]). U n d sie werden rege lmäßig 
„ e n t s p r e c h e n d der En twick lung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhä l tn i sse und unter Be rücks i ch t i gung der mi t den Dienstaufgaben verbundenen 
Verantwortung durch Bundesgesetz. . . a n g e p a ß t " (§ 14 BBesG). 

Fü r die spä t e r e Anpassung von V e r s o r g u n g s b e z ü g e n stehen generelle Faktoren i m 
Vordergrund. Ihre En twick lung folgt einerseits der allgemeinen E r h ö h u n g oder 
Verminderung der aktiven D i e n s t b e z ü g e , andererseits der Entwicklung des durch­
schnittlichen Besoldungsaufwandes des Bundes u n d der Lände r . Was jedoch auf 
diese Weise a n g e p a ß t w i r d , sind die V e r s o r g u n g s b e z ü g e , die, wie eben bemerkt, i n 
erster Lin ie individuelle Bestimmungsfaktoren zum Ausdruck bringen. 

2. Individuelle Bestimmungsfaktoren 

Unter den individuel len Bestimmungsfaktoren d r ü c k t i m Versorgungsrecht der 
Entgeltfaktor den Lebensstandard, der Zei t faktor die Lebensleistung aus. 

2.1 Der Lebensstandard 

2.1.1 Das ge se t z l i che V e r s o r g u n g s z i e i u n d d i e S i c h e r u n g des Lebenss t an ­
d a r d s 

Das gesetzliche Versorgungsziel des amtsangemessenen Lebensunterhalts des Be­
diensteten und seiner A n g e h ö r i g e n entspricht weitgehend dem Ziel der Sicherung 
des Lebensstandards. Jedoch w i r d dieses Zie l nicht ohne Differenzierungen ver­
folgt. 

— A m deutlichsten ist dieses Z ie l hinsicht l ich des Bediensteten, der wegen Errei­
chens der Altersgrenze i n den Ruhestand getreten ist. Er bekommt i n der Regel 
75 v. H . seiner ruhegeha l t f äh igen D i e n s t b e z ü g e . 

— G r ö ß e r e Unterschiede zwischen Lebensstandard u n d Sicherung erscheinen für 
den Bediensteten m ö g l i c h , der wegen D i e n s t u n f ä h i g k e i t in den Ruhestand ver­
setzt wurde. Er bekommt maximal 75 v. H . der ruhegeha l t f äh igen Diens tbezüge . 
M ö g l i c h e r w e i s e aber auch einen niedrigeren, zwischen ca. 44 v. H . und 75 v. H . 
liegenden A n t e i l . Zudem w i r d dabei das Grundgehalt nach M a ß g a b e der 
Dienstaltersstufe bemessen, die er bis zum Ein t r i t t i n den Ruhestand wegen 
Erreichens der Altersgrenze hä t t e erreichen k ö n n e n . Es w i r d also nicht allein an 
den erreichten Lebensstandard, sondern auch an einen erreichbaren Lebens­
standard a n g e k n ü p f t . 

— Der ü b e r l e b e n d e Ehegatte bekommt 60 v. H . des Ruhegehalts des verstorbenen 
Bediensteten i m Ruhestand (oder 45 v. H . der ruhegeha l t f äh igen Diens tbezüge 
des verstorbenen Bediensteten), für die Vol lwaise 20 v. H . des Ruhegehalts des 
verstorbenen Bediensteten i m Ruhestand (oder 15 v. H . der ruhegeha l t fäh igen 
D i e n s t b e z ü g e des verstorbenen Bediensteten), die Halbwaise 12 v. H . des Ruhe­
gehalts des verstorbenen Bediensteten i m Ruhestand (oder 9 v. H . der ruhege­
ha l t f äh igen D i e n s t b e z ü g e des verstorbenen Bediensteten). Hinsicht l ich der H i n ­
terbliebenen ist somit m ö g l i c h , d a ß die ihnen vermittelten Bezüge nicht den 
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Lebensstandard e rmög l i chen , an dem sie An te i l gehabt haben, solange der 
Bedienstete gelebt hat. Das ist hinsichtlich der einzelnen Fäl le sehr unterschied­
lich. M i t u n ü b e r s e h b a r e r Deutlichkeit zeigt es sich aber bei der Vollwaise. Hier 
ist die ratio der Leistungsbemessung schwer zu Finden. Das Bundesverfassungs­
gericht sieht sie gleichwohl dar in , d a ß der Dienstherr die „öffent l ich- recht l iche 
Alimentat ion der Beamtenfamilie gegenüber den hinterbliebenen Familienange­
hör igen . . . fortzusetzen" hat. „ F ü r die Ve r so rgungsbezüge der Wi twen und 
Waisen sind deshalb auch seit jeher die gleichen Gesichtspunkte bestimmend, 
die auch bei der Besoldung und Versorgung des Beamten selbst zu beachten 
sind . . . ; es gehe . . . darum, die i n der Natur des S taa t sd iens tve rhä l tn i s ses und 
in der Person des Beamten selbst liegenden Momente zu be rücks i ch t igen und 
auf dieser Grundlage nach bi l l igem Ermessen die Frage zu beantworten, was für 
das s t andesgemäße Leben nöt ig ist" (BVerfGE 21 , 329 [347]. 

Generell ergeben sich Vorbehalte ferner daraus, 

— d a ß Diens tbezüge , die im Besoldungsrecht nicht als ruhegeha l t f äh ig bezeichnet 
sind, zwar den Lebensstandard bestimmen k ö n n e n , gleichwohl bei der Ermit t ­
lung von Ruhegehalt und H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e n nicht be rücks ich t ig t wer­
den, 

— technische Bezugsgröße jeweils das Brut toeinkommen ist, w ä h r e n d sich der 
Lebensstandard aus dem Nettoeinkommen ergibt (BVer fGE 44, 249 [266]. 

Generell k ö n n e n sich Vorbehalte auch dort ergeben, wo die Vorschriften ü b e r das 
Mindestruhegehalt zur Anwendung kommen (und eventuell ein entsprechendes 
Mindestwitwengeld/Mindestwaisengeld ergeben), die nicht auf den f rüheren Le­
bensstandard abstellen. 

Dagegen kann der Vorbehalt , d a ß eine Befö rde rung g r u n d s ä t z l i c h nicht be rück ­
sichtigt w i r d , wenn sie nicht wenigstens zwei Jahre zurückl ieg t , dahin verstanden 
werden, d a ß gleichsam ein „konso l id i e r t e r " Lebensstandard i n Bezug genommen 
werden soll. 

2.1.2 D e r E n t g e l t f a k t o r 

Die rege lmäßige Bezugsgröße sind die zuletzt bezogenen ruhegeha l t f äh igen Dienst­
bezüge : Grundgehalt, Ortszuschlag u n d sonstige D i e n s t b e z ü g e , die i m Besoldungs­
recht als ruhegehal t fähig bezeichnet sind. Sonstige D i e n s t b e z ü g e , die i m Besol­
dungsrecht nicht als ruhegeha l t fäh ig bezeichnet sind, werden nicht berücks ich t ig t . 
Eine Beförderung , die nicht wenigstens zwei Jahre zurück l ieg t , w i r d g rundsä tz l i ch 
nicht berücksicht igt . Bei der Versetzung in den Ruhestand wegen Diens tun fäh igke i t 
genügt ein Jahr*). 

Wenn ein Bediensteter wegen Diens tunfäh igke i t i n den Ruhestand t r i t t , w i r d das 
Grundgehalt nach M a ß g a b e der Dienstaltersstufe bemessen, die er bis zum Eint r i t t 
i n den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze hä t t e erreichen k ö n n e n . 

Bei Tei lzei tbeschäft igung i m Sinne des § 72 a B B G kann es zu einer K ü r z u n g dieser 
Bezugsgröße der ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge kommen. 

*) Zur Verfassungswidrigkeit der Regelung in der gegenwärtigen Fassung des § 5 BeamtenVG 
s. Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 1982 — 2 BvL 14/78 u. a. —. 
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2.2 Die Lebensleistung 

2.2.1 D e r Z e i t f a k t o r 

Die Lebensleistung br ingt das Versorgungsrecht explizit nur im Zeitfaktor, d. h. i n 
der „ ruhegeha l t f äh igen Dienstzeit", zum Ausdruck. I m Entgeltfaktor kommt die 
Lebensleistung mit telbar und grob p r ä s u m t i v i n dem M a ß e zum Ausdruck, als die 
zuletzt bezogenen r u h e g e h a l t f ä h i g e n D i e n s t b e z ü g e einen Sch luß auf die Lebenslei­
stung zulassen. 

Die Berücks i ch t igung der Lebensleistung ü b e r den Zeitfaktor , d. h. die Zusammen­
setzung der „ruhegehaltfähigen Dienstzeit" ist von der Eigenart der dienstrechtlichen 
Versorgung gepräg t . Entscheidend w i r d auf die Zeiten abgestellt, die im öffentli­
chen Dienst- oder A m t s v e r h ä l t n i s , i n T ä t i g k e i t e n , die darauf h inführen , oder in 
Tä t igke i ten , die gleichwertig sind. Diesem Kernbereich der Beamten-, Richter-, 
Berufssoldaten-, Ministeramts- und ä h n l i c h e n Verhä l tn i s se ist nur ein enger Kreis 
von Tät igke i ten gleichgestellt, für welche dies aus G r ü n d e n der H in füh rung zum 
öffent l ichen Dienst (Ausbi ldung usw.), wegen der Gleichartigkeit des Dienstherrn 
(Dienst bei ö f fen t l i ch- rech t l i chen Religionsgesellschaften usw.) wegen der funktio­
nellen Gleichartigkeit (Arbe i t sve rhä l tn i s i m öf fen t l i chen Dienst) oder aus kompen­
satorischen G r ü n d e n (Kriegsgefangenschaft usw.), i n besonderer Weise angebracht 
erscheint. Dabei geben E r m e s s e n s s p i e l r ä u m e i m Sinne von „so l len" und „ k ö n n e n " 
und (unterschiedlich gestaltete) Anrechnungsgrenzen diesen Bewertungszusammen­
h ä n g e n besonderen Ausdruck. 

D a r ü b e r hinaus findet die allgemeine Lebensleistung, wie sie in jener „sozialen 
Biographie" zum Ausdruck kommt , die das Rentenversicherungsrecht neben den 
Beitragszeiten aus Ersatz- u n d Ausfallzeiten z u s a m m e n f ü g t , keine Anerkennung. 
Auch eigene Vorsorgeleistungen des Bediensteten — i n Betracht k ä m e ohnedies nur 
ein verdeckter Einkommensverzicht — haben keinen ausgewiesenen und erkennba­
ren E in f luß auf die Best immung der V e r s o r g u n g s b e z ü g e . 

Zeiten der Verwendung i n L ä n d e r n mi t s c h ä d l i c h e n klimatischen Einf lüssen k ö n ­
nen doppelt be rücks ich t ig t werden. 

Ist der Bedienstete vor Vol lendung des 55. Lebensjahres wegen Diens tunfäh igke i t 
in den Ruhestand getreten, w i r d die Zeit v o m Ein t r i t t i n den Ruhestand bis zur 
Vol lendung des 55. Lebensjahres bei der Berechnung des Ruhegehalts der ruhege­
ha l t f äh igen Dienstzeit zu einem Dr i t t e l hinzugerechnet. Besonderheiten gelten für 
das Unfallruhegehalt. 

I m Falle von Teilzeitarbeit w i r d der Zeitansatz entsprechend gekürzt . 

2.2.2 V o r a u s s e t z u n g e n de r B e r ü c k s i c h t i g u n g : W a r t e z e i t e n 

Fü r das Ruhegehalt wegen Alters oder wegen Diens tun fäh igke i t ist i m Regelfall 
eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren notwendig. Anders als bei der Ermit t ­
lung des Zeitfaktors (bei der auch Zeiten, die vor der Berufung i n das Dienstver­
hä l tn i s liegen, be rücks i ch t i g t werden), beginnt diese Frist mi t der ersten Berufung 
i n das Beamten-, Richter- oder B e r u f s s o l d a t e n v e r h ä l t n i s . Danach liegende ruhege­
hal t fähige Zeiten werden be rücks ich t ig t . Davor liegende Zeiten werden nur be rück­
sichtigt, soweit sie kraft gesetzlicher Vorschrif t als ruhegeha l t fäh ig gelten oder 
soweit die Zeiten i m privatrechtl ichen A r b e i t s v e r h ä l t n i s i m öffent l ichen Dienst als 
ruhegeha l t f äh ig anerkannt wurden. Scheitert der Versorgungsanspruch an dem 
Erfordernis der Wartezeit, so kann ein Unterhaltsbeitrag gewähr t werden. 

181 



A u f die Fünfjahresfrist kommt es nicht an, wenn der Bedienstete wegen Krankhei t , 
Verwundung oder sonstiger Beschäd igung , die er sich ohne grobes Verschulden bei 
der A u s ü b u n g oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, d i ens tun fäh ig 
geworden ist. 

Eine „War teze i t " ist auch für die Hinterbliebenenleistungen nicht vorgeschrieben. 

2.2.3 D i e W i r k u n g des Z e i t f a k t o r s 

Der Zeitfaktor ist ein Vomhundersatz, der sich aus der Dauer der „ ruhegeha l t f äh i ­
gen Dienstzeit" errechnet. Er w i r d mi t den zuletzt zustehenden ruhegeha l t f äh igen 
Diens tbezügen mult ipl iziert . Dagegen w i r d kein Zusammenhang zwischen einzel­
nen Zeitabschnitten und dem Erwerbseinkommen zu dieser Zeit hergestellt. Weder 
Schwankungen noch auch Ausfälle des Einkommens werden berücks ich t ig t . 

2.2.3.1 I m Falle des Alters 

Der Zeitfaktor wi rk t sich für die Leistungsbemessung i n drei Stufen aus: 

— Bis zur Vollendung einer zehnjähr igen ruhegeha l t f äh igen Dienstzeit beläuft sich 
das Ruhegehalt auf den fixen Sockelbetrag von 35 v. H . der ruhegeha l t f äh igen 
Diens tbezüge , 

— Von da an steigt es mit jedem weiteren Dienstjahr bis zum vollendeten 
25. Dienstjahr um 2 v. H . A m Ende dieses Zeitabschnitts beläuft es sich also auf 
65 v. H . der ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge . 

— Von da ab steigt das Ruhegehalt mi t jedem Jahr ruhegeha l t f äh ige r Dienstzeit 
um 1 v. H . , jedoch nur bis zum Höchs t sa t z von 75 v. H . der ruhegeha l t f äh igen 
Diens tbezüge . M i t anderen Worten : Es steigt noch 10 Jahre lang um 1 v. H . je 
Jahr. 

Geht man davon aus, d a ß ruhegehal t fäh ige Dienstzeiten f rühes tens nach Vol len­
dung des 17. Lebensjahres entstehen k ö n n e n , so ergibt sich daraus, d a ß das Ruhe­
gehalt f rühestens i n folgender Weise entstehen kann : 
bis zur Vollendung 35 v. H . der ruhegeha l t f äh igen D i e n s t b e z ü g e 
des 27. Lebensjahres 
bei Vollendung 65 v. H . der ruhegeha l t f äh igen D i e n s t b e z ü g e 
des 42. Lebensjahres 
von der Vollendung 75 v. H . der ruhegeha l t f äh igen D i e n s t b e z ü g e 
des 52. Lebensjahres 
bis zum Ausscheiden 
aus dem Dienst 

Tr i t t ein Soldat wegen einer besonderen gesetzlichen Altersgrenze m i t dem vol len­
deten 53. Lebensjahr i n den Ruhestand, so e r h ö h t sich das Ruhegehalt u m 5 v. H . 
Der E r h ö h u n g s b e t r a g schwindet je Jahr u m 1 v. H . , b e t r ä g t also, wenn der Soldat 
mi t vollendetem 57. Lebensjahr in den Ruhestand t r i t t , 1 v. H . I n keinem Fall dar f 
das Ruhegehalt 75 v. H . der ruhegeha l t fäh igen D i e n s t b e z ü g e über s t e igen . 

2.2.3.2 I m Falle der Diens tunfäh igke i t 

Die dienstrechtliche Versorgung wegen Diens tun fäh igke i t weist die Besonderheit 
auf, d a ß Zeitfaktor und Entgeltfaktor e rhöh t werden. Der Zeitfaktor w i rd in der 
Weise e rhöh t , d a ß die Zeit vom Eint r i t t i n den Ruhestand bis zum Ende des 
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Monats der Vol lendung des 55. Lebensjahres für die Berechnung des Ruhegehalts 
der ruhegeha l t f äh igen Dienstzeit zu einem Dri t te l hinzugerechnet w i rd . Der Ent­
geltfaktor wi rd gleichsam i n Vorwegnahme eines noch nicht realisierten Zeitver­
laufs i n der Weise e r h ö h t , d a ß das Grundgehalt der m a ß g e b e n d e n Besoldungs­
gruppe nach der Dienstaltersstufe zugrunde zu legen ist, die der Beamte bis zur 
Altersgrenze h ä t t e erreichen k ö n n e n . 

Ein Bediensteter, dessen ruhegeha l t f äh ige Dienstzeit die Zeit zwischen der Vol len­
dung des 17. Lebensjahres und der Versetzung i n den Ruhestand wegen Dienstun­
fähigkei t vol l ausfül l t , e rhä l t somit ζ. B. folgendes Ruhegehalt: 
Wenn er mit 30 Jahren d i e n s t u n f ä h i g w i r d : 57 v. H . 
Wenn er mit 40 Jahren d i e n s t u n f ä h i g w i r d : 68 v. H . 

der ruhegeha l t f äh igen D i e n s t b e z ü g e , die sich aus der Dienstaltersstufe errechnen, 
die der Bedienstete bis zur Altersgrenze hä t te erreichen k ö n n e n . 

2.2.3.3 I m Falle der Hinterbliebenenversorgung 

Die Hinterbliebenenversorgung leitet sich ab von der Bedienstetenversorgung. Wi t ­
wen- und Waisengeld errechnen sich aus dem (fiktiven) Ruhegehalt des Verstorbe­
nen. Sein Zeitfaktor ist also entscheidend. Er wi rk t für und gegen die Hinterbliebe­
nen. 

2.3 Die Bedürfnisse 

2.3.1 A l l g e m e i n e s 

Allgemein und mittelbar orientieren sich die Versorgungsleistungen an den Bedürf­
nissen einer amtsangemessenen Lebens füh rung . Technisch vollzieht sich das mittel­
bar durch die B e z u g s g r ö ß e der ruhegeha l t f äh igen Diens tbezüge und durch den Ein­
f luß, den generelle Faktoren, nach denen die aktiven Diens tbezüge bemessen wer­
den, auf diese B e z u g s g r ö ß e haben. 

Speziellere Wege zur B e r ü c k s i c h t i g u n g der Bedürfnisse sind die Berücks ich t igung 
der F a m i l i e n g r ö ß e beim Ortszuschlag und der feste „ E r h ö h u n g s b e t r a g " für Verhei­
ratete. 

2.3.2 V e r m e i d u n g v o n U n t e r s i c h e r u n g 

Eine Untersicherung sucht das Versorgungsrecht auf sehr vielfältige Weise zu ver­
meiden. 

— Ganz generell dient dazu der Mindestsatz von 35 v. H . der ruhegeha l t fäh igen 
D i e n s t b e z ü g e als Sockel des Ruhegehalts und damit mittelbar auch des Wi twen­
geldes u n d des Waisengeldes. I n die gleiche Richtung geht das Mindestruhege­
halt. 

— Der Sicherung für den besonderen Bedarfsfall der Krankhei t , der Geburt und 
(begrenzt auch) des Todes dient die Beihilfe. 

— A u f noch vie l weitergehende Weise dienen dem Schutz gegen Untersicherung 
die Un te rha l t sbe i t r äge . Sie sollen den Mangel einer Sicherung (durch Ruhege­
halt, Witwengeld oder Waisengeld einerseits und Rentenversicherung anderer­
seits) kompensieren. Sie k ö n n e n auch eine als unzu läng l i ch angesehene andere 
Sicherung (Rentenversicherung) e rgänzen . 
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2.3.3 V e r m e i d u n g v o n Ü b e r s i c h e r u n g 

Allgemeine Leistungsbemessungsgrenzen kennt die dienstrechtliche Versorgung 
nicht. Sie kennt nur Kumulat ionsnormen. 

2.3.3.1 Begrenzung der Kumula t ion mit anderen Leistungen 
zur sozialen Sicherung 

Die Kumula t ion mit anderen Leistungen zur sozialen Sicherung für den Fal l des 
Alters, der Inval id i tä t oder des Todes unter Zurück la s sung Hinterbliebener w i r d für 
den Fall des Zusammentreffens mi t einer Versorgung aus öffent l ichem Dienst oder 
mi t Leistungen aus der Rentenversicherung — aber auch nur für diesen Fall — 
begrenzt. 

2.3.3.1.1 Die Kumula t ion mehrerer Versorgungsbezüge 

Mehrere Versorgungsbezüge aus dem deutschen öffentl ichen Dienst dür fen zusam­
men eine gewisse Höchs tg renze nicht überschre i ten . Diese Regel knüpf t an den 
Zeitpunkt des Anfalls an. Der spä te re Bezug bleibt vol l erhalten. Der frühere Bezug 
w i r d gegebenenfalls gekürzt . Aus diesem A n r e c h n u n g s p r o z e ß bleibt der Unter­
schiedsbetrag zwischen der Stufe zwei und der nach dem Besoldungsrecht in 
Betracht kommenden Stufe des Ortszuschlags um den sich der Höchs tbe t r ag jeweils 
e rhöht , ausgespart. 

Im einzelnen bildet das Gesetz zwei Grundtypen aus: 

— Bei dem einen Typ w i r d die Höchs tg renze aus dem Fiktiven Ruhegehalt gebil­
det, das sich unter Zugrundelegung der gesamten ruhegehal t fähigen Dienstzeit 
und der ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgrup­
pe, aus der sich das frühere Ruhegehalt berechnet, ergibt. Diese Formel , nach 
der der äl tere Bezug nur gezahlt w i r d , soweit er zusammen mi t dem neueren 
diese Höchs tg renze nicht überste igt , w i r d unmittelbar angewandt, wenn ein 
Ruhestandsbeamter einen neuen Anspruch auf Ruhegehalt oder eine ähn l i che 
Versorgung erwirbt. 

Die Formel w i r d mittelbar angewandt auf Witwen oder Waisen, die einen wei­
teren Anspruch auf Witwengeld oder Waisengeld erwerben. Die Höchs tbe t r ags -
formel w i rd hier vermittels der Regeln übe r die Berechnung des Wi twen- und 
Waisengeldes von dem früheren Ruhegehalt selbst auf die Höchs tg renze des 
Witwen- und Waisengeldes übe r t r agen . 

— Die andere Formel sieht als Höchs tg r enze 75 v. H . der ruhegeha l t fäh igen 
Diens tbezüge an. Diese Grenze w i r d jedoch in einem Fall auf der Grundlage 
der f rüheren, i m anderen Fall auf der Grundlage der spä te ren Leistung ermit­
telt. 
— Die Höchs tg renze w i r d aus 75 v. H . der ruhegehal t fähigen Diens tbezüge , die 

der f rüheren Versorgungsleistung zugrunde liegen, dann ermittelt, wenn 
Witwen ein Ruhegehalt oder eine ähn l i che Versorgung hinzuerwerben. Die 
Höchs tg renze für die Gesamtversorgung sind 75 v. H . der ruhegeha l t fäh igen 
Diens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das dem 
Witwengeld zugrunde liegende Gehalt bemiß t . 

— K o m m t jedoch zu einem Anspruch auf Ruhegehalt Witwengeld oder eine 
ähn l i che Versorgung hinzu, so w i r d die Höchs tg renze allerdings aus 75 v. H . 
der ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge errechnet, aus der sich dieses Wi twen­
geld errechnet. Hier w i r d also die spä tere Leistung zur Grundlage der 
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H ö c h s t g r e n z e n b e r e c h n u n g . Die G e s a m t b e z ü g e dürfen hinter dem Ruhege­
halt nicht zu rückb le iben . 

I n beiden Fä l len sind mindestens 20 v. H . des abgeleiteten Versorgungsbezuges 
(des Witwengeldes) zu belassen. 
Eine andere M o d a l i t ä t der Begrenzung wähl t das Gesetz dort, wo ein Ruhe­
standsbeamter Versorgungsbezüge auch aus seinem Dienst in einer zwischen­
staatlichen oder übers taa t l i chen Einrichtung erhäl t (§ 56 BeamtVG, § 55 b 
SVG). 

2.3.3.1.2 Das Zusammentreffen mit Renten aus der Rentenversicherung 

F ü r die Kumula t i on von Versorgungsbezügen und Renten aus der Sozialversiche­
rung gil t die Ausgangsregel, d a ß die Kumula t ion von Ruhegehalt und Versicherten­
renten sowie die Kumula t ion von Hinterbiiebenenversorgung (Witwengeld, Wai­
sengeld) und Hinterbliebenenrenten (Witwenrenten, Waisenrenten) begrenzt ist. 
Die Kumula t ion von Leistungen unterschiedlicher subjektiver Zuordnung — also: 
die Kumula t ion von Ruhegehalt mit Hinterbliebenenrenten aus eigener Beschäfti­
gung des Ehegatten des Bediensteten; die Kumula t ion von Witwengeld und Wai ­
sengeld mit Renten aufgrund einer eigenen Beschäft igung des Hinterbliebenen — 
ist dagegen nicht begrenzt. 

Treffen Ver so rgungsbezüge und Renten gleicher subjektiver Zuordnung — also: 
Ruhegehalt und Versichertenrenten; Witwengeld/Waisengeld und Hinterbliebe­
nenrenten — zusammen, so ist die Kumula t ion durch einen Höchs tbe t r ag begrenzt. 
Ü b e r s c h r e i t e n Verso rgungsbezüge und Renten zusammen die Höchs tg renze , so 
w i r d der Versorgungsbezug gekürzt , w ä h r e n d die Rente unvermindert bleibt. Die 
H ö c h s t g r e n z e w i r d so ermittelt, d a ß ein fiktives Ruhegehalt errechnet w i r d . Dieses 
ergibt sich aus dem Entgeltfaktor der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 
das Ruhegehalt berechnet, und aus dem Zeitfaktor der Zeit vom vollendeten 17. Le­
bensjahr bis zum Eint r i t t des Versorgungsfalles zuzügl ich der Zeiten, um die sich 
die ruhegeha l t f äh ige Dienstzeit e rhöh t , und der bei der Rente berücks ich t ig ten Zei­
ten einer rentenversicherungspflichtigen Beschäf t igung oder Tät igkei t nach Eint r i t t 
des Versorgungsfalles. H in t e rb l i ebenenbezüge werden nur bis zur Höchs tg r enze des 
Betrags des Wi twen- oder Waisengeldes gezahlt, der sich aus dem vorgenannten 
f ikt iven Ruhegehalt ergibt. 

Bei der K ü r z u n g bleibt die Rente insofern a u ß e r Betracht, als sie auf freiwilliger 
Versicherung oder Höhe rve r s i che rung beruht. 

2.3.3.2 E i n s c h r ä n k u n g der Mögl ichke i t eines Hinzuverdienstes 

2.3.3.2.1 Hinzuverdienst aus öffent l ichem Dienst oder parlamentarischem Mandat 

Hinsicht l ich der E i n s c h r ä n k u n g der Mögl ichke i t eines Hinzuverdienstes ist zwi­
schen dem Hinzuverdienst schlechthin und einem Hinzuverdienst aus öffent l ichem 
Dienst oder einem parlamentarischen Mandat zu unterscheiden. Generell be­
s c h r ä n k t ist nur der Hinzuverdienst aus öffent l ichem Dienst oder Mandat . 

2.3.3.2.1.1 Hinzuverdienst aus öffent l ichem Dienst 

Bezieht ein Versorgungsberechtigter aus einer Verwendung i m öffent l ichen Dienst 
ein E inkommen, so erhäl t er die Versorgungsbezüge nur, soweit sie zusammen mit 
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dem Einkommen eine bestimmte Höchs tg renze nicht übers te igen . Diese Höchs t ­
grenze w i r d aus unterschiedlichen Faktoren gebildet: 

a) Für Bedienstete i m Ruhestand, die das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, gelten als Höchs tg renze die für denselben Zeitraum bemessenen ruhege­
hal t fähigen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 
das Ruhegehalt berechnet (mindestens ein Betrag i n H ö h e des Eineinviertelfa­
chen der jeweils ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besol­
dungsgruppe A 3). 

b) Fü r Bedienstete im Ruhestand, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, für W i t ­
wen sowie für Waisen dagegen berechnet sich die Höchs tg renze aus zwei Ele­
menten. Das eine Element bilden für Bedienstete i m Ruhestand u n d Wi twen die 
für den gleichen Zeitraum bemessenen ruhegehal t fäh igen Diens tbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich Ruhegehalt bzw. das Witwengeld 
berechnet (mindestens ein Betrag i n H ö h e des Eineinviertelfachen der jeweils 
ruhegeha l t fäh igen Diens tbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 3), 
für Waisen 40 v. H . dieses Betrages; das andere Element dagegen bi lden 40 v. H . 
des Betrages des Gesamteinkommens aus der Versorgung und aus der Verwen­
dung i m öffent l ichen Dienst, welche die durch das erste Element vorgegebene 
Höchs tg renze übersteigt . 

2.3.3.2.1.2 Hinzuverdienst aus parlamentarischem Mandat 

Beim Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit der E n t s c h ä d i g u n g als M i t ­
glied des Deutschen Bundestages ruht das Ruhegehalt neben der Abgeordnetenent­
schäd igung zu 50 v. H . , höchs tens um 50 v. H . der A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g 
(§ 29 des Abgeordnetengesetzes). 

2.3.3.2.2 Sonstiger Hinzuverdienst 

Einkommen aus einer Tät igkei t a u ß e r h a l b des öffent l ichen Dienstes „ s c h a d e n " 
dem Versorgungsbezug nur, wenn ein Beamter oder Richter die „vo rgezogene 
Altersgrenze" für Schwerbehinderte i n Anspruch genommen hat (ζ. B. nach § 42 
B B G mi t Vol lendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand getreten ist). Er m u ß 
sich dann verpflichten, nicht mehr als durchschnittlich 425 D M aus Beschäf t igung 
oder Erwerbs tä t igke i t hinzuzuverdienen. Diese Auflage endet, wenn die Alters­
grenze erreicht ist, bei der der Bedienstete auch ohne Schwerbehinderung in den 
Ruhestand versetzt werden k ö n n t e . 

Eine andere allgemeine B e s c h r ä n k u n g findet sich für behinderte Waisen, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben, gleichwohl weiterhin Waisengeld beziehen. Ein 
Einkommen der Waise w i r d mi t der Hälf te des Betrages angerechnet, der das dop­
pelte Mindestvollwaisengeld übersteigt . 

3. Generelle Bestimmungsfaktoren 

Generelle Bestimmungsfaktoren wirken auf die Versorgungsbezüge ein, indem die 
aktiven Diens tbezüge rege lmäßig „ e n t s p r e c h e n d der Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhä l tn isse und unter Berücks ich t igung der mi t 
den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung durch Bundesgesetz. . . ange-
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p a ß t " werden m ü s s e n (§ 14 BBesG). Diese G r u n d s ä t z e bestimmen die ruhegehal t fä­
higen D i e n s t b e z ü g e und somit auch die Versorgungsbezüge , die aus ihnen errechnet 
werden. 

Diese G r u n d s ä t z e bestimmen aber auch einen der Faktoren, nach denen die Versor­
gungsbezüge an die Entwicklung der wirtschaftlichen und sozialen Verhäl tn isse 
anzupassen sind, denn die Verso rgungsbezüge sind entsprechend der V e r ä n d e r u n ­
gen der aktiven Diens tbezüge zu e r h ö h e n oder gegebenenfalls zu vermindern. 

Den anderen Faktor für die Anpassung der Versorgungsbezüge bilden die struktu­
rellen Verbesserungen im öffent l ichen Dienst. Sie führen zu einer E r h ö h u n g der 
Ver so rgungsbezüge grundsä tz l ich durch Anpassungszusch läge . 

V I . Anpassungsverfahren 

Die Anpassung der Versorgungsbezüge folgt zwei unterschiedlichen materiellen 
G r u n d s ä t z e n , denen zwei unterschiedliche Anpassungsverfahren entsprechen. 
Beide M o d a l i t ä t e n der Anpassung kommen prinzipiel l kumulativ zur Anwen­
dung. 

Typ Materieller Grundsatz Verfahren 

1. Allgemeine 
Anpassung an 
aktive 
Dienstbezüge 

Werden die Dienstbezüge der 
Besoldungsberechtigten 
allgemein erhöht oder 
vermindert, sind vom selben 
Zeitpunkt an die Versor­
gungsbezüge entsprechend 
zu regeln. 

Bundesgesetzgebung 

2. Anpassungs­
zuschläge 

a) bei E r h ö h u n g 
des durch­
schnittlichen 
Besoldungs­
aufwandes 

Erhöht sich der durchschnitt­
liche Besoldungsaufwand des 
Bundes und der Länder 
innerhalb des Feststellungs­
zeitraumes durch Verände­
rungen, die nicht allgemeine 
Erhöhungen der Dienst­
bezüge sind, wird den Versor­
gungsempfängern ein Anpas­
sungszuschlag gewährt . 

Ermittlung der Rechnungs­
grundlagen nach näherer 
Maßgabe des Gesetzes durch 
die zuständigen Minister des 
Bundes und der Länder. 
Feststellung des Anpassungs­
zuschlages durch den Bundes­
minister des Innern bis 
1. November eines jeden 
Jahres. 

b) bei allgemeiner 
Verminderung 
der Dienst­
bezüge 

Werden innerhalb des Fest­
stellungszeitraumes die 
Dienstbezüge allgemein ver­
mindert, kann wegen einge­
tretener Verbesserungen für 
Besoldungsberechtigte 
dennoch ein Anpassungs­
zuschlag gewährt werden. 

Entscheidung dem Grunde 
nach: Bundesgesetzgeber — 
Feststellung der Höhe : 
Bundesminister des Innern 
(s.o.). 
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V I I . Der Fal l des Alters 

1. Die Regelaltersgrenzen 

Bei den Beamten bildet das 65. Lebensjahr die allgemeine Altersgrenze. Besondere 
gesetzliche Altersgrenzen gelten für bestimmte Beamtengruppen, die in ihrem A m t 
besonderen Belastungen ausgesetzt sind bzw. deren A m t eine besondere Konst i tu­
t ion erfordert. Beamte des gehobenen Flugverkehrskontrolldienstes treten mi t der 
Vollendung des 53. Lebensjahres in den Ruhestand, Polizeivollzugsbeamte, be­
stimmte Strafvollzugsbeamte und Beamte des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr 
mi t Vol lendung des 60. Lebensjahres. 

Richter der Obersten Ger ich t shöfe des Bundes treten mit Vollendung des 68. Le­
bensjahres in den Ruhestand, andere Richter mi t Vollendung des 65. Lebens­
jahres. 

Die allgemeine Altersgrenze der Berufssoldaten liegt bei 60 Jahren. M i t Vol lendung 
des 41. Lebensjahres treten Strahlf lugzeugführer und Kampfbeobachter in den 
Ruhestand, bei Berufssoldaten i m Truppendienst ist die Altersgrenze je nach 
Dienstgrad differenziert: Berufsunteroffiziere, Leutnante, Oberleutnante und 
Hauptleute treten mit Vollendung des 53. Lebensjahres in den Ruhestand, Majore 
mit Vol lendung des 55. Lebensjahres, Oberstleutnante mit Vollendung des 57. Le­
bensjahres, und Oberste mit Vollendung des 59. Lebensjahres. 

2. Flexibilität der Altersgrenzen 

2.1 Die Antrags-Altersgrenzen 

Beamte und Richter k ö n n e n vor Erreichen der allgemeinen Altersgrenze auf Antrag 
in den Ruhestand versetzt werden. Das Gesetz unterscheidet zwei Fälle des vorzei­
tigen Ruhestandes, für die der Nachweis der Diens tun fäh igke i t nicht erforderlich 
ist: 

— Der erste Fall erlaubt eine Versetzung in den Ruhestand generell, nachdem ein 
bestimmtes Lebensjahr vollendet ist: 62. Lebensjahr für Beamte und Richter der 
L ä n d e r , 63. Lebensjahr für Beamte des Bundes, 65. Lebensjahr für Richter des 
Bundesverfassungsgerichts, 66. Lebensjahr für Richter der Obersten Gerichts­
höfe des Bundes. 

— Der andere Fall sieht eine Antrags-Altersgrenze für Schwerbehinderte vor. 
Nach Vollendung des 60. Lebensjahres sind Beamte und Richter i n den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn sie schwerbehindert sind und sich verpflichten, nicht 
mehr als durchschnittlich 425 D M monatl ich aus se lbs tänd iger oder unse lb s t än ­
diger Erwerbs tä t igke i t hinzuzuverdienen. 

Fü r Soldaten gibt es eine solche Mögl ichke i t nicht. 

2.2 Die hinausgeschobenen Altersgrenzen 

Bei Beamten kann die Altersgrenze durch den Dienstherrn unter engen Vorausset­
zungen hinausgeschoben werden. E in Hinausschieben auf Ant rag des Beamten ist 
nicht mögl ich . Die Altersgrenze, bis zu der der Beamte längs tens wei terbeschäf t igt 
werden kann, ist das 70. Lebensjahr i m Bund u n d einigen L ä n d e r n ( in den üb r igen 
L ä n d e r n das 68. Lebensjahr). 
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3. Keine besonderen Altersgrenzen für Frauen 

Besondere Altersgrenzen für Frauen oder M ä n n e r gibt es nicht. 

V I I I . Der Fal l der Invalidität 

1. Der dienstrechtliche Regelungsverbund 

Der Fall der Inva l id i t ä t ist als Fall der Diens tunfäh igke i t im Regelungsverbund der 
Beamtenversorgung mitgeregelt. Das schl ießt auch die Besonderheiten für den Fall 
ein, d a ß die D iens tun fäh igke i t auf einen Dienstunfall zurückgeht . 

Erfüllt ein Bediensteter nicht die Voraussetzungen, um wegen Diens tunfäh igke i t in 
den Ruhestand versetzt zu werden, so ist er zu entlassen. Bediensteten auf Lebens­
zeit, Beamten und Richtern auf Zeit oder auf Probe kann dann aber ein Unterhalts­
beitrag gewähr t werden. 

2. Kriterien für die Bestimmung der Erwerbsminderung 

Der Bedienstete „ist in den Ruhestand zu versetzen, wenn er infolge eines körper l i ­
chen Gebrechens oder wegen S c h w ä c h e seiner körper l ichen oder geistigen Kräfte 
zur Er fü l lung seiner Dienstpfl ichten dauernd unfäh ig (d iens tunfähig) ist" (§ 42 
Abs. 1 Satz 1 B B G , § 26 Abs. 1 Satz 1 BRRG) . Entsprechend dem Charakter der 
Bedienstetenversorgung als einem „ in t e rna l i s i e r enden" Sicherungssystem w i r d 
nicht auf eine allgemeine Erwerbsminderung abgestellt, sondern auf die dienstspe­
zifische Diens tun fäh igke i t . 

Die Frage einer „ V e r w e i s b a r k e i t " stellt sich nur dienstrechtlich. Es kommt nicht 
darauf an, ob der Beamte die zuletzt ausgeüb te Tät igkei t weiter a u s ü b e n kann. Vie l ­
mehr ist der Beamte solange nicht d iens tunfäh ig , solange ihm eine Tät igkei t zuge­
wiesen werden kann, die seinen „kö rpe r l i chen und geistigen K r ä f t e n " entspricht. 
Das kann, wenn der Beamte der V e r ä n d e r u n g zustimmt, jedes A m t bei dem 
gleichen oder einem anderen Dienstherrn sein, für das der Beamte die objektive 
notwendige Befäh igung besitzt (§ 26 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 B B G , § 18 Abs. 1 und 
Abs. 2 B R R G ) . Ohne die Zus t immung des Beamten ist die Ü b e r t r a g u n g eines ande­
ren Amtes beim bisherigen Dienstherrn „zulässig, wenn das neue A m t derselben 
oder einer gleichwertigen Laufbahn a n g e h ö r t wie das bisherige A m t und mit min­
destens demselben Endgrundgehalt verbunden ist" (§§ 26 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, 
45 Abs. 1 Satz 1, 39 B B G , §§ 18 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 29 Abs. 2 BRRG) . Bei 
Richtern ist die Ü b e r t r a g u n g eines anderen Amtes ohne die Zust immung des 
betroffenen Richters weitergehend e ingeschränk t (§§ 30 ff. D R i G ) . Fü r Berufssol­
daten ist das Verhä l tn i s zwischen Dienstgrad und Funkt ion das entscheidende 
K r i t e r i u m für den Kreis der „Verweisungs tä t igke i t " (§§26 , 44 Abs. 2 und 4, 51 
Abs. 4 SG). 

Die „Verwe i sba rke i t " ist somit für die dienstrechtliche Versorgung auf den Kreis 
gleichwertiger Ä m t e r i m öf fent l ichen Dienst e ingeschränk t ; und berücks icht ig t wer­
den nur die hierfür notwendigen, zumeist spezifisch dienstrechtlichen Qualif ikatio­
nen. 
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3. Differenzierung zwischen verschiedenen Stufen der Erwerbsminderung 

Die allgemeine Diens tunfäh igke i t sve rsorgung unterscheidet nicht nach verschie­
denen Graden der Erwerbsminderung (ζ. B. Erwerbs- und Berufsunfähigke i t ; M i n ­
derung der Erwerbsfähigkei t ) . Ist die Diens tunfäh igke i t jedoch die Folge eines 
Dienstunfalls, so w i r d bei einer Minderung der Erwerbsfäh igke i t , die mindestens 
25 v. H . be t räg t , ein Unfallausgleich gewähr t , der der H ö h e nach der Grundrente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz entspricht. Auch bei Un te rha l t sbe i t r ägen w i r d 
der Grad der Minderung der Erwerbsfähigkei t berücksicht ig t . F ü r Berufssoldaten 
w i r d der Grad der Erwerbsminderung d a r ü b e r hinaus insofern berücks ich t ig t , als 
sie neben der Dienstunfallversorgung auch Grundrenten erhalten. 

4. Der Status des wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand Versetzten 

4.1 Verfahren zur Überprüfung, ob die Voraussetzungen für die Invalidität andau­
ern 

Ein Verfahren zur Übe rp rü fung , ob die Inval id i tä t andauert, ist nicht generell vor­
gesehen. Der Bedienstete, der wegen Diens tunfäh igke i t in den Ruhestand versetzt 
ist, kann jedoch bis zum Ablauf von fünf Jahren nach Eintr i t t i n den Ruhestand 
erneut in das Diens tverhä l tn i s berufen werden, wenn er wieder d iens t fähig gewor­
den ist. A u f seinen Antrag m u ß er wieder in Dienst genommen werden. Nach 
Ablau f von fünf Jahren bedarf es jedoch des ü b e r e i n s t i m m e n d e n Willens des 
Dienstherrn und des Bediensteten, wenn der wieder d iens t fähige Bedienstete erneut 
in Dienst genommen werden soll. 

4.2 Begrenzung der Kumulation mit anderen Sozialleistungen und des 
Hinzuverdienstes 

Besonderheiten gelten nur dann, wenn die Diens tunfäh igke i t die Folge eines 
Dienstunfalles ist. I n diesem Fall bleibt dem ehemaligen Berufssoldaten neben dem 
Ruhegehalt die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz. Ferner sind die 
Vorschriften übe r das Ruhen der Verso rgungsbezüge von Beamten und Richtern 
neben einem Verwendungseinkommen aus öffent l ichem Dienst m i t der M a ß g a b e 
anzuwenden, d a ß ein Unfallausgleich bei der Ruhensregelung a u ß e r Betracht 
bleibt. 

4.3 Invaliditätsleistungen im Fall des Erreichens der Altersgrenze 

Erreicht der wegen Diens tunfäh igke i t zur Ruhe gesetzte Bedienstete die Altersgren­
ze, so ä n d e r t sich seine Versorgung nicht. 

5. Unterscheidung zwischen Fällen berufsbedingter und sonstiger Invalidität 

Die dienstrechtliche Versorgung unterscheidet zwischen der „ s c h l i c h t e n " Dienstun­
fähigkeit u n d der Diens tunfäh igke i t , die durch einen Dienstunfall verursacht wur­
de. I n diesem Fall t r i t t an die Stelle des Ruhegehalts das Unfallruhegehalt oder das 
e rhöh t e Unfallruhegehalt. Ferner w i r d das Unfallruhegehalt e rgänz t durch die 
Erstattung von S a c h s c h ä d e n und besonderen Aufwendungen, das Heilverfahren, 
den Unfallausgleich und die einmalige Unfa l l en t schäd igung . F ü r Berufssoldaten 
kommt die Beschäd ig tenve r so rgung hinzu. 
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W o die D iens tun fäh igke i t auf einen Dienstunfall zu rückzuführen ist, weitet sich 
auch der subjektive Anwendungsbereich der dienstrechtlichen Versorgung aus. 
Beamte und Richter auf Probe sind i n den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge 
Krankhei t , Verwundung oder sonstiger Beschäd igung , die sie sich ohne grobes Ver­
schulden bei A u s ü b u n g oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen haben, 
d i ens tun fäh ig geworden sind. E in durch Dienstunfall verletzter f rüherer Beamter 
oder Richter, dessen Diens tve rhä l t n i s nicht durch Eintr i t t i n den Ruhestand geen­
det hat, e rhä l t einen Unterhaltsbeitrag. 

I X . Hinterbliebenenversorgung 

1. Der derivative Charakter der Hinterbliebenensicherung 

Die Hinterbliebenensicherung leitet sich von dem Versorgungsanspruch des ver­
storbenen Bediensteten ab. Das gil t hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen: 
einerseits D i e n s t v e r h ä l t n i s , entsprechende Versorgungsberechtigung und T o d in der 
Person des Bediensteten; andererseits famil iärer Status (Ehe oder Kindschaft) in 
der Person der Hinterbliebenen. U n d es gilt ebenso für die H ö h e des Anspruchs: 
die Hinterbliebenenversorgung beläuft sich auf einen Vomhundertsatz Ruhegehal­
tes, das der verstorbene Bedienstete bezog oder bezogen hät te , wenn er zur gleichen 
Zeit und — bei Dienstunfal l — aus den gleichen G r ü n d e n nicht verstorben, son­
dern in den Ruhestand versetzt worden wäre . 

2. Sicherung des hinterbliebenen Ehegatten 

2.1 Der anspruchsauslösende Tatbestand 

Stellt man die Frage nach dem a n s p r u c h s a u s l ö s e n d e n Tatbestand vom Hinterbl ie­
benen her, so sind der T o d des o r ig inä r anspruchsberechtigten Ehegatten und die 
Ehe mi t i hm die Tatbestandselemente. E i n s c h r ä n k u n g e n liegen i m Sinne von Aus­
nahmen dann vor, wenn die Ehe mi t dem Verstorbenen weniger als drei Morlate 
gedauert hat (Versorgungsehe) oder die Ehe erst nach dem Eintr i t t des Bediensteten 
i n den Ruhestand u n d nach der Vollendung des 65. Lebensjahres durch ihn 
geschlossen worden ist. 

Stellt man die Frage dagegen von dem anspruchsvermittelnden Bediensteten her, so 
sind weitere Voraussetzungen zu beachten. Der Bedienstete m u ß auf Lebenszeit 
oder auf Zeit ernannt oder bereits i m Ruhestand gewesen sein. Oder er war Beam­
ter oder Richter auf Probe u n d ist an den Folgen einer D i e n s t b e s c h ä d i g u n g verstor­
ben. 

Un te rha l t sbe i t r äge k ö n n e n jedoch sowohl M ä n g e l i n der anspruchsvermittelnden 
Position des verstorbenen Bediensteten oder auch M ä n g e l i n der Position der H i n ­
terbliebenen selbst kompensieren. 

Der hinterbliebene Ehegatte aus einer f rüheren (insbesondere geschiedenen) Ehe 
des verstorbenen Bediensteten, dem zum Zeitpunkt des Todes ein schuldrechtlicher 
Versorgungsausgleich zusteht, e rhä l t ebenfalls einen Unterhaltsbeitrag. 
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2.2 Gleiche Regelung für Witwen und Witwer 

Witwen und Witwer sind in der Hinterbliebenenversorgung völl ig gleichgestellt. 

2.3 Hinterbliebenensicherung im Falle der Wiederverheiratung 

Bei einer erneuten Heirat endet die G e w ä h r u n g des Witwengeldes. Die Witwe 
erhäl t dann eine Abfindung. 

W i r d die neue Ehe aufgelöst , lebt das Witwengeld wieder auf. Ein von der Wi twe 
infolge Auf lösung der Ehe erworbener neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder Ren­
tenanspruch ist auf das Witwengeld anzurechnen. Die Witwenabf indung ist in die­
sem Fall in angemessenen Tei lbe t rägen zu ti lgen. 

3. Sicherung der hinterbliebenen Kinder 

3.1 Der anspruchsauslösende Tatbestand 

Stellt man die Frage nach dem a n s p r u c h a u s l ö s e n d e n Tatbestand vom Hinterbliebe­
nen her, so sind der Tod des Bediensteten und das Kindscha f t sve rhä l tn i s zu ihm die 
Tatbestandselemente. Versorgungsberechtigt sind leibliche und adoptierte Kinder . 
Nicht versorgungsberechtigt sind Kinder, die von dem Bediensteten adoptiert wur­
den, nachdem dieser schon in den Ruhestand getreten war und das 65. Lebensjahr 
vollendet hatte ( „nachadop t i e r t e Kinder") . 

Stellt man die Frage dagegen vom Bediensteten her, so sind weitere Voraussetzun­
gen zu beachten. Der Bedienstete m u ß auf Lebenszeit oder auf Zeit ernannt oder 
bereits i m Ruhestand gewesen sein. Oder er war Beamter oder Richter auf Probe 
und ist an den Folgen einer D i e n s t b e s c h ä d i g u n g verstorben. 

Unte rha l t sbe i t räge k ö n n e n jedoch M ä n g e l in der anspruchsvermittelnden Position 
des verstorbenen Bediensteten kompensieren. Ebenso k ö n n e n „ n a c h a d o p t i e r t e 
Kinder" Unte rha l t sbe i t r äge erhalten. 

3.2 Zeitliche Begrenzung der Waisenrente 

Waisengeld w i r d grundsä tz l ich bis zur Vol lendung des 18. Lebensjahres gewähr t . 
Nach Vollendung des 18. Lebensjahres w i r d es i n besonderen A u s n a h m e f ä l l e n 
(Ausbildung, Behinderung usw.) wei te rgewähr t . Abgesehen vom Fal l der Behinde­
rung endet das Waisengeld grundsä tz l ich mi t Vol lendung des 27. Lebensjahres. 

X. Versorgungsausgleich 

1. Wertausgleich und Begründung einer Anwartschaft in der Rentenversicherung 

Bei Scheidung der Ehe, Aufhebung der Ehe oder N i c h t i g e r k l ä r u n g der Ehe eines 
Bediensteten unterliegt dessen in der Ehezeit erworbene Versorgung dem Versor­
gungsausgleich (§§ 1587 ff. BGB, §§ 26, 37 EheG). Ausgleichspflichtig ist der Ehe­
gatte mit den wer thöhe ren Anwartschaften oder Aussichten auf eine auszuglei­
chende Versorgung. Dem berechtigten Ehegatten steht als Ausgleich die Hälf te des 
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Wertuntersclhiedes zu (§ 1587 a Abs. 1 BGB) . Bei der Ermit t lung des Wertunter­
schiedes ist auch der Wert der dienstrechtlichen Versorgung einzubeziehen 
(§ 1587 a Abs . 2 Nr . 1 BGB) . Hat ein Ehegatte in der Ehezeit eine dienstrechtliche 
Versorgungs;anwartschaft erworben und übers te ig t diese Anwartschaft allein oder 
zusammen m i t einer Rentenanwartschaft die dienstrechtlichen Ver so rgungsansp rü ­
che u n d / o d e r die rentenversicherungsrechtlichen Anwartschaften, die der andere 
Ehegatte in der Ehezeit erworben hat, so b e g r ü n d e t das Familienrecht für diesen 
Rentenanwaxtschaften i n einer gesetzlichen Rentenversicherung in H ö h e der Hälf te 
des Wertunterschiedes (§ 1587 b Abs. 2 B G B ) . Dabei ergibt sich aus der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage der Rentenversicherung ein Höchs tbe t r ag für die Begrün­
dung der Anwartschaften. Den Aufwand , der den Vers icherungs t rägern durch die 
B e g r ü n d u n g der Anwartschaften e rwächs t , haben die Träge r der dienstrechtlichen 
Versorgungslast zu erstatten (Ar t . 4 des Gesetzes zur Ä n d e r u n g versorgungsrechtli­
cher Vorschrif ten vom 14. Juni 1976, B G B l . I S. 1477, i . V. m. der Versorgungsaus­
gleichs-Erstattungsverordnung vom 11. M ä r z 1980, BGBl . I S. 280). Z u m Ausgleich 
werden die V e r s o r g u n g s b e z ü g e des ausgleichspflichtigen Bediensteten entspre­
chend g e k ü r z t . Der Beamte kann diese K ü r z u n g durch die Zahlung eines entspre­
chenden Kapitalbetrages an den Dienstherrn abwenden. 

2. Schuldrechtlicher Versorgungsausgleich — Unterhaltsbeitrag 

I n gewissen Fäl len scheidet jedoch die B e g r ü n d u n g von Rentenanwartschaften 
durch das Familiengericht aus. A n die Stelle des Wertausgleichs durch das Famil i ­
engericht t r i t t der schuldrechtliche Versorgungsausgleich (§ 1587 f BGB). So kann 
der schuldrechtliche Versorgungsausgleich Platz greifen, soweit ein voller Wertaus­
gleich an den H ö c h s t g r e n z e n der Rentenversicherung scheitert. I n diesem Fall hat 
der verpflichtete Ehegatte den Berechtigten eine Ausgleichsrente zu zahlen 
(§ 1587 g B G B ) . 

I n diese schuldrechtliche Verpf l ichtung des Bediensteten t r i t t der Versorgungs t räger 
nach dem T o d des Bediensteten begrenzt ein. Dem früheren Ehegatten des (der) 
verstorbenen Bediensteten, der i m Falle des Fortbestehens der Ehe Witwengeld 
erhalten h ä t t e , ist auf Ant rag ein Unterhaltsbeitrag insoweit zu gewähren , als er i m 
Zei tpunkt des Todes des Bediensteten gegen diesen einen Anspruch auf schuld­
rechtlichen Versorgungsausgleich hatte, solange er berufs- oder e rwerbsunfäh ig i m 
Sinne der Rentenversicherung ist, mindestens ein waisengeldberechtigtes K i n d 
erzieht oder betreut oder wenn er das 60. Lebensjahr vollendet hat. Der Unterhalts­
beitrag da r f fünf Sechstel des i m Falle der Fortdauer der Ehe mög l i chen Witwen­
geldes nicht übe r sch re i t en . I m H i n b l i c k auf die geschiedene Ehe gewähr t e Geschie­
denen-Witwenrenten u n d gleichartige Hinterbliebenenleistungen sind anzurech­
nen. 

X I . Rechtsgrundlagen der Alterssicherungssysteme 

1. Die Gesetzgebungszuständigkeit 

Die G e s e t z g e b u n g s z u s t ä n d i g k e i t h insicht l ich der Bediensteten des Bundes und der 
bundesmittelbaren K ö r p e r s c h a f t e n des öf fen t l ichen Rechts liegt ausschl ießl ich 
beim B u n d (Ar t . 73 N r . 1 und N r . 8, A r t . 98 Abs. 1 GG) . Die Gesetzgebung für 
andere Bedienstete bi ldet einen besonderen Fall der konkurrierenden Gesetzge-
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bung (Ar t . 74 a GG) . Macht der Bund von dieser Gese t zgebungszus t änd igke i t Ge­
brauch (Ar t . 72 GG) , so bedarf er dazu der Zust immung des Bundesrates (Ar t . 74 a 
Abs. 2 und Abs. 4 GG) . Gesetze, die auf dieser Grundlage erlassen werden, haben 
eine gewisse Sperrwirkung auch g e g e n ü b e r der aus sch l i eß l i chen Bundesgesetzge­
bung auf dem Gebiet des Personalwesens des Bundes (Ar t . 73 N r . 8 G G ) . Der 
Zust immung des Bundesrates b e d ü r f e n n ä m l i c h auch Bundesgesetze nach A r t . 73 
N r . 8 G G , soweit sie andere M a ß s t ä b e für den Aufbau oder die Bemessung der 
Besoldung und Versorgung oder andere Mindest- oder H ö c h s t b e t r ä g e vorsehen als 
Bundesgesetze nach A r t . 74 a Abs. 1 G G (Ar t . 74 a Abs. 3 G G ) . Durch das Beam­
tenversorgungsgesetz hat der Bund v o n seiner Z u s t ä n d i g k e i t nach Ar t . 74 a G G 
Gebrauch gemacht. Die L ä n d e r haben insoweit keine Gese t zgebungszus t änd igke i t 
mehr (Ar t . 72 Abs. 1 GG) . 

2. Der zwingende Charakter der gesetzlichen Regelung 

Die Versorgung der öffent l ich-recht l ichen Bediensteten und ihrer Hinterbliebenen 
w i r d durch Gesetz geregelt. Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die 
dem Bediensteten eine h ö h e r e als die i h m gesetzlich zustehende Versorgung ver­
schaffen soll, sind unwirksam. Das gleiche gilt für Vers i che rungsver t r äge , die zu 
diesem Zweck abgeschlossen werden. A u f die gesetzlich zustehende Versorgung 
kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden. D a m i t n i m m t das Versorgungs­
recht einen Grundsatz auf, der auch schon für die Regelung der aktiven Dienstbe­
züge gilt . Somit scheiden die Regelungsinstrumente des privatrechtlichen Vertrags 
und des Tarifvertrags aus. Auch öffent l ich-recht l iche Ver t r äge sind g rundsä tz l i ch 
unzuläss ig (§ 54 V w V f G ) . 

Dem entspricht, d a ß die Versorgung i m Prinzip i n Gestalt von R e c h t s a n s p r ü c h e n 
gewähr t w i r d , die nach Grund und H ö h e fest bestimmt s ind: so der Anspruch auf 
Ruhegehalt, auf Witwengeld, auf Waisengeld und auf Unterhaltsbeitrag an einen 
„ n a c h g e h e i r a t e t e n " ü b e r l e b e n d e n Ehegatten und einen f rühe ren Ehegatten i m Rah­
men des schuldrechtlichen Versorgungsausgleiches. Jedoch gibt es gleichwohl einen 
erstaunlich breiten Raum für Ermessensentscheidungen: 

— Die Ermessensentscheidung ü b e r die Zurruhesetzung eines aus anderen als 
dienstlichen G r ü n d e n d iens tunfäh ig gewordenen Beamten auf Probe, dem der 
Ruhegehaltsanspruch des Beamten folgt , wenn er bereits fünf Jahre Dienstzeit 
zurückgelegt hat. 

— Die Ermessensentscheidung ü b e r die Bewil l igung von U n t e r h a l t s b e i t r ä g e n an 

— „ a l t e " oder d iens tunfäh ige Bedienstete auf Lebenszeit, Zei t oder Probe, 
denen Ruhegehalt nicht zusteht; 

— an Hinterbliebene solcher Bediensteter, die einen Anspruch auf Witwengeld, 
Waisengeld oder auf Unterhaltsbeitrag an f rühere Ehegatten nicht vermit­
teln konnten, oder 

— an ü b e r l e b e n d e Ehegatten und Waisen, deren Anspruch auf Witwengeld 
bzw. Waisengeld durch den Tatbestand einer „ N a c h h e i r a t " oder einer 
„ N a c h a d o p t i o n " bee in t rächt ig t ist. 

Dabei ist das Ermessen dahin begrenzt, d a ß U n t e r h a l t s b e i t r ä g e den jeweil igen 
Anspruch auf Ruhegehalt, Witwengeld oder Waisengeld nicht übe r sch re i t en dür ­
fen, aber hinter ihm zurückb le iben k ö n n e n . 
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X I I . Organisationsform der Leistungsträger 

Schuldner der Versorgung ist der jeweilige Dienstherr. Dienstherren k ö n n e n sein: 
der Bund, die L ä n d e r , die Gemeinden u n d die G e m e i n d e v e r b ä n d e sowie kraft 
besonderer Vorschrif t andere K ö r p e r s c h a f t e n , Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Rechts ( § 1 2 1 B R R G ) . Jeder Dienstherr hat die Versorgungslast aus seinem 
eigenen Haushalt zu tragen. Ob und inwiewei t ungleiche Versorgungslasten zwi­
schen H o h e i t s t r ä g e r n ausgeglichen werden, kann Gegenstand des (bundesstaatli­
chen, kommuna len , horizontalen, vertikalen) Finanzausgleichs sein. Grundsä t z l i ­
che Regeln d a f ü r fehlen jedoch. Derjenige Gesetzgeber, der die Organisationsge­
walt ü b e r unterstaatliche Dienstherrn hat, kann diese auch zu Verso rgungsve rbän­
den z u s a m m e n s c h l i e ß e n (s. ζ. B. Ar t . 41 ff . des Bayerischen Gesetzes übe r das 
öffent l iche Versicherungswesen vom 7. Dezember 1933, BayBS I S. 242, zuletzt 
g e ä n d e r t durch § 3 des 1. Gesetzes zur Anpassung des bayerischen Landesrechts an 
das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz vom 27. Juni 1978, GVB1. S. 335). A n 
der Verpf l ichtung des Dienstherrn g e g e n ü b e r den Bediensteten ä n d e r t dies jedoch 
nichts (Ar t . 43 a. a. O.). 

X I I I . Finanzierung 

Die Finanzierung erfolgt aus den Haushaltsmitteln, die den Dienstherrn generell 
zur Ver fügung stehen. Ein besonderer Zusammenhang mit einzelnen Quellen dieser 
Haushaltsmittel (Steuern, Be i t räge , G e b ü h r e n usw.; Vermögenser t räge , wirtschaftli­
che B e t ä t i g u n g ; Finanzausgleich; Kredi te usw.) ist nicht vorgesehen. 

Die Versorgungsaufwendungen sind in den öf fent l ichen Haushaltsplan einzustellen 
(§ 10 Abs. 3 N r . 2 des H a u s h a l t s g r u n d s ä t z e g e s e t z e s , § 13 Abs. 3 Nr . 2 der Bundes-
haushaltsordnung). Zusä t z l i che Pflichten u n d Sicherungen (z.B. eine Vorausrech­
nung der Versorgungslast) sind damit aber nicht verbunden. 

Eigene Vorsorgeaufwendungen der Bediensteten sind nicht ausgewiesen. 
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Anlage: Minister- und Abgeordnetenversorgung 

Der Versorgung der Beamten, Richter und Berufssoldaten ist die Versorgung der 
Minister und Abgeordneten insofern verwandt, als es sich sowohl bei den Bedien­
steten als auch bei den Ministern und Abgeordneten um einen öffent l ich-recht l i ­
chen Status handelt. Gleichwohl fallen die Unterschiede ins Auge. Bei den M i n i ­
stern und Abgeordneten handelt es sich um Amts t räger , nicht aber Bedienstete. 
Hinzu kommen die besonderen verfassungsrechtlichen und politischen Impl ika t io ­
nen dieser Ämte r , insbesondere ihre Per iodiz i tä t und, hinsichtlich der Minister , ihre 
d a r ü b e r hinausgehende Labil i tät . 

Die Versorgung der Minister und Abgeordneten hat sich denn auch spät erst ent­
wickelt. Mit t lerweile ist sie jedoch eine Selbs tvers tändl ichkei t geworden. Eine Be­
trachtung der Alterssicherungssysteme kann an ihr nicht v o r ü b e r g e h e n . Der Einbau 
in den Duktus der Darstellung der Bedienstetenversorgung hä t t e jedoch das Ver­
s t ändn i s erschwert. Darum erscheint es geboten, die Darstellung der Minister- und 
Abgeordnetenversorgung hier als Anhang mitzuteilen. 

Die beiden nachfolgend wiedergegebenen Texte wurden vom Bundesministerium 
des Innern erstellt. 

Ministerversorgung 

1. Allgemeines 

Die Mitgl ieder der Bundesregierung stehen in einem besonderen öffentl ich-rechtl i­
chen Amtsverhä l tn i s . Ihre Rechtsverhä l tn i sse und damit auch ihre Versorgung nach 
Beendigung des Amtsverhä l tn i sses sind i m Bundesministergesetz ( B M i n G ) i n der 
Fassung vom 27. Juli 1971 (BGBl . I S. 1166), zuletzt geände r t durch A r t i k e l V § 3 
des Gesetzes vom 20. M ä r z 1979 (BGBl . I S. 357) geregelt 1). Sie erhalten danach 

) In den Ländern ist die Versorgung der Regierungsmitglieder durch folgende Gesetze gere­
gelt: 
Baden-Württemberg: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Regierung (Mi­
nistergesetz) i . d. F. vom 12. April 1976 (GBl. S. 438), geändert durch Gesetz vom 8. April 
1978 (GBl. S. 154) 
Bayern: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Staatsregierung vom 4. De­
zember 1961 (GVB1. S. 243), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. November 1977 (GVB1. 
S. 657) 
Berlin: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Senats (Senatorengesetz) 
i . d. F. vom 1. März 1979 (GVBl. S. 469). 
Bremen: Senatsgesetz vom 17. Dezember 1968 (Brem. GBl. S. 237), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19. Dezember 1977 (Brem. GBl. S. 385) 
Hamburg: Senatsgesetz vom 18. Februar 1971 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs­
blatt S. 23), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. April 1983 (Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 80) 
Hessen: Gesetz über die Regelung der Ministerbezüge i . d. F. vom 15. Oktober 1965 
(GVBl. I S. 233), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Dezember 1976 (GVBl. I S. 448) 
Niedersachsen: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregierung (Mi­
nistergesetz) i . d. F. vom 3. April 1979 (Nieders. GVBl. S. 105) 
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eine amtsangemessene Versorgung (Alimentat ion) , die sich im übr igen an die 
Beamtenversorgung anlehnt ( s i n n g e m ä ß e Anwendung der für die Bundesbeamten 
geltenden versorgungsrechtlichen Vorschriften, soweit im einzelnen nichts anderes 
bestimmt ist — § 13 Abs. 2 B M i n G ) . 

Entsprechendes gi l t für die Parlamentarischen Staa tssekre täre bei einem Mi tg l ied 
der Bundesregierung. Sie stehen nach dem Gesetz übe r die Rechtsverhä l tn i sse der 
Parlamentarischen S taa t s sekre tä re vom 24. Juli 1974 (BGBl . I S. 1538) ebenfalls in 
einem besonderen öffent l ich-recht l ichen Amtsverhä l tn i s und erhalten Versorgung 
in entsprechender Anwendung der e inschlägigen Vorschriften des Bundesminister­
gesetzes. 

Die nachstehende Darstellung b e s c h r ä n k t sich auf die Besonderheiten der Versor­
gung der Bundesminister. Die Rech tsverhä l tn i s se der Mitglieder der Landesregie­
rungen und ihre V e r s o r g u n g s a n s p r ü c h e sind in den e inschlägigen Gesetzen der 
L ä n d e r i n ä h n l i c h e r Weise geregelt; auf die vom Bundesrecht abweichenden Be­
stimmungen, die teils ungüns t ige re , teils güns t igere Regelungen enthalten, kann 
hier nicht i n allen Einzelheiten eingegangen werden. Lediglich auf besonders auf­
fallende Abweichungen w i r d i n F u ß n o t e n hingewiesen. 

2. Besonderheiten gegenüber der Beamtenversorgung 

Abweichende Sonderregelungen gegenübe r der Beamtenversorgung bestehen bei 
der Versorgung der Bundesminister im wesentlichen hinsichtlich des versorgungs-
a u s l ö s e n d e n Tatbestandes, der Bemessungsgrundlagen und der das Zusammentref­
fen mit anderen Bezügen aus öffent l ichen Kassen regelnden Ruhensvorschriften. 

2.1 Voraussetzungen 

2.1.1 A l l g e m e i n e s 

Bundesminister erhalten bei Vorliegen der im übr igen geforderten Voraussetzungen 
g rundsä tz l i ch nach Beendigung des Amtsverhä l tn i s ses Versorgung. A u f die G r ü n d e 
der Beendigung des Amtsverhä l tn i s ses kommt es nicht an. Anders als i m Beamten­
recht ist n ä m l i c h kein Eint r i t t i n den Ruhestand, an den der Anspruch auf Ruhege­
halt bei Beamten a n k n ü p f t , vorgesehen, ebenso keine die Dauer ihrer Amtszeit 
b e s c h r ä n k e n d e Altersgrenze. Die Vollendung eines bestimmten Alters ist nur für 
den Beginn der Zahlung des Ruhegehalts von Bedeutung. 

Nordrhein-Westfalen: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregie­
rung Nordrhein-Westfalen (Landesministergesetz) i . d. F. vom 23. August 1965 (GV. NW. 
S. 240), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. März 1981 (GV. NW. S. 194) 
Rheinland-Pfalz: Landesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregie­
rung Rheinland-Pfalz vom 17. Juli 1954 (GVB1. S. 91), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
7. Februar 1975 (GVB1. S. 54) 
Saarland: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregierung (Saarlän­
disches Ministergesetz) vom 17. Juli 1963 (Amtsbl. S. 435), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 26. Oktober 1977 (Amtsbl. S. 937) 
Schleswig-Holstein: Gesetz über die Rechtsverhältnisse des Ministerpräsidenten und der 
Landesminister (Landesministergesetz) i . d. F. vom 15. September 1960 (GVOB1. Schl.-H. 
S. 178), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. November 1979 (GVOB1. Schl.-H. S. 493) 
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So beginnt die Zahlung des Ruhegehalts 

— nach drei u n d mehr Amtsjahren mit dem vollendeten 55. Lebensjahr 

— nach zwei Amtsjahren mi t dem vollendeten 60. Lebensjahr. 

Bis dahin ruht der Anspruch auf Ruhegehalt (§ 15 Abs. 1, 3. B M i n G ) . Diese Ein­
s c h r ä n k u n g gi l t nicht , wenn ein Bundesminister bei A u s ü b u n g seines Amtes oder 
i m Zusammenhang m i t seiner A m t s f ü h r u n g ohne sein Verschulden eine Gesund­
he i t s schäd igung erleidet mi t der Folge, d a ß er nach Beendigung des Amtsverhä l t ­
nisses zur Ü b e r n a h m e seiner f rüheren Tä t igke i t oder einer gleichwertigen Beschäf­
t igung nicht mehr i n der Lage ist (§ 15 Abs. 5 B M i n G ) , oder wenn das Amtsverhä l t ­
nis wegen Diens tun fäh igke i t infolge eines Dienstunfalles endet (§ 17 Abs. 3 Nr . 2 
B M i n G ) . 

2.1.2 W a r t e z e i t 

Ein ehemaliger Bundesminister hat Anspruch auf Ruhegehalt nach einer Amtszeit 
als Mi tg l ied der Bundesregierung von mindestens zwei Jahren; eine Amtszeit als 
Parlamentarischer S t aa t s sek re t ä r ab 15. Dezember 1972 w i r d berücks icht ig t . Der 
Erfül lung der Wartezeit bedarf es in bestimmten A u s n a h m e f ä l l e n nicht (s. Zif­
fer 2.1.1 letzter Satz). 

2.2 Bemessungsgrundlagen 

Das Ruhegehalt w i r d auf der Grundlage der ruhegeha l t f äh igen Amtszeit („Zei t fak­
tor") und des Amtsgehalts u n d des Ortszuschlages ( „En tge l t f ak to r " ) gewähr t . 

2.2.1 Z e i t f a k t o r 

Ruhegeha l t f äh ig ist nur die Zeit der Mitgliedschaft i n der Bundesregierung, i m A m t 
eines Parlamentarischen S taa t s sekre tä r s ab 15. Dezember 1972 u n d einer vorange­
gangenen Mitgliedschaft i n einer Landesregierung. Andere Zeiten werden nicht 
berücksicht ig t . 

Das Ruhegehalt b e t r ä g t nach einer Amtszeit 

von 2 Jahren 18 V 3 v. H . , 
von 3 Jahren 25 v. H . , 
von 4 Jahren 35 v. H . 

und steigt mi t jedem weiteren Amtsjahr, also v o m 5. Amtsjahr an, u m 3 v. H . bis 
zum Höchs t sa tz v o n 75 v. H . , der nach einer Amtszeit von 18 Jahren erreicht 
w i r d * ) . 

Hat ein Bundesminister bei A u s ü b u n g seines Amtes oder i m Zusammenhang mi t 
seiner A m t s f ü h r u n g ohne seine Verschulden eine G e s u n d h e i t s s c h ä d i g u n g erlitten, 
die seine Arbeitskraft dauernd u n d so wesentlich bee in t r äch t ig t , d a ß er nach Been­
digung des A m t s v e r h ä l t n i s s e s zur Ü b e r n a h m e seiner f rühe ren Tä t igke i t oder einer 

*) Nach den Ministergesetzen der Länder wird der Höchstsatz (75 v. H.) erreicht: 
in einem Land nach 9 Jahren, 
in einem Land nach 12 Jahren, 
in 7 Ländern nach 14 Jahren, 
in 2 Ländern nach 20 Jahren. 
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ihr gleichwertigen Beschäf t igung nicht mehr i n der Lage ist, be t r äg t das Ruhegehalt 
mindestens 35 v. H . 

Beim Unfallruhegehalt , das g e w ä h r t w i r d , wenn der Bundesminister infolge eines 
Dienstunfalles d i e n s t u n f ä h i g w i r d u n d sein A m t s v e r h ä l t n i s endet, e r h ö h t sich ent­
sprechend der Beamtenregelung der Vomhundertsatz des erdienten Ruhegehalts 
um 20 v. H . bis zum H ö c h s t s a t z von 75 v. H . , der hier nach 11 Amtsjahren erreicht 
w i r d ; das Unfallruhegehalt be t r äg t mindestens 66 V3 v. H . 

2.2.2 E n t g e l t f a k t o r 

Der Berechnung der V e r s o r g u n g s b e z ü g e werden jeweils die den aktiven Bundesmi­
nistern zustehenden A m t s b e z ü g e (Amtsgehalt, Ortszuschlag bis zur Stufe 2 — mit 
voller Weitergabe des kinderbezogenen Antei ls des Ortszuschlages wie bei Beam­
t en—) zugrunde gelegt; an deren Ä n d e r u n g nehmen daher (soweit nichts anderes 
bestimmt ist) die V e r s o r g u n g s b e z ü g e entsprechend te i l . 

2.3 Übergangsgeld 

A u ß e r dem Ruhegehalt (Unfallruhegehalt) und sonstigen Leistungen (wie ζ. B. Son­
derzuwendung und Beihilfe i m Krankhei tsfal l ) erhalten ausscheidende Bundesmi­
nister ein Ü b e r g a n g s g e l d , das je nach Dauer der Amtszeit für eine Übergangsze i t 
von mindestens 6 Monaten bis zu 3 Jahren i n H ö h e 

— des Amtsgehaltes und des Ortszuschlages für die ersten 3 Monate und 

— von 50 v. H . für den Rest der Bezugsdauer 

gewähr t w i r d ; beim Zusammentreffen mi t Ruhegehalt werden nur die h ö h e r e n 
Bezüge gezahlt. 

2.4 Zusammentreffen mit anderen Leistungen 

a) Ver so rgungsbezüge (Ruhegehalt, r u h e g e h a l t ä h n l i c h e Versorgung, Hinterbliebe­
nenversorgung) aus einem f r ü h e r e n D i e n s t v e r h ä l t n i s (Beamter, Richter) oder 
A m t s v e r h ä l t n i s (Landesminister) ruhen, soweit Ruhegehalt ( Ü b e r g a n g s g e l d ) aus 
dem A m t s v e r h ä l t n i s als Bundesminister zu zahlen ist (von einem f rüheren W i t ­
wengeld verbleiben dabei mindestens 20 v. H . ) bis zur H ö h e dieser Bezüge. 

b) Das Ruhegehalt ( Ü b e r g a n g s g e l d ) w i r d neben neuen V e r s o r g u n g s b e z ü g e n (Ru­
hegehalt, r u h e g e h a l t ä h n l i c h e Versorgung, Hinterbliebenenversorgung) aus einer 
Wiederverwendung i m öf fen t l i chen Dienst nur insoweit g e w ä h r t , als diese h in­
ter dem Ruhegehalt ( Ü b e r g a n g s g e l d ) z u r ü c k b l e i b e n (beim Zusammentreffen mi t 
einem Witwengeld verbleibt mindestens ein Betrag i n H ö h e von 20 v. H . dieses 
Witwengeldes). 

c) F ü r das Zusammentreffen des Ruhegehaltes aus dem A m t s v e r h ä l t n i s als Bun­
desminister mi t V e r s o r g u n g s b e z ü g e n aus einer zwischen- oder übe r s t aa t l i chen 
Verwendung gilt die beamtenrechtliche Regelung des § 56 BeamtVG sinnge­
m ä ß . 

d) E in E inkommen aus einer Verwendung i m öf fen t l i chen Dienst w i r d auf das 
Ruhegehalt ( Ü b e r g a n g s g e l d ) des ehemaligen Bundesministers angerechnet. 

e) Das Ruhegehalt ( Ü b e r g a n g s g e l d ) des ehemaligen Bundesministers ruht neben 
der E n t s c h ä d i g u n g als M i t g l i e d des Deutschen Bundestages u m 50 v. H . , höch ­
stens jedoch u m 50 v. H . der A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g . 
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f) E in Ruhen des Ruhegehalts (Übergangsge ldes ) beim Zusammentreffen mi t Ren­
ten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen oder aus einer zusä tz l ichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung für Angehör ige des öffent l ichen 
Dienstes ist nicht vorgesehen. 

2.5 Hinterbliebenenversorgung 

2.5.1 B e r e c h t i g t e r P e r s o n e n k r e i s 

Die Hinterbliebenen eines im A m t verstorbenen Bundesministers (Erfül lung der 
Wartezeit nicht erforderlich) oder eines ehemaligen Bundesministers mit Anspruch 
auf Ruhegehalt erhalten eine Hinterbliebenen Versorgung; das Alter des Verstorbe­
nen ist hier ohne Bedeutung. Bemessungsgrundlage für das Witwen- und Waisen­
geld ist das Ruhegehalt das der Verstorbene erhalten hat oder erhalten hä t t e , im 
Falle des Todes eines amtierenden Ministers mindestens aber ein Ruhegehalt in 
H ö h e von 35 v. H . Die Hinterbliebenen eines ehemaligen Bundesministers, der zur 
Zeit seines Todes Übergangsge ld bezog, ohne Anspruch auf Ruhegehalt zu haben, 
erhalten a u ß e r dem Sterbegeld in H ö h e des Zweifachen des Übergangsge ldes im 
Sterbemonat für den Rest der Bezugsdauer des Übergangsge ldes Witwen- und Wai ­
sengeld, das aus dem Übergangsge ld nach § 14 Abs. 3 Nr. 2 B M i n G (50 v. H . der 
m a ß g e b e n d e n Bezüge) berechnet w i rd . 

2.5.2 Z u s a m m e n t r e f f e n m i t a n d e r e n L e i s t u n g e n 

a) F r ü h e r e Versorgungsbezüge (Ruhegehalt, ruhegeha l t ähn l iche Versorgung oder 
Hinterbliebenenversorgung aus einem früheren Diens tverhä l tn is des Verstorbe­
nen) ruhen, soweit aus dem Amtsve rhä l tn i s als Bundesminister Hinterbliebe­
nenversorgung zu zahlen ist (beim Zusammentreffen von Witwengeld aus dem 
Amtsve rhä l t n i s mit einem eigenen Ruhegehalt verbleibt dabei mindestens ein 
Betrag in H ö h e von 20 v. H . des Witwengeldes). 

b) Die Hinterbliebenenversorgung aus dem Amtsverhä l tn i s als Bundesminister 
w i r d neben neuen Versorgungsbezügen (Ruhegehalt, ruhegeha l t ähn l i che Ver­
sorgung oder Hinterbliebenenversorgung aus einer Wiederverwendung des Ver­
storbenen) nur insoweit gewähr t , als diese hinter der Hinterbliebenenversor­
gung aus dem Amtsverhä l tn i s zu rückb le iben (beim Zusammentreffen von Wi t ­
wengeld aus dem Amtsverhä l tn i s mi t einem neuen eigenen Ruhegehalt verbleibt 
mindestens ein Betrag in H ö h e von 20 v. H . des Witwengeldes). 

c) F ü r das Zusammentreffen der Hinterbliebenenversorgung aus dem Amtsver­
hä l tn i s als Bundesminister mi t H in t e rb l i ebenenbezügen aus einer Verwendung 
des Verstorbenen i m öffentl ichen Dienst einer zwischen- oder über s t aa t l i chen 
Einr ichtung gilt die beamtenrechtliche Regelung des § 56 BeamtVG s i n n g e m ä ß 
(siehe dazu auch Beamtenhinterbliebene). 

d) E in Einkommen aus einer Verwendung i m öffentl ichen Dienst w i r d auf die 
Hinterbliebenenversorgung aus dem Amtsverhä l tn i s als Bundesminister ange­
rechnet. 

e) Die Hinterbliebenenversorgung aus dem Amtsverhä l tn i s als Bundesminister 
ruht neben der E n t s c h ä d i g u n g als Mi tg l i ed des Deutschen Bundestages um 
50 v. H . , höchs tens jedoch um 50 v. H . der A b g e o r d n e t e n e n t s c h ä d i g u n g . 

f) E i n Ruhen der Hinterbliebenenversorgung beim Zusammentreffen mi t Hinter­
bliebenenrenten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen oder aus einer zu-
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sä tz l ichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung des öffent l ichen Dienstes ist 
nicht vorgesehen. 

2.6 Nachversicherung 

Eine Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung für den Fal l des 
unversorgten Ausscheidens aus dem Amtsverhä l tn i s erfolgt nicht, da die Mitg l ieder 
der Bundesregierung (wie auch die Parlamentarischen Staa tssekre täre) nicht i n 
einem Beschäf t igungsverhä l tn i s stehen, das an sich der Versicherungspflicht i n der 
gesetzlichen Rentenversicherung unterliegt. 

Abgeordnetenversorgung 

1. Allgemeines 

Die Mitgl ieder des Deutschen Bundestages (Bundestagsabgeordnete) haben als 
M a n d a t s t r ä g e r nach Ar t ike l 48 Abs. 3 G G Anspruch auf eine angemessene ihre 
U n a b h ä n g i g k e i t sichernde E n t s c h ä d i g u n g (Alimentat ion) , die ihnen und ihrer Fa­
mil ie auch nach Beendigung der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag einen 
angemessenen Unterhalt e rmögl ich t (vgl. auch „Diä t enu r t e i l " des Bundesverfas­
sungsgerichts vom 5. November 1975 — 2 BvR 193/74 — ) . Ihre Versorgung ist ein 
öffent l ich-recht l iches Versorgungssystem und im Abgeordnetengesetz (AbgG) vom 
18. Februar 1977 ( B G B l . I S. 297) geregelt 2). Danach erhalten die Bundestagsabge­
ordneten eine ihrem Mandat angemessene Versorgung, die sich i m übr igen an die 

2 ) In den Ländern ist die Abgeordnetenversorgung durch die folgenden Landesgesetze gere­
gelt: 
Baden-Württemberg: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtags (Ab­
geordnetengesetz) vom 12. September 1978 (GBl. S. 473), geändert durch Gesetz vom 
14. November 1979 (GBl. S. 483) 
Bayern: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Bayerischen Landtags 
(Bayerisches Abgeordnetengesetz) vom 25. Juli 1977 (GVB1. S. 369), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. März 1982 (GVB1. S. 185) 
Berlin .Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Abgeordnetenhauses von Ber­
lin (Landesabgeordnetengesetz) vom 21. Juli 1978 (GVB1. S. 1497), geändert durch Gesetz 
vom 22. Februar 1983 (GVB1. S. 358) 
Bremen: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bremischen Bürgerschaft 
(Bremisches Abgeordnetengesetz) vom 16. Oktober 1978 (Brem. GBl. S. 209), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 22. Februar 1982 (Brem. GBl. S. 61) 
Hamburg: Gesetz über die Aufwandsentschädigung an die Abgeordneten der Bürgerschaft 
und über die Gewährung von Zuschüssen an die Fraktionen der Bürgerschaft vom 19. Mai 
1961 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 165), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 21. Dezember 1981 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 379) 
Hessen: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Hessischen Landtags 
(Hessisches Abgeordnetengesetz) vom 2. Mai 1978 (GVBl. I S. 255), geändert durch Gesetz 
vom 1. Juli 1981 (GVBl. I S. 205) 
Niedersachsen: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Abgeordneten des Niedersächsi­
schen Landtages (Niedersächsisches Abgeordnetengesetz) vom 3. Februar 1978 (Nieders. 
GVBl. S. 101), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 1982 (Nieders. GVBl. S. 202) 
Nordrhein-Westfalen: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages 
Nordrhein-Westfalen (Abgeordnetengesetz) vom 24. April 1979 (GV. NW. S. 238), geän­
dert durch Gesetz vom 13. Juli 1982 (GV. NW. S. 338) 
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Beamtenversorgung anlehnt ( s i n n g e m ä ß e Anwendung der für Bundesbeamte gel­
tenden versorgungsrechtlichen Vorschriften, soweit nichts anderes bestimmt ist — 
§ 26 AbgG) . 

Die nachstehende Darstellung b e s c h r ä n k t sich auf den vorgenannten Personen­
kreis. Die Versorgung der Mitglieder der Landesparlamente sind in den e inschlägi ­
gen Gesetzen der L ä n d e r geregelt und entsprechen (mit Ausnahme von Hamburg) 
i m Grundsatz der Bundesregelung. 

2. Besonderheiten gegenüber der Beamtenversorgung 

Abweichende Sonderregelungen gegenübe r der Beamtenversorgung bestehen bei 
der Versorgung der Abgeordneten i m wesentlichen hinsichtlich des versorgungsaus-
lö senden Tatbestandes, der Bemessungsgrundlagen und der das Zusammentreffen 
mit anderen Bezügen aus öffentl ichen Kassen regelnden Ruhensvorschriften. 

2.1 Voraussetzungen 

2.1.1 A l l g e m e i n e s 

Bundestagsabgeordnete haben bei Vorliegen der i m übr igen geforderten Vorausset­
zungen grundsä tz l i ch nach ihrem Ausscheiden aus dem Deutschen Bundestag einen 
Anspruch (bzw. eine Anwartschaft) auf Versorgung (Al te rsentschädigung) . A u f die 
G r ü n d e des Ausscheidens kommt es nicht an. Anders als im Beamtenrecht ist kein 
Eint r i t t i n den Ruhestand, an den der Anspruch auf Ruhegehalt bei Beamten 
anknüpf t , vorgesehen, ebenso keine die Dauer ihrer Mandatszeit b e s c h r ä n k e n d e 
Altersgrenze. Die Vollendung eines bestimmten Alters ist nur für den Beginn der 
Zahlung der Al t e r sen t schäd igung von Bedeutung. 

So beginnt die Zahlung der Al t e r sen t schäd igung 

— bei einer Mandatszeit von 6 Jahren mi t Vollendung des 65. Lebensjahres 

— mi t jedem weiteren Jahr der Mandatszeit bis zum 16. Jahr ein Jahr f rüher (frü­
hestens also mi t Vollendung des 55. Lebensjahres). 

Als Mandatszeit werden auf Antrag hierbei auch Zeiten einer Mitgliedschaft i m 
Parlament eines Landes berücksicht ig t . Bis zur Vollendung des m a ß g e b e n d e n 
Lebensalters besteht gegebenenfalls nur eine Anwartschaft auf Al te r sen t schäd i ­
gung. Dies gil t nicht, wenn ein Bundestagsabgeordneter w ä h r e n d seiner Z u g e h ö r i g ­
keit zum Deutschen Bundestag oder ein ehemaliger Bundestagsabgeordneter wäh­
rend der Anwartschaftszeit ohne sein grobes Verschulden G e s u n d h e i t s s c h ä d e n 
erlitten hat, die seine Arbeitskraft dauernd und so wesentlich bee in t r äch t igen , d a ß 

Rheinland-Pfalz: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages Rhein­
land-Pfalz (Abgeordnetengesetz Rheinland-Pfalz) vom 21. Juli 1978 (GVBl. S. 587), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. Februar 1982 (GVBl. S. 66) 
Saarland: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Landtages des Saarlandes 
(Abgeordnetengesetz) vom 4. Juli 1979 (Amtsbl. S. 656) 
Schleswig-Holstein: Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Schleswig-Hol-
steinischen Landtages (Schleswig-Holsteinisches Abgeordnetengesetz) vom 11. August 1978 
(GVOB1. Schl.-H. S. 223), geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 1981 (GVOB1. Schl.-H. 
S. 332) 
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er sein Manda; bzw. die bei seiner Wahl zum Deutschen Bundestag ausgeüb te oder 
eine andere zumutbare Tät igkei t nicht mehr a u s ü b e n kann (§ 22 AbgG) . 

2.1.2 War teze i t 

Voraussetzung für den Anspruch (Anwartschaft) auf Al t e r sen t schäd igung ist eine 
Mandatszeit V3n mindestens 6 Jahren. Die Zeit eines Mandats in einem Landespar­
lament wi rd a i f Antrag berücksicht ig t . Der Erfül lung der Wartezeit bedarf es nicht 
in dem in 2.11 (letzter Satz) e r w ä h n t e n Ausnahmefall, i n dem ein Abgeordneter 
w ä h r e n d seintr Zugehör igke i t zum Deutschen Bundestag entsprechende Gesund­
he i t s schäden trlitten hat. 

2.2 Bemessun%sgrundlagen 

Die Ai te rsent .chädigung w i r d auf der Grundlage der Mandatszeit („Zei t fak tor" ) 
und der Entschädigung („Entge l t f ak to r" ) gewähr t . 

2.2.1 Z e i t f a h o r 

Fü r die Höhe der Al te r sen t schäd igung w i r d nur die Zeit als Bundestagsabgeordne­
ter berücks ich ig t . Der Vomhundertsatz der Al te r sen t schäd igung be t rägt nach einer 
Mandatszeit ils Bundestagsabgeordneter von 6 Jahren 25 v. H . und e rhöh t sich für 
jedes weitere Jahr bis zum 16. Jahr um 5 v. H . (nach 16 Jahren also Höchs t sa tz 
75 v. H.) . 

Hat ein Buniestagsabgeordneter w ä h r e n d seiner Zugehör igke i t zum Deutschen 
Bundestag olne sein grobes Verschulden G e s u n d h e i t s s c h ä d e n erlitten, die seine 
Arbeitskraft dauernd und so wesentlich bee in t räch t igen , d a ß er sein Mandat und 
bei seinem Aisscheiden aus dem Deutschen Bundestag die bei seiner Wahl zum 
Deutschen Bindestag ausgeüb te oder eine andere zumutbare Tät igkei t nicht mehr 
a u s ü b e n kam, so erhäl t er auf Antrag vom Monat der Antragstellung an eine 
Al te r sen t schä i igung in H ö h e von mindestens 25 v . H . 

Bei der „Unn l l -A l t e r s en t s chäd igung" e r h ö h t sich der Bemessungssatz u m 20 v. H . 
bis höchs tens 75 v. H . , wenn der Bundestagsabgeordnete oder der ehemalige Bun-
destagsabgeo dnete mi t Versorgungsanwartschaft ohne sein grobes Verschulden 
Gesundhe i t s schäden infolge eines Unfalles erlitten hat, die seine Arbeitskraft dau­
ernd und so wesentlich bee in t r äch t igen , d a ß er sein Mandat bzw. die bei seiner 
Wah l zum Deutschen Bundestag ausgeüb te oder eine andere zumutbare Tät igkei t 
nicht mehr a isüben kann. 

2.2.2 E n t g e t f a k t o r 

Grundlage d;r Berechnung der Al t e r sen t schäd igung ist die E n t s c h ä d i g u n g des Bun-
destagsabgeadneten (7 500 D M ) , aus der sich nach dem m a ß g e b e n d e n Vomhun­
dertsatz die Altersentschädigung errechnet. Bisher (seit 1977) ist die E n t s c h ä d i g u n g 
der Bundestgsabgeordneten noch nicht angehoben worden. Nach § 30 A b g G ist 
aber die Anjemessenheit der E n t s c h ä d i g u n g (einschl. Versorgung) i n bestimmten 
A b s t ä n d e n zi prüfen. 

Die Zei t dei Wahrnehmung der Ä m t e r des P räs iden ten und seiner Stellvertreter 
w i r d der Benennung der Al t e r sen t schäd igung mi t der E n t s c h ä d i g u n g e inschl ießl ich 
der AmtszuLge zugrunde gelegt. 
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I n den Fäl len , in denen für den Anspruch auf Al te r sen t schäd igung auf Antrag Zei­
ten der Mitgliedschaft im Parlament eines Landes berücksicht igt werden, beträgt 
die Al t e r sen t schäd igung für jedes Jahr der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 
]/e der Mindes t a l t e r sen t schäd igung (25 v. H.) . 

2.3 Übergangsgeld und andere Leistungen 

2.3.1 Ü b e r g a n g s g e l d 

Die ausscheidenden Bundestagsabgeordneten erhalten nach einer mindesten ein­
j äh r igen Mitgliedschaft ein Übergangsge ld , das in H ö h e der E n t s c h ä d i g u n g für 
jedes Jahr der Mandatszeit einen Monat und für jede Mandatszeit w ä h r e n d der 
ganzen Dauer einer Wahlperiode drei weitere Monate, höchs tens jedoch drei Jahre 
lang, gewähr t w i r d ; die Al t e r sen t schäd igung ruht neben dem Übergangsge ld . Be­
züge aus der Mitgliedschaft im Parlament eines Landes, aus einem Amtsve rhä l tn i s 
oder aus einer Verwendung im öffent l ichen Dienst werden angerechnet. 

2.3.2 V e r s o r g u n g s a b f i n d u n g 

Ein Bundestagsabgeordneter der bei seinem Ausscheiden weder eine Anwartschaft 
noch einen Anspruch auf Al te r sen t schäd igung erworben hat, erhäl t eine Versor­
gungsabfindung (für jeden angefangenen Monat der Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag in H ö h e des für diesen Monat jeweils geltenden Höchs tbe i t rages zur 
Rentenversicherung der Angestellten zuzügl ich 20 v. H . dieses Höchs tbe i t r ages ) ; 
anstelle der Versorgungsabfindung wi rd die Abgeordnetenzeit auf Antrag als 
Dienstzeit i m Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Beamten, Richter 
und Soldaten berücksicht ig t . 

2.3.3 L e i s t u n g e n f ü r den K r a n k h e i t s f a l l 

Die Ver so rgungsempfänge r erhalten einen Z u s c h u ß zu den notwendigen Kosten in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfä l len in s i n n g e m ä ß e r Anwendung der Beihilfe­
vorschriften für Bundesbeamte. 

Anstelle des Anspruchs auf diesen Z u s c h u ß erhalten sie einen Z u s c h u ß zu ihren 
Krankenve r s i che rungsbe i t r ägen , wenn sie nicht nach den Vorschriften der Reichs­
versicherungsordnung oder des Gesetzes ü b e r die Krankenversicherung der Land­
wirte Anspruch auf einen Z u s c h u ß zu ihren Krankenve r s i che rungsbe i t r ägen haben. 
Als Z u s c h u ß ist die Hälf te des Krankenversicherungsbeitrages, höchs t ens jedoch 
ein Betrag von 180 D M monatl ich, zu zahlen. 

2.4 Zusammentreffen mit anderen Leistungen 

a) Die Al te r sen t schäd igung des ehemaligen Bundestagsabgeordneten ruht neben 
Verso rgungsbezügen aus einem Amtsve rhä l tn i s oder einer Verwendung i m öf­
fentlichen Dienst um 50 v. H . des Betrages, um den sie und die genannten Ver­
so rgungsbezüge die E n t s c h ä d i g u n g übers te igen . Entsprechendes gi l t beim Bezug 
einer Versichertenrente aus einer zusä tz l ichen Alters- und Hinterbliebenenver­
sorgung für Angehör ige des öffent l ichen Dienstes; ein auf freiwill iger Weiter­
versicherung, Selbstversicherung oder Höhe rve r s i che rung beruhender Renten­
anteil bleibt a u ß e r Betracht, soweit der Arbeitgeber nicht mindestens die Hälf te 
der Bei t räge oder Zuschüsse in dieser H ö h e geleistet hat. 
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b) F ü r das Zusammentreffen einer Al t e r sen t schäd igung des ehemaligen Bundes­
tagsabgeordneten mit einer Versorgung aus einer zwischen- oder über s t aa t l i chen 
Verwendung gi l t die beamtenrechtliche Regelung des § 56 BeamtVG s i n n g e m ä ß 
mi t der M a ß g a b e , d a ß Al t e r sen t schäd igung mindestens in H ö h e von 50 v. H . 
der E n t s c h ä d i g u n g verbleibt. 

c) Die A l t e r s e n t s c h ä d i g u n g des ehemaligen Bundestagsabgeordneten ruht neben 
V e r s o r g u n g s b e z ü g e n aus einer Mitgliedschaft i m Parlament eines Landes i n 
H ö h e des Betrages, um den beide Versorgungsbezüge den Höchs tbe t r ag der 
A l t e r s e n t s c h ä d i g u n g (75 v. H . der E n t s c h ä d i g u n g ) übers te igen. 

d) Die A l t e r s en t s chäd igung des ehemaligen Bundestagsabgeordneten ruht neben 
einem E inkommen aus einem Amtsve rhä l tn i s oder einer Verwendung i m öffent­
l ichen Dienst u m 50 v. H . des Betrages, um den sie und das Einkommen die 
E n t s c h ä d i g u n g übers te igen. 

e) Die A l t e r s en t s chäd igung des ehemaligen Bundestagsabgeordneten ruht neben 
einer E n t s c h ä d i g u n g aus der Mitgliedschaft im Parlament eines Landes in H ö h e 
des Betrages, um den beide Bezüge die E n t s c h ä d i g u n g des Bundestagsabgeord­
neten übers t e igen . 

0 E in Ruhen der Al te r sen t schäd igung beim Zusammentreffen mit Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen ist nicht vorgesehen. 

2.5 Hinterbliebenenversorgung 

2.5.1 B e r e c h t i g t e r Pe r sonenk re i s 

Die Hinterbliebenen eines w ä h r e n d der Zugehör igke i t zum Deutschen Bundestag 
verstorbenen Bundestagsabgeordneten oder eines ehemaligen Bundestagsabgeord­
neten mi t Anspruch oder Anwartschaft auf Al te r sen t schäd igung erhalten eine H i n ­
terbliebenenversorgung (§ 25 AbgG) . 

Bemessungsgrundlage für das Wi twen- und Waisengeld ist die Al t e r sen t schäd igung 
oder „Unfa l l -A l t e r sen t schäd igung" , die der Verstorbene erhalten hat oder erhalten 
hä t t e , i m Falle des Todes w ä h r e n d der Zugehör igke i t zum Deutschen Bundestag, 
mindestens aber eine Al t e r sen t schäd igung i n H ö h e von 25 v. H . 

Beim Todes eines ehemaligen Bundestagsabgeordneten, der Übergangsge ld bezog, 
w i r d diese Leistung an den ü b e r l e b e n d e n Ehegatten, die leiblichen A b k ö m m l i n g e 
sowie die als K i n d angenommenen Kinder fortgesetzt oder belassen, wenn Versor­
g u n g s a n s p r ü c h e nach dem A b g G nicht bestehen (§ 18 Abs. 5 AbgG) . 

2.5.2 Z u s a m m e n t r e f f e n m i t a n d e r e n G e l d l e i s t u n g e n 

a) Die Hinterbliebenenversorgung aus dem M a n d a t s v e r h ä l t n i s als Bundestagsab­
geordneter ruht neben Verso rgungsbezügen aus einem Amtsve rhä l tn i s oder aus 
einer Verwendung i m öffent l ichen Dienst (auch neben H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e n 
aus einem Amtsverhä l tn i s oder einer entsprechenden Verwendung des Verstor­
benen) u m 50 v. H . des Betrages, u m den sie und die genannten Versorgungsbe­
züge die E n t s c h ä d i g u n g des Abgeordneten (7 500 D M ) übers te igen . Entspre­
chendes gilt beim Bezug einer Hinterbliebenenrente aus einer zusä tz l ichen 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung für Angehör ige des öffent l ichen Dien­
stes; ein auf freiwilliger Weiterversicherung, Selbstversicherung oder H ö h e r v e r ­
sicherung beruhender Rentenanteil bleibt a u ß e r Betracht, soweit der Arbeitge-
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ber nicht mindestens die Hälf te der Be i t r äge oder Z u s c h ü s s e in dieser H ö h e 
geleistet hat. 

b) Fü r das Zusammentreffen der Hinterbliebenenversorgung aus dem Mandatsver­
häl tn is als Bundestagsabgeordneter mi t H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e n aus einer zwi­
schen- oder übers taa t l i chen Verwendung gi l t die beamtenrechtliche Regelung 
des § 56 BeamtVG s i n n g e m ä ß mi t der M a ß g a b e , d a ß Ver so rgungsbezüge min­
destens in H ö h e von 50 v. H . der E n t s c h ä d i g u n g (7500 D M ) verbleiben. 

c) Die Hinterbliebenenversorgung aus dem M a n d a t s v e r h ä l t n i s als Bundestagsab­
geordneter ruht neben V e r s o r g u n g s b e z ü g e n aus einer Mitgliedschaft i m Parla­
ment eines Landes (auch neben H i n t e r b l i e b e n e n b e z ü g e n aus einer Mi tg l i ed ­
schaft des Verstorbenen) in H ö h e des Betrages, u m den beide Versorgungsbe­
züge den Höchs tbe t r ag der A l t e r s e n t s c h ä d i g u n g (75 v. H . der E n t s c h ä d i g u n g ) 
übers te igen . 

d) Die Hinterbliebenenversorgung aus dem M a n d a t s v e r h ä l t n i s ruht neben einem 
Einkommen aus einem A m t s v e r h ä l t n i s oder einer Verwendung im öffent l ichen 
Dienst um 50 v. H . des Betrages, u m den sie und das E inkommen die En t schä ­
digung des Bundestagsabgeordneten (7 500 D M ) übe r s t e igen . 

e) Die Hinterbliebenenversorgung aus dem M a n d a t s v e r h ä l t n i s als Bundestagsab­
geordneter ruht neben einer E n t s c h ä d i g u n g aus einer Mitgliedschaft i m Parla­
ment eines Landes in H ö h e des Betrages, u m den beide Bezüge die En t schäd i ­
gung des Bundestagsabgeordneten (7 500 D M ) übe r s t e igen . 

0 Ein Ruhen der Hinterbliebenenversorgung beim Zusammentreffen mit Hinter­
bliebenenrenten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen ist nicht vorgese­
hen. 

2.6 Nachversicherung 

Eine Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung für den Fall des 
unversorgten Ausscheidens aus dem M a n d a t s v e r h ä l t n i s erfolgt nicht. A u f die Ver­
sorgungsabfindung (S. 204, Ziffer 2.3.2) w i r d hingewiesen. Bundestagsabgeordnete, 
die die Versorgungsabfindung in Anspruch nehmen, k ö n n e n freiwil l ige Beiträge für 
die Zeit der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag, die noch nicht mi t Bei t rägen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung belegt ist, zur Rentenversicherung der Arbeiter 
oder zur Rentenversicherung der Angestellten nachentrichten; Entsprechendes gilt 
für eine zusätz l iche Alters- und Hinterbliebenenversorgung (§ 23 AbgG) . 
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